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Editorial

Vor knapp 20 Jahren hat der Vorstand der Eidgenössischen Erziehungsdirektoren-Kon-
ferenz (EDK) eine Arbeitsgruppe eingesetzt mit dem Auftrag, ein möglichst konkretes
Leitbild für pädagogische Hochschulen zu entwerfen. Im Vorwort der darauftrin publi-
zierten <<Thesen zur Entwicklung Pädagogischer Hochschuleru> (EDK, 1993) heisst es,

dass das <Problem der Transformation nichtuniversitärer Ausbildungsinstitutionen in
Pädagogische Hochschulen>> w{ar nur als Kapitel des Anhangs aufgeführt werde, es

aber dennoch sehr wichtig sei. Vor <<überstürzt vorgenommenen Anderungen> wurde
damals gewamt, <Behutsamkeiil sollte den Change-Prozess begleiten, um die <<hohe

Qualitäb der bisherigen schweizerischen Lehrerbildung nicht zu geführden. In weiser
Voraussicht formulierte man damals, <dass die Überführung bestehenderAusbildungs-
institutionen in pädagogische Hochschulen von allen Beteiligten eine grosse Kraftan-
strengung verlangt, und zwar in finanzieller, persönlicher und zeitlicher Hinsicht.>

Unterdessen ist die Tertiarisierung der Lehrerbildung in der Schweiz formal vollzogen,
einige <Kraftanstrengunp> war tatsächlich notwendig. Dass sich die pädagogischen

Hochschulen in so kurzer Zeit realisiert und etabliert haben, mag zum einen erstaunen,

ist zum anderen aber auch durch einen enornen Reformwillen zu erklären, den die

BzL seit dem dritten Jahr ihres Bestehens fortlaufend kommentierend begleitete: 1985

etwa mit der Nummer <10 Jahre <Lehrerbildung von morgeru (LEMO)>, gefolgt von
Themenheften wie <Neustrukturierung der Lehrer(innen)bildun g>> (BzL 2/ 1992), <Uni-
versitäre Lehrerbildung) (1/1993) oder <Bedingungenund Folgen derAkademisierung
der Lehrerbildunp (3/1996). Andere Beiträge lassen sich heute auch als Dokumenta-
tion eines sparurenden und rasanten Aufbaus lesen: <Forschung in der Lehrerbildung>
(l/1998), <Die Modularisierung der Studiengänge in der Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dnng> (1/2002) oder <Die Entwicklung der pädagogischen Hochschulen>> (212002).

Immer wieder war mit diesen Heften auch der Anspruch verbunden, Bilanz zu ziehen,
die Realisierungen mit den ursprünglichen Absichten zu vergleichen und gleichzeitig

den sich ändernden Kontext zu berücksichtigen.

Die vorliegende Themennummer lässt sich ebenfalls hier einordnen: Sie diskutiert und
bilanziert die Steuerung und Führung von pädagogischen Hochschulen. Wieder ein-
mal zeigl sich die Situation deutlich verändert: Nicht nur wird über die EDK-Diplom-
anerkennung eine gesamtschweizerische Lehrerbildungspolitik, von der man in den

1970er- und l98Oer-Jafuen noch weit entfemt war, sichtbar, sondem es zeigen sich
auch veränderte und teils komplexer gewordene Verhältnisse zwischen Einrichtungen
der Lehrerinnen- und Lehrerbildung und kantonaler Bildungspolitik bzw. Verwaltung.
Damit ist dann auch die wichtige Frage nach derAutonomie pädagogischer Hochschu-
len im Vergleich zu anderen Hochschultypen gestellt.

Die Diskussion um die Autonomie pädagogischer Hochschulen kennt unterschiedliche
Referenzbeispiele: So kann beispielsweise die Situation in den Vorgänger-Einrich-
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tungen als Vergleichsgrösse gewählt werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass

damit vorwiegend ein Leistungsbereich - nämlich die Ausbildung - ins Blickfeld ge-
rät, andere Bereiche dagegen kaum zum Thema werden. Pädagogische Hochschulen
sollten dagegen entsprechend ihres mehrfachen Leistungsauftrags (Aus- und Weiterbil-
dung, Forschung, Entwicklung und Dienstleistung) auch mit anderen Hochschultypen
verglichen werden: Welche Autonomie kennen universitäre Hochschulen und Fach-
hochschulen, wie sind dort Rahmenbedingungen und Leistungen insgesamt und für
einzelne Mitarbeitende in Lehre und Forschung erfahrbar? Interessant sind zudem auch
die Vergleiche mit Einrichtungen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in benachbarten
Ländem: Welche Einbethrngen und Verstrickungen werden dort sichtbar?

Aus solchen Vergleichen leiten sich weitere wichtige Fragen ab: Ztm Beispiel, ob die
pädagogischen Hochschulen unter den heute gegebenen Rahmenbedingungen die ge-
forderten Leistungen in Aus- und Weiterbildung, Forschung, Entwicklung und Dienst-
leistung überhaupt erbringen können. Oder auch, ob unter den vorgenommenen An-
derungen, wie 1993 gefordert, die hohe Qualität der schweizerischen Lehrerbildung
erhalten geblieben ist.

Steuerung und Ftihrung pädagogischer Hochschulen in einem grundlegenden Change-
Prozess haben aber auch eine <Innenseite>>, die gerade <intem> oft diskutiert wird:
Wie werden grundlegende Entscheidringen getroffen und kommuniziert, welche Gre-
mien sind einbezogen? Solche Fragen hängen eng mit der internen Strukturierung der
Hochschulen zusammen, die beispielsweise auch einiges darüber verraten, wie die Ko-
operation der verschiedenen Fach- und Leistungsbereiche vorgeplant ist oder welche
Autonomie auch einem einzelnen Wissenschaftler, einer einzelnen Wissenschaftlerin
als Mitglied einer Hochschule zugestanden wird.

Die vorliegende Ausgabe der <<Beiträge zur Lehrerbildung> kann nicht alle diese Fra-
gen beantworten, sie wirft aber einen kritischen Blick in verschiedene Bereiche. Die
Ausgabe wurde von einer Gastredaktion betreut. Wir bedanken uns herzlich bei Lucien
Criblez, Christina Huber und Lukas Lehmann flir die umsichtige und sorgfültige
Konzeption und Realisierung sowie die erfreuliche Zusammenarbeit mit der Redak-
tion.

Anni Heitzmann, Alois Niggli, Christine Pauli, Kurt Reusser, Annette Tettenborn,
Peter Tremp
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Steuerung und Führung pädagogischer Hochschulen. Zur
Einführung in den Themenschwerpunkt

Lucien Criblez, Christina Huber und Lukas Lehmann

Zusammenfassung Das vorliegende Themenheft zielt darauf ab, systematischer und anallischer

als bisher über die Steuerung und Führung pädagogischer Hochschulen nachzudenken. Die The-

menwahl reagiert auf unterschiedliche Signale, dass <Govemance>, wie sie in den Sozialwissen-

schaften seit einigen Jahren diskutiert wird, Einzug in die Diskussionen um die schweizerische

Lehrerinnen- und Lehrerbildung hält. Die thematische Einflihrung zeigt die Entwicklung von der

Bildungsplanung hin zur Governance-Perspektive aufund stellt die Diskussionen über die Steue-

rung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in diesen Kontext. Die Beiträge im Themenheft richten

das Interesse aufunterschiedliche Akteure, aufbisherige Erfahrungen sowie aufdie Dynamik der

Lehrerbildungsreform. Vergleichende Analysen erweitem die kantonalen Perspektiven, einzelne

Beiträge mit intemationaler Ausrichtung wiederurn ergänzen die nationale Perspektive.

Schlagworte Bildungspolitik, Govemance, Lehrerinnen- und Lehrerbildung

Governance of Universities of Teacher Education - The editorial focus

Abstract The current issue aims to stimulate a more systematic and, above all, cross-spanning

debate on govemance of Universities of Teacher Education. We approach the subject of <Go-

vemance> and relate the socio-scientific discussions to the actual reforms taking part in Swiss

Teacher Education. The issue provides a comparative view ofdifferent areas under discussion,

offers an insight into national and intemational experiences made, and analyses the dy:ramics of
change within the domain of Govemance of teacher education.

Keywords educational policy, govemance, teacher education

Als die schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) 1993 die

<Thesen zur Entwicklung Pädagogischer Hochschulen>> publiziert hatte (EDK, 1993),

rechnete wohl kaum jemand damit, dass die Lehrerinnen- und Lehrerbildung bereits

zehn Jahre später vollständig hochschulformig organisiert, die Weiterbildung für Leh-

rerinnen und Lehrer mindestens teilweise aus den Bildungsverwaltungen ausgelagert
gnd in die Hochschulen integriert und die neuen Institutionen mit einem Forschungs-

auftrag ausgestattet sein würden. Für schweizerische bildungspolitische Verhältnisse

unerwartet schnell haben sich die Institutionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung als
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pädagogische Hochschulenr, in einzelnen Fällen auch als Teil der Universität (Genf)
oder der Fachhochschule (Aargau, Basel-Landschaft , Basel-Stadt, Solothurn, Tessin)
neu formiert. Dieser grundlegende Wandel der institutionellen Gestalt der Lehrerinnen-
und Lehrerbildung oder allgemeiner: die Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung
seit 1990 ist in zwei gemeinsamen Tagungen der EDK und der Schweizerischen Kon-
ferenz der Rektoriruren und Rektoren der pädagogischen Hochschulen (coHEP) im Ja-
nuar 2008 und im Juni 2010 bilanziert worden (Ambühl & Stadelmann,2010l' Cnblez,
20r0).

Mit der ersten Bilanztagung ist insbesondere der institutionelle Wandel der Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung thematisiert worden (Ambühl & Stadelmann, 2010), mit
der zweiten standen unter der Frage der <Wirksamkeit>> zweiThemen im Vordergrund
(Bucher et al.,20l0a} Einerseits sollten Befürchtungen bearbeitet werden, dass sich
die hochschulörmige und an Wissenschaft und Forschung orientierte Lehrerinnen- und
Lehrerbildung zu weit vom Bedarf der Praxis entfemt, andererseits sollte das Verhältnis
zwischen Staat und Lehrerinnen- und Lehrerbildung thematisiert werden. In diesem
zweiten Themenbereich (Bucher et al., 2010b) wurden u. a. Fragen zur Selbst- und
Fremdsteuerung der pädagogischen Hochschulen, zur Koordination zwischen den
pädagogischen Hochschulen sowie zum Einfluss und zu unterschiedlichen Vorstellun-
gen von Steuerungsakteuren bzw. <stakeholdem> (wie der Bildungspraxis bzw. der
Lehrprofession, der Bildungsverwaltung, der Bildungspolitik und der pädagogischen
Hochschulen selbst) zur Diskussion gestellt. Mit dieser Themenwahl hält das, was in
den Sozialwissenschaften seit einigen Jahren unter dem Stichwort <<Governance> the-
matisiert wird, Einzug in die Diskussionen um die schweizerische Lehrerinnen- und
Lehrerbildung.

1 Von der Bildungsplanung zur <Governance,)

Die Aufrnerksamkeit flir <<Govemance> (vgl. Benz,2004; Benz et a1.,2007; zur histo-
rischen Entwicklung: Blatter, 2007) kann einerseits daraufzurückgeführt werden, dass
das Interesse und der Wille in der Politik - und auch in der Bildungspolitik -, einzelne
Politikfelder (wieder) gezielt zu steuern, zugenornmen haben. Das beste bildungspo-
litische Beispiel dafür in der Schweiz ist das Projekt von EDK und Bund zw Etab-
lierung eines <Bildungsmonitorings>2. Andererseits haben die Politik ganz allgemeia
und die Bildungspolitik im Besonderen die eingeschränkte Wirksamkeit traditioneller
Steuerungskonzepte erfahren. Die Governance-Perspektive als Forschungsansatz bie-
tet jedoch keine wirklich neue politische Steuerungsidee an, sondem vielmehr einen

I Der Einfachheit halber werden im Folgenden unter dem Begriff <gädagogische Hochschulen> alle
hochschulfiirmigen Institutionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung subsumiert, auch wenn sie nicht als
eigentliche pädagogische Hochschulen formiert sind.
2 vgl. dau hftp:i/www.edk.ch/dyn/11663.php [recherchiert am 30.10.2010]; vgl. auch LISUM, bm:ukk &
EDK,2008; SKBF,2010.
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heuristischen Rahmen, um politische Steuerungsprozesse besser analysieren und ver-

stehen zu können. Die bildungspolitische Aufrnerksamkeit für Governance-Analysen
deutet denn auch weniger auf ein grosses wissenschaftliches Interesse am Zuwachs an

Wissen über Steuerung hin als vielmehr auf die Dringlichkeit, staatliche Steuerung zu

reformieren und neu zu legitimieren. Die Hinwendung zur Governance-Perspektive

soll der Praxis in dieser Sicht folglich vor allem zur Lösung von Legitimations- und Re-

gierbarkeitsproblemen dienen. Dementsprechend ist der Governance-Begriffbisher für
Unterschiedliches verwendet worden (vgl. Schuppert,2007) und in der Governance-

Debatte werden alles andere als einheitliche Konzepte vertreten: Die Spannbreite reicht

von Publikationen mit normativ-programmatischem Charakler über theoretisch und

empirisch ausgerichtete Beiträge bis hin zu historischen Analysen des Wandels von
Steuerungsformen und -konzepten.

Insgesamt ist die Aufrnerksamkeit für den Govemance-Ansatz vor dem Hintergrund der

im Folgenden kurz rurd vereinfacht beschriebenen Entwicklung zu erklären: Während
der Bildungsexpansion der l960er- und 1970er-Jahre rückten - unter Bezugnahme auf
die Humankapital-Theorie - Konzepte der (Bildungs-)Planung in den Vordergrund des

Interesses (vgl. u.a. Lehmpfuhl, 2004; Luhmann,1975;Mayntz,1997; Rolff 1980).

Auf der Grundlage von Bildungsstatistik und entsprechenden Prognosen versuchte

man eine <<rationale Bildungspolitib (Widmaier,1966) zu begründen. In diesem Kon-
text und aufgrund des Lehrermangels, der in den 1960er-Jahren rasch zugenommen

hatte, wurden erstmals Lehrerbedarfsprognosen errechnet, mit denen man das Problem
zubearbeitenversuchte (vgl. u.a. Pfenninger, 1972; Reichhold,196T;Tuggener, 1966).

Erstmals erschienen in dieser Zeit auch Studien zur Planung der Lehrerinnen- und Leh-

rerbildung (vgl. zum Beispiel Aregger & Hubler, 1977). Dieser Steuerungsoptimismus

bzw. die Plamrngseuphorie wich nach der Wirtschaftskrise ab 1975 einer skeptischen

<<Ernüchterunp (Widmer, 1976, S. 13 ff.), da sich die Bildungsprognosen wegen der

Wirtschaftskrise als nicht zutreffend erwiesen oder die eingesetzten Instrumente nicht
die gewünschten Erfolge erzielten. Ztdem setzte sich ein Teil der Akteure gegen die

Planung <von oben> zur Wehr und verlangte mehr Mitsprache und Autonomie (Recum,

1997, S.30f.).

Die Steuerungsideen verlagerten sich anschliessend aufdie Inhalte: <Bildungsreform
als Revision des Curriculum> (Robinsohn, 1969) wurde zum Programm und Curricu-

lumtheorie dominierte die Steuerungsdiskussion bis Anfang der l980er-Jahre (stell-

vertretend für viele: Frey et al., 1975). Gesteuert werden sollten nun nicht mehr die

Bildungssysteme und deren Weiterentwicklung im Kontext der Expansion, sondem das

Lemen in den Schulen und im Unterricht. Aus der Kritik an der Bildungsplamrng als

Steuerung <von oben>, die in den Schulen kaum Wirkung erzeuglhabe, entstanden par-

allel daru Postulate nach Reformen (von unten>. Der <<Konkurs der Bildungspolitilo>

sei kein Bankrott, welcher der einzelnen Schule anzulasten sei (Rolff, 1984, S. i4),
deshalb müsse eine Schulreform (unten) ansetzen, in den Schulhäusern: <<Die Reform-

fühigkeit der Einzelschule entscheidet über die Reformf?ihigkeit des Systems. Deshalb
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hat die Stärkung der Einzelschule Priorität, damit sich überhaupt etwas bewegt> (Rolff,
1994,5. ll5). Mit dieser Perspektive wurde zudem eine breit abgesttitzte Partizipation
bei Schulreformen eingefordert (Altrichter & Maag Merki, 2010; Berkemeyer,2009;
Maag Merki, 2008). In der Schulreform sei femer zwischen einer strategischen und
einer operativen Ebene zu unterscheiden: Bildungspolitik und Bildungsverwaltung
sollten sich aufdie strategische Entscheidungsebene beschränken, die operativen Ent-
scheide sollten in den Schulen gefüllt werden.

Auf der Suche nach altemativen Formen der Steuerung wurde nun auch der Markt
wiederentdeckt, in der Hoffrrung, dass mehr Selbstinteresse und Konkurrenz in den
politischen Prozessen undAbläufen bessere Steuerungsmöglichkeiten zulassen würden
(Recum, 1997, S. 32). Bildungspolitik und Bildungsverwaltung führten in der Folge
sogenannte <New Public Management Q.{PM)>Modelle in die Bildungsverwaltungen
ein (Dubs, 1996;Yo5t,2004; kritisch: Bellmann, 2009; Criblez,1996), zumal die Pos-
tulate aus der Schulentwicklungsdebatte und die NPM-Reformen in der Forderung nach
mehr Autonomie ihre Konvergenz fanden. Mit der stärkeren Marktorientienrng waren
für die Lehrerinnen- und Lehrerbildung zwei Folgen verbunden: Erstens wurden die
Lehrerinnen- und Lehrerbildungseinrichtungen in eine Konkurrenzsituation versetzt,
weil einerseits deren Diplome gesamtschweizerisch anerkannt wurden (vgl. Criblez,
2010 und den Beitrag von Lehmann in diesem Heft) und andererseits die freie Studien-
ortwahl für Studierende eingeführt wurde, indem die Studiengänge der pädagogischen
Hochschulen in den Anhang der Fachhochschulvereinbarung3 aufgenommen wurden.a
Damit wurde die territoriale (kantonale) Steuerung der Ausbildung eingeschränkt und
die hoheitliche Vergabe von ausschliesslich kantonal gültigen Diplomen weitgehend
aufgehoben. Zweitens wurden - der NPM-Logik entsprechend - marktformige steue-
rungsformen auch in den neuen pädagogischen Hochschulen eingeführt, indem ihnen
eine eigenständige Rechtspersönlichkeit zugeordnet wurde und sie durch die Einfüh-
nrng von Leistungsauftrag und Globalbudget mehr Autonomie im Bereich der opera-
tiven Führung erhielten (vgl. unten und den Beitrag von Perriard in diesem Heft).

Obwohl mit Postulaten nach mehr <Evidence in Education> (OECD, 2007) neuer-
dings eigentlich wieder auf steuerungsideen der Bildungsplanung zurückgegriffen
wird, scheint mit der Hinwendung zu steuerung als Govemance mindestens für die
bildungspolitische Analyse ein wissenschaftlicher Paradigmenwechsel verbunden: Das
bisher auf Steuemngssubjekte konzentrierte Leitkonzept politischer Steuerung, das
auf die Frage der steuerungsfähigkeit (des staates) ausgerichtet war, wird zugunsten
einer Analyse der Steuerbarkeit von Systemen mit komplexen Strukturen und Institu-

3 Zum aktuellen Stand vgl. <<Interkantonale Fachl,ochschulvereinbarung @H$ ab 2005 vom 12. Februar
2003>; online unter: http://edudoc.chhecordJ20lllfiles/3-3d.pdf [31.10.2010] und <FFIV - Anhang
pädagogische Hochschulen (Stand 20. November 2009)>; online unter http://www.edudoc.ch/static/web/
arbeiter/fh_anhjh_201 109.pdf [3 I . 10.201 0].
4 Eine erste Studie zum Studienort-Wahlverhalten der zukünftigen Lehrerinnen und Lehrer ist kürzlich von
Denzler und Wolter (2009) vorgelegt worden.
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tionenverflechtungen (Mayntz, 1996, S. 150) relativiert. Mit dem Govemance-Ansatz
wird der einschränkende Fokus auf staatliche Alctivitäten einerseits und hierarchische
Koordinationsformen zwischen Steuerungssubjekt und Steuerungsobjekt andererseits
erweitert, indem möglichst viele beteiligte Akteure in ihrem Interdependenzgeflecht
in die Analyse einbezogen werden. Verschiedene Autoren sehen denn in der Verhand-
lungsstmktur des Netzwerks - und nicht in der hierarchischen Koordinationsform -
den empirisch am häufigsten auftretenden Fall von gestaltender Handlungskoordinati-
on zwischen Akteuren (Grande,1995; Mayntz & Scharpf, 1995; Schimank, 2002). Die
drei Perspektiven - Handlungskoordination, Akteurskonstellation und Mehrebenena-
nalysen (Altricher & Heinrich, 2007) - machen den Governance-Ansatz für Analysen
im Bildungsbereich und insbesondere in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung interes-
sant, weil wir es hier erstens mit Mehrebenensystemen, zweitens mit unterschiedlichen
Akteursgruppen und deren Verflechtungen und drittens mit unterschiedlichen Formen
der Handlungskoordination zwischen den Akteuren zu tun haben.

2 Steuerung und Führung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in der
Schweiz

Vor dem Hintergrund der neueren Governance-Diskussion einerseits und des <Ein-
zugs>> der Governance-Perspektive in die schweizerische Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dungdiskussion ist der Themenschwerpunkt dieses Heftes auf Fragen der Steuerung
und Führung pädagogischer Hochschulen ausgerichtet. Beides - Steuerung und Füh-
rung - lässt sich dabei nicht vollständig und widerspruchsfrei voneinander trennen,
auch nicht, wenn man die idealtypische Unterscheidung der NPM-Konzepte zwischen
strategischer und operativer Führung übemimmt (vgl. Lehmann et a1.,2007 , S. 119 f.).
In diesem Themenheft wird allgemein von Steuerung gesprochen, wenn es um die
bildungspolitische Definition und Beeinflussung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung
geht. Steuerung findet in einer solchen Sicht also auf der Makroebene des bildungspo-
litischen Systems statt. Steuerungsakteure wirken vor allem auf kantonaler, zunehmend
aber auch aufregionaler, interkantonaler, nationaler und supranationaler Ebene. Dabei
ist zu berücksichtigen, dass auf den unterschiedlichen Makroebenen durchaus unter-
schiedliche Steuerungs<<philosophieu mit rurterschiedlichen Folgeproblemen und zum
Teil widersprüchlichen Zielsetzungen anzutreffen sind: Während in den Kantonen nach
wie vor die Versorgung eines lokalen und hoheitlich geregelten Arbeitsmarktes mit aus-

gebildetem Personal die Interessenlagen der Akteure bestimmt, stehen auf regionaler
Ebene Fragen der mehrkantonalen Trägerschaft von Hochschulinstitutionen und auf
interkantonaler Ebene die Aklaeditienrng von Lehrdiplomen und damit verbunden die
Durchsetzung von vergleichbaren Ausbildungsstandards sowie die Garantie des frei-
en Zugangs zu den Hochschulen im Vordergrund des Wirkens. Auf nationaler Ebene

stellt sich im Hinblick auf das neue Hochschulforderungs- und Koordinationsgesetz
vor allem die Frage, wie die Pädagogischen Hochschulen in ausschliesslich kantonaler
Trägerschaft, die vom Bund bislang auch nicht subventioniert worden sind, sinnvoll in
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eine <Hochschullandschaft Schweia>s integriert werden können. Auf internationaler
Ebene schliesslich interessieren im Hinblick auf die intemationale Mobilität des Per-
sonals vor allem Fragen der gegenseitigen Anerkennung der Diplome. Hervorzuheben
gilt insbesondere, dass die Kantone der Steuerung der Ausbildung für den Lehrberuf
als geregelten Berul in dem die Kantone als Monopolarbeitgeber auftreten, gegenüber
der Steuerung anderer Ausbildungsgänge nach wie vor eine besondere Bedeutung zu-
weisen - obwohl die Ausbildungsstandards immer weniger kantonal definiert werden
können.

Die bisherige Bilanzierungsdebatte zur Reform der Lehrerinnen- und Lehrerbildung hat
einige wichtige Themen einer breiteren Diskussion zug?inglich gemacht, andere werden
erst seit ganz ktxzer Zeit thematisiert, so etwa das Thema der Quereinsteiger in den
Lehrberuf, das erst mit dem sich immer schärfer abzeichnenden Mangel an Lehrper-
sonen seit dem Frütrjahr 2010 in einer breiten Öffentlichkeit diskutiert wird. Wiederum
andere wichtige Themen werden bislang kaum oder nur von kleinen, spezialisierten
Alleursgruppen diskutiert, so etwa die Frage national gültiger Professionsstandards
oder eben diejenige der (politischen) Steuerung und Führung pädagogischer Hochschu-
len. Das vorliegende Themenheft nimmt sich des letztgenannten Themas an; dies nicht
zuletzt, weil wir davon ausgehen, dass allein schon die vollständige Integration der
Lehrerinnen- und Lehrerbildung in den Hochschulbereich die Handlungskoordination
und die Steuerungsprozesse verändert hat und weiter verändem wird.

Die EDK ha! um die gegenseitige Diplomanerkennung innerhalb der Schweiz und
mit Ländern des EU-Raumes (Stichwort: Bilaterale Verträge; vgl. Kreis, 2009) nt er-
möglichen, steuernd in den im Bildungsfoderalismus genuin kantonalen Reformpro-
zess der Lehrerinnen- und Lehrerbildung eingegriffen und Anerkenmurgsreglemente
für die Lehrdiplome erlassen. Da sich die Kantone auch im übrigen Hochschulbereich
um eine st?irkere Koordination rmd Steuerung bemühen, steht dieser stdrkere Steue-
rungsanspruch zumindest zur Integration der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in den
Hochschulbereich in keinem Widerspruch. Allerdings begrenzten die Vorgaben der
EDK erstmals die Freiheit der Kantone in der Lehrerinnen- und Lehrerbildungspolitik.
Der Beitrag von Lukas Lehmann zeichnet diese Veränderung in der Steuerungspolitik
der EDK im Bereich der Lehrerinnen- und Lehrerbildung nach.

Die Freiheit der Kantone wurde in denjenigen Fällen, in denen mehrkantonale Leh- .

rerinnen- und Lehrerbildungseinrichtungen geschaffen wurden, rusätzlich relativiert
und auch die Konstellation der Steuerungsakteure wurde massgeblich verändert: Nicht
mehr ein einzelner Kanton mit den politischen Steuerungsinstanzen von Parlament und
Regierung steuert die Hochschule, sondern es mussten neue, interkantonalen Steue-
rungsformen und -gremien gefunden werden. Der Beitrag von Christina Huber skiz-

5 Zur Vorbereitung des Hochschulfijrderungs- und Koordinationsgesetzes sowie zur <Hochschullandschaft
Schweiz> vgl. h@:/iwww.sbf.admin.ch./htrn/themen/uni,/hls_de.html [31.10.2010].
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ziert an den Beispielen des Kantons Aargau respektive der Schaffrrng der PH FHNW
sowie des Kantons Zugund seiner Beteiligung an der PH Zentralschweiz, wie die in-
terkantonale Steuerung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung organisiert ist und welche
Herausforderungen sich damit im Bereich der Steuerung abzeichnen.

Die Handlungskoordination im Lehrerbildungsbereich innerhalb der Kantone ist tra-
ditionell hierarchisch strukturiert. Die Koordination von Hochschulen auf interkanto-
naler Ebene dagegen konnte im foderalistischen Bildungssystem allein schon deshalb
nicht <top dowru erfolgen, weil die Interessen prinzipiell gleichberechtigter Kantone
berücksichtigt werden mussten. Die <freiwillige> Hochschulkoordination hat deshalb
im traditionellen Gremium der Hochschulrektorenkonferenz (gegründet 1904; heute:

CRUS) bereits Tradition. Mit der Neugründung von Fachhochschulen und pädago-
gischen Hochschulen ist die CRUS durch zwei weitere Gremien ergänzt worden: die

Konferenz der Fachhochschulen der Schweiz (KFH) und diejenige der pädagogischen

Hochschulen (COHEP). Drei Beiträge zeigen Möglichkeiten und Grenzen der Hand-
lungskoordination durch die Rektorenkonferenzen als eine Art Deliberationsforen auf:
Die Generalsekretärin der COHEP, Sonja Rosenberg, und der ehemalige Präsident der

COHER Willi Stadelmann, positionieren die COHEP im nicht ganz widerspruchs-
freien Beziehungsgeflige zwischen <individuellen> Steuerungsansprüchen der Kantone
gegenüber ihrer Lehrerinnen- und Lehrerbildung und Autonomieansprüchen gegenü-

ber übergeordneten Koordinationsversuchen der EDK, der freiwilligen Koordination
durch die Rektorenkonferenz und den Bemtihungen dieser Konfereru, sich im Rahmen

des Hochschulraumes Schweiz gegenüber den andem Hochschultypen zu positionie-
ren und zu behaupten. Antonio Loprieno, Rektor der Universität Basel und Präsident

der Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (CRUS), zeigt Möglichkeiten der

Zusammenarbeit und freiwilligen Koordination zwischen den Universitäten, insbeson-

dere im Bereich der strategischen Planung auf. Ivo Brunner, Rektor der Pädagogischen
Hochschule Vorarlberg und Präsident der Rektorenkonferenz der öffentlichen päda-
gogischen Hochschulen Österreichs, erläutert die Koordinationsformen in Österreich
und macht insbesondere auf die Schwierigkeiten aufmerksam, in einem zentralstaat-

lich organisierten Bildungswesen wie demjenigen Österreichs jenseits hierarchischer
Dienstordnungen koordinativ tätig zu sein.

Die pädagogischen Hochschulen sind bei der Gründung in der Regel mit einem eige-

nen Rechtsstatus versehen worden und werden seither - entsprechend den Ideen des

NPM - mit Leistungsauftrag und Globalbudget geführt. Da aber Schule in der Schweiz
nach wie zum Kembereich des Set"vice public gehört rxrd die Kantone als <Monopol-
arbeitgeben für deren Qualitätssicherung zuständig sind, haben Bildungspolitik und
Bildungsverwaltung - gerade im Vergleich zu anderen Hochschul-Studiengängen - ein
besonderes Interesse an der Lehrerinnen- und Lehrerbildung. Dies generied bisweilen
Steuerungsansprüche, die im Widerspruch zu den Ideen des NPM stehen. Es zeigt sich
überdies, dass der Grad der Autonomie zwischen den Institutionen stark variiert und
nicht ztletzt von der Gremienstruktur abhängig ist. Drei Beiträge thematisieren als
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Fallbeispiele die Autonomieräume der pädagogischen Hochschulen und zeigen auf, wo
alte Abhängigkeitsverhältnisse weiter bestehen und wo allenfalls neue Abhängigkeits-
verhältnisse entstanden sind. Erwin Beck macht als Rektor der Pädagogischen Hoch-
schule St. Gallen darauf aufrnerksam, wie Hochschulleitung und Hochschulrat in der
strategischenAusrichtung der Hochschule kooperieren müssen. Michel Perriard vertritt
die Sicht der Bildungsverwaltung und weist unter anderem auf die Autonomiegrenzen
der pädagogischen Hochschulen hin, die für einen staatlich monopolisierten Arbeits-
markt ausbilden. Liesel Hermes und Ilva Wagner berichten über Möglichkeiten und
Grenzen der Hochschulautonomie an pädagogischen Hochschulen des Bundeslandes
Baden-Württemberg in Deutschland.

Die Orientierung an New-Public-Management-Konzepten führte bei der Neugründirng
der meisten pädagogischen Hochschulen zu Versuchen einer stärkeren Trennung zwi-
schen der strategischen und der operativen Ftihrung. Erstere wurde meist einem neu-
en Aufsichtsgremium, dem Hochschulrat zugeordnet. Der Beitrag von Lucien CÄblez
und Chantal Oggenfuss nimmt die Hochschulräte an pädagogischen Hochschulen erst-
mals systematisch und vergleichend in den Blick undzeig! auf, dass die Schaffrmg von
Hochschulräten unterschiedlichen ideellen Traditionen verpflichtet sein kann.

Die Steuerung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung istjedoch nicht nur eine Frage der
Steuerungsstruktur auf der Makroebene, die durch die Politik sowie die von ihr ein-
gesetzten Aufsichtsgremien wahrgenommen wird, sondern auch eine Frage der Füh-
rung im Innern der Organisation. Zwar geben die inneren Ftihrungsstrukturen der päd-
agogischen Hochschulen innerhalb der Institutionen immer wieder zu Diskussionen
Anlass, aber bislang ist kaum institutionen- oder kantonsübergreifend über Führungs-
strukturen diskutiert worden. Der Beitrag von Claudio Zingg analysiert kritisch die
bisherige Matrix-Führungsstnrktur der Pädagogischen Hochschule Ziinch und weist
daraufhin, dass Führungspersonen der pädagogischen Hochschulen - unabhängig von
der gewählten Führungsstruktur - in ihrem Führungsalltag immer Matrixprobleme be-
arbeiten müssen.

Abgeschlossen wird das Heft mit einem essayistischenAusblick: Wenn die Bundesver-
sammlung demnächst ein neues Hochschulftirderungs- und Koordinationsgesetz verab-
schieden wird, sind damit mindestens zwei Entwicklungen verbunden: Erstens werden
durch das neue Gesetz auch neue Verfahren und Gremien der Koordination eingesetzt.
Ob damit eine Verändemng von Steuerungsgremien und -prozessen einhergehen und
wie weit diese reichen körurte, ist zrrzeit kaum abschätzbar. Zweitens kommen die
pädagogischen Hochschulen mit diesem Gesetz in eine Vergleichssituation mit Uni-
versitäten und Fachhochschulen. Hans Zbinden, Präsident der Eidgenössischen Fach-
hochschulkommission (EFHK), wagt in seinem Essay zum Schluss einen Ausblick in
die nahe Zukunft.
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Das vorliegende Themenheft ist ein erster Versuch, systematischer als bisher und vor
allem kantonsübergreifend über Steuerung und Führung pädagogischer Hochschulen
nachzudenken. Es thematisiert einige wichtige Bereiche, kann aber die eigentlich not-

wendigerweise in die Diskussion einzubeziehenden Frage- rxrd Problemdimensionen

nur teilweise bearbeiten. Weitere Studien werden notwendig sein. Einige solcher Fra-

gen und Probleme seien abschliessend - im Sinne einer Anregung zur Fortsetzung der

Diskussion - einfach genannt: Das Beziehungsgeflecht zwischen Steuerung der Schu-

le und Steuerung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung wäre genauer zu analysieren;

hinsichtlich der Steuerung wäre stärker, als dies im vorliegenden Themenheft erfolgt
ist, zwischen den Leistungsbereichen Ausbildung, Weiterbildung sowie Forschung und

Entwicklung zu unterscheiden; die Rolle weiterer Akteure - etwa der Lehrerverbän-

de - wäre in Erwägung zu ziehen; das Verhälüris der unterschiedlichen Hochschul-

typen zueinander und die gegenseitigen Abgrenzungskriterien wdren detaillierter zu

analysieren; die Personalpolitik als zentrales Führungsinstrument wdre vergleichend zu
gntersuchen und die unterschiedlichen Organisations- und Führungsmodelle der päda-

gogischen Hochschulen wdren genauer zu prüfen - dies nur einige mögliche Themen

zur Fortsetzung der Diskussion.
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(Jeder Kanton bleibt im übrigen frei> - Zum Wandel der
Steuerung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung

Lukas Lehmann

Zusammenfassung Steuerung basiert nicht allein auf dem Einsatz von Geld und Gesetz, son-

dem als Gestaltungseingriffe gelten auch strukturierende Interventionen sowie der Einsatz von
Wissen. Anhand konkreter Interventionen der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erzie-
hungsdirektoren (EDK) wird für das Feld der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in der Schweiz
atfgezeigt, welche politischen Steuerungsinstrumente zur gesamtschweizerischen Koordination
der Lehrerinnen- und Lehrerbildung eingesetzt werden und wie sich diese im Laufe der Zeit
verändert haben.

Schlagworte Steuerungsinstrumente, Lehrerinnen- und Lehrerbildung, Govemance, Bildungs-
politik

<<For all, every canton is freer> - Changes in the governance of Swiss teacher edu-
cation

Abstract Policy-Instruments include much more than financial and regulatory tools, and also

contain structuring means and the concerted use of knowledge. The following article aims to
describe the use of different instruments for Swiss teacher education by analyzing speciflc field-
intervention of the Swiss Conference of Cantonal Ministers of Education. The analysis then
shows the change within the clusters of instruments used over time.

Keywords policy-instruments, teacher education, govemance, policy of education

Ausgehend von den Erkenntnissen aus dem DORE-Projekt <Kantonale Lehrerbildungs-
reform und gesamtschweizerische Diplomanerkennung>>1, das sich mit der schweize-
rischen Lehrerinnen- und Lehrerbildungspolitik seit den 1990er-Jahren beschäftigt,
werden im Folgenden die Dynamiken zwischen Kantonen und der Schweizerischen
Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) anhand des Einsatzes von po-
litischen Steuerungsinstrumenten analysiert. In einem ersten Teil folgen einige theo-
retische Überlegungen zur Kategorisierung von Politikinstrumenten. Der Einsatz von
Steuerungsinstrumenten wird in einem zweiten Teil mittels konkreter Interventionen
der EDK veranschaulicht, um abschliessend identifizierte Muster aufzuzeigen.

I SNF-DORE-Projekt (117961; Lawfzeit'. Februar 2008 bis Juli 2011) <Kantonale Lehrerbildungsreform
und gesamtschweizerische Diplomanerkennung>>, ein Kooperationsprojekt zwischen der Pädagogischen
Hochschule der FHNW und dem Institut für Erziehungswissenschaft der Universität Zürich unter der Leitung
von Lucien Criblez.
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1 Steuerungsinstrumente:TheorieundKategorisierung

In der klassischen Föderalismusforschung (vgl. König & Dose, 1993) gelten Recht und
Finanzen als die wichtigsten Mittel der Steuerung: Durch gesetzliche Vorschriften (für
Inhalte und Verfahren) sowie durch die Zuweisung von Finanzen wird zu steuem ver-
sucht, welche Probleme wie gelöst werden sollen.2 Politische Steuerung kann allgemein
gefasst aber viele Formen annehmen: von der einfachen Weitergabe von Informationen
bis zur Anwendung von Zwang. Steuerungsinstrumente als Mittel der Beeinflussung
gesellschaftlichen Handelns lassen sich so nach ihrer Wirkungseinschätzung in direkte
und indirekte Instrumente unterscheiden (vgl. Braun & Giraud, 2003, vgl. Tab. 1).

Tabellel : Kategorisierung der Steuerungsinstrumente

Regulative Politik Finanzierung Strukturierung übezeugung Finanzierung

1.1 lnstrumentedirekterSteuerung
Als Instrumenl des direkten Eingiffs gilt die Regulierung. Sie zielt darauf ab, indi-
viduelles oder kollektives Handeln zu beeinflussen, indem gewisse Verhaltensweisen

erlaubt und andere verboten werden (Braun & Giraud, 2003, S. 165). In dieser Logik
fallen auch Standards unter die regulativen Politikinstrumente, sofem diese als Gebote

formuliert sind (2.8. das Festlegen von Qualitätsstandards für Schulen). Auch die Fi-
nanzsteuerung kann als direkte Einflussnahme konzipiert werden, nämlich dann, wenn
der Staat in direkter Weise als Anbieter von Dienstleistungen und Produzent von Gü-
tern fungiert oder gezielte Subventionen ausschüttet.

1.2 lnstrumente indirekter Steuerung
Bei der indirekten Beeinflussung gesellschaftlichen Handelns kann nach drei Arten
von Instrumentkategorien unterschieden werden (vgl. Braun & Giraud, 2003, S. 162):

Strukturierung, Überzeugung oder Finanzierung. Bei Eingriffen von der Art der

Strukturierung versucht der Staat, <die Adressaten über die Bereitstellung von Ver-
haltensangeboten> (Braun & Giraud, 2003, S. 166) zu beeinflussen. Darunter fallen
entsprechend höchst unterschiedliche Mittel, so zum Beispiel Rahmenordnungen, Ver-

fahrensvorschriften, Selbsthilfeeinrichtungen etc. Der Staat setzt damit am Modus von
Entscheidungsprozessen an, nicht an den Entscheidungen selbst, <wobei der Modus in
mehr oder weniger engen Grenzen das Resultat präjudizieren solb> (Offe, 1975, S. l2).
Unter das Mittel der Strukturierung fallen in diesem Sinn auch Entscheidungen dar-

2 Als <klassische Ressource> (vgl. Recum, 1997 , S. 77) gilt in der Regel auch Macht. Diese ist jedoch eine

Vorbedingung und bezieht sich somit auf eine andere, übergeordnete Ebene.
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über, einen Policy-Bereich nicht oder nicht mehr regeln zu wollen (Howlett & Ramesh,
1995, S. 84 f.).

Das Mittel der Überzeugung <<ist das aktive Bemühen, andere - Personen, Gruppen
oder Organisationen - dazu zu bewegen, sich einer vorgegebenen Meinung oder Ab-
sicht anzuschliesseru> (Braun & Giraud, 2003, S. 86). Dies wird im Allgemeinen via
Information gewährleistet, aber auch via politische Werbung, Appelle und Kampag-
nen; dazu gehört auch die Anleitung zu gemeinsamen Lemprozessen. Und immer
häufiger wird auf die Wissenschaft zurückgegriffen, um Adressaten vom Sinn einer
Massnahme za iberzeugen: <<Studien, Forschungsberichte oder ein Benchmarking
sollen eine begründete, möglichst konsensfähige Betrachtungsweise oder Anschau-
ung eines Problems verschaffen) (Braun & Giraud, 2003, S. 165) und haben damit
nicht nur die Funktion von Informieren, sondem auch diejenige des Legitimierens.
Nach Schubert (1991, S. 173) ist <Überzeugung sicher das wichtigste Element poli-
tischer Gestaltung>. Die Information als das zentrale Medium von Überzeugsstrategien
ist nicht nur auf kurzfüstige Entscheidungen ausgerichtet (2.8. Wahl- und Abstim-
mungspropaganda), sondem kann auch auf eine längerfristige Anderung der Wertehal-
tung abzielen (2.B. Kampagnen zur Lohnpolitik bei Lehrpersonen).

Die indirekte Finanzsteuerung firnktioniert als Anreiz sowohl auf der Ausgabenseite
als auch auf der Einnahmeseite (Braun & Giraud, 2009, S. 166). Beispielsweise soll
die Erhebung von Steuern indirekt ein Verhalten beeinflussen. Das indirekte Moment
zeigt sich daran, dass Personen oder Gruppen von Personen für bestimmte Handlungen
gewonnen werden sollen, wobei die Entscheidung aber bei denAdressaten bleibt.

1.3 Der konkrete Einsatz von lnstrumenten
Die vorangehende Kategorisierung von Instrumenten darf nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass Steuerung oft als Instrumenten-Mix realisiert wird - nicht zuletzt, um die
erhofte Wirkung zu verbessem. Dant ist die Wahl der einzusetzenden Instrumente
nicht einfach ein technischer Ak! sondem meist selbst Gegenstand politischer Ausein-
andersetzungen (vgl. Howlett & Ramesh, 1995, S. 80). Insofern werden immer auch
neue Instrumente entworfen, während ältere an Bedeutung verlieren. An die Katego-
risierung schliesst somit die Frage an, welche Instrumente zu welchem Zeitpunkt ein-
gesetzt werden und ob sich Muster der Instrumentenwahl identifizieren lassen. Für die
Zeit der 1990er-Jahre beispielsweise stellen Braun und Giraud (2003, S. 180) fest, dass
das Modell des kooperativen Staates <<weiche> Steuerungsinstrumente bevorzugt.

2 SteuerungsinstrumentederLehrerinnen-undLehrerbildung

Die EDK als interkantonale Konferenz versuchte bereits vor den l970er-Jahren, die
Freizügigkeit von Primarlehrpersonen zu verbessern - jedoch mit wenig Erfolg (Ba-
dertscher, 1997,5.74). Institutionalisiert wurde das Betätigungsfeld erst durch die Ar-
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beiten am Bericht <Lehrerbildung von morgeo (LEMO) (Müller et a1., 1975). Die
nachfolgende Analyse beginnt deshalb in den 1970er-Jahren und soll bis zur Schafhrng

derAnerkennungsreglemente der EDK für den Bereich der Grundausbildung der Lehr-
personen für die Vor- und Volksschule (1998-1999) verfolgt werden.

2.1 Schulkonkordat und die Lehrerbildung von morgen
Das Konkordatüber die Schulkoordination (EDK, 1970) stellt für die Koordination des

kantonalen Schulwesens zwar einen Meilenstein dar, hat für die Lehrerinnen- und Leh-
rerbildung (LLB) jedoch kaum direkte Auswirkungen. Denn die LLB ist nicht Teil der

verbindlichen Vorgaben der Koordination. Dennoch: Gemäss Art. 3 soll die EDK die

Anerkennung von Examensabschlüssen und Diplomen sowie die Gleichwertigkeit der

LLB fordem. Die Zusammenarbeit beruht damit auf Freiwilligkeit, mit dem Mittel der

Empfehlungen3. Der Wille, auch im Bereich der LLB eine koordinierende Rolle über-

nehmen zu wollen, lässt sich aber klar erkennen. Dieser manifestiert sich konkret im
Herbst 1970, als die Plenarversammlung die Pädagogische Kommission (PK) beauf-

tragt, eine Beurteilung der Primarlehrpersonenausbildung vorzunehmen, die später als

LEMO-Berichtbekawfi wird. Der Arbeiten nach der Vemehmlassungsphase mtindeten
in Empfehlungen (EDK, 1978b), die jedoch keine Stnrkturharmonisierung vorsehen,

sondem explizit auf die Harmonisierung durch gemeinsam geteilte Inhalte setzen (vgl.
Müller et al.,1975).

Ende der l970er-Jahre erarbeitet das Generalsekretariat EDK einen Bericht zum Ist-
Zustand der LLB der Sekundarstufen I & II. Die nachfolgend verfasste Prospektivstu-
die zur LLB der Sekundarstufe I (EDK, 1983) mündet ebenso in Empfehlungen (EDK,
1985) wie der Bericht zw Ausbildung der Lehrpersonen der Sekundarstufe II (EDK,
l99l). Im Zentrum dieser Berichte standen allgemeine Grundlagen einer stufenbezo-

genen LLB. Ab den l990er-Jahren entstanden weitere Berichte zu einzelnen Aspekten
der LLB (bspw. 1992: Eigmrngsabklärung, 1994Lebrerbildung für Berufsleute sowie

zur Sonderpädagogik in der LLB).

Übertragen auf die Fragen der Instrumente kann festgehalten werden:

- Auf der regulativen Ebene besitzt die EDK bis Anfang der l990er-Jahre kaum Mög-
lichkeiten, gestalterisch Einfluss auf die LLB zu nehmen. Der entsprechende Artikel
im Schulkonkordat und darauf abstützende Empfehlungen beruhen auf dem Prinzip
der freiwilligen Koordination.

- Als strukturierende Eingriffe der EDK gelten mehrere lnstrumente: Erstens fordert
sie mit der Einsetzung einer Expertenkommission (Pädagogische Kommission)
die Selbstorganisation und die überkantonale Optik in einem Policy-Bereich, der

3 Gemäss Weber (1976, S. 23) stellen Empfehlungen ein Koordinationsinstrument zweiter Stufe dar: <Die

Wirkung dieser Empfehlungen ist jedoch eher gering, liegt es doch im Wesen der Empfehlung, dass sie

keinen verpflichtenden Charakter hat und demnach nur beschränkt koordinierend wirkt.>
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bis anhin fast ausschliesslich kantonal organisiert war.a Durch die gezielte Man-
datsvergabe strukturiert sie zweitens die Diskussionsgegenstände grösstenteils
vor, ohne dabei aber die konkreten Inhalte zu bestimmen. Drittens können durch
den Einsitz in die Kommission auch die Art der Diskussion sowie deren Ergeb-
nisse beeinflusst werden (Entwicklung einer <gemeinsamen und geteilten Vision>).
Strukturierend wirken weiter auch das Generalsekretariat, die Departementsekre-
tärenkommission (DSK) sowie die EDK-Regionalkonferenzen. In diesen Organen
werden Informationen gesammelt und ausgewertet, sie verbinden die inhaltliche
Arbeit der Kommissionen mit der politischen Ebene. Und sie sind insofern die Ent-
stehensorte gemeinsamer (iberzeugungen und Handlungsperspektiven.

- Als Mittel der Überzeugung steht das Weitergeben von aufbereiteten Informationen
im Mittelpunkt, vnd zsrar auf verschiedenen Ebenen. Über den Vernetrmlassungs-
prozess wird nicht nur via die Verteilung an die üblichen politischen und wissen-
schaftlichenAkteure operiert, sondem es wurden auch Orientierungsveranstaltungen
und Klausurtagungen durchgeführt und es wurde via Tageszeitungen über Themen
orientiert (vgl. EDK, 1978a, S. ll). Zudem muss auch das Berichtverfassen selbst
als Überzeugsstrategie gelesen werden, weil damit ein gegenseitiger Lernprozess
angeregt wird: Berichte und Vemehmlassungsverfahren führen zu einer kantons-
übergreifenden Beschäftigung mit den jeweiligen Problemen. Die Berichte wieder-
um mtinden in der Regel in Empfehlungen.

Das Schulkonkordat hat kaum direkte Auswirkungen auf die LLB. Dennoch ist
es für die Wahmehmung der EDK als bildungspolitischer Akteur von hoher all-
gemeiner Bedeutung. Sie erlangt dadurch den Status einer Behörde: <Was mit
dem Signet EDK auftrat, galt eben doch als mehr oder weniger offiziell> (Arnet,
1997,5.232). MiiIelbar führte das Schulkonkordat also dazu, dass beschlossene
Empfehlungen ungeachtet ihres rechtlichen Stellenwerts eine nicht zu unterschät-
zende symbolische Bedeutung und als solche (kaum fassbare) Wirkungen erhalten.
Im Bereich der LLB beschränken sich die Steuerungsmassnahmen der EDK einerseits
darauf, die Koordination auf der Ebene des Austausches zu institutionalisieren. An-
dererseits versucht sie sich durch Strukturierungsangebote einzubringen. Das Vorge-
hen beim Verfassen des LEMO-Berichts entspricht damit eigentlich einem <liberaleru>
Muster weicher Steuerung. Dieses fusst jedoch nicht einfach in der überzeugung, dass
nur so Konsens erreicht werden kann bzw. nur weiche Steuerungsimpulse Akzeptanz
finden, sondem der EDK fehlen alternative Mittel für einen wirkungsvollen Eingriffin
kantonale Zuständigkeiten.

Die im LEMO-Bericht formulierten Zielsetntngen blieben bis in die 1990er-Jahre
weitgehend bestehen, Veränderungen vollziehen sich, wenn überhaupt, innerhalb der

a Jecklin (2007, S. 150) zeigt für die Schweizerische Seminardirektorenkonfetenz auf, dass dort lediglich
eine lose Koppelung (<Selbsthilfegruppe>) bestand. Die Seminardirektorenkonferenz hatte zudem keine
institutionalisierte Verbindung zu überkantonalen Entscheidungsträgem.
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Kantone. Die Grenzen der Koordinationsbemühungen werden Ende der l970er-Jahre

von der EDK erkannt und weitere Koordinationsbemühungen zur Lehrerinnen- und

Lehrerfortbildung werden aufgrund mangelnder Eingriffsmöglichkeiten vorerst nicht
weiterverfolgt. Dass für die Steuerungsinstrumente Reformbedarf besteht, wird nicht
n;Jetzt auch durch den LEMO-Bericht selbst festgehalten (vgl. EDK, 1975, S. 312f.).

2.2 Diplomanerkennung
Eine gewichtige Veränderung bezüglich der Steuerung der LLB wird Anfang der

l990er-Jahre eingeleitet: Der EDK-Vorstand nimmt 1989 ein Geschäft wieder auf,

das bereits 1985 in den Regionen diskutiert wurde und jetzt unter dem Druck euro-

päischer Einigung (vgl. Badertscher 1997,5.223), nationaler Berufsmobilität (feh-

lende Freizügigkeit der nicht durch das Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit
geregelten Berufe) und einer veränderten Arbeitsmarktsituation (<Lehrpersonenüber-

schuss>) neu lanciert wird: die gegenseitige Anerkennung der Lehrdiplome (EDK,
Protokoll der Plenarversammlung [PPV] vom 26.127.10.1989). In der Diskussion um

entsprechende Empfehlungen stellt die Plenarversammlung auch ein neues Konkordat

in Aussicht, das eine einheitliche Regelung der EWR-Freizügigkeit für alle Kantone

vorsieht (PPY 25.126.10.1990). Dieser Vorschlag wird 1990 weiterdiskutiert: Es sei

zu prüfen <mindestens bestimmte Punkte wie gegensätzliche [slc] Anerkerrnung von
Diplomen... in das Abkommen aufzunehmen) (PPV 25.126.10.1990). Grundsätzlich

basiert die Diplomanerkennungsvereinbarung zwar nicht auf einem spezifischen Ge-

staltungswillen für die LLB, sondem auf einer allgemein geflihrten Diskussion über

internationale Anerkerrmrng und die Wettbewerbsstrukturen im Bildungsbereich. Die

LLB wurde nur als Teilproblem wahrgenommen: <Da nicht anzunehmen ist, dass die

intemationale Lehrermobilität im Volksschulbereich eine grosse Rolle spielen wird,
und da die Diplomanerkennung ja noch kein Recht auf Anstellung begründet, ist die

Frage vielleicht mehr theoretisch als praktisch> (PPY 22.2.1990, S.6). Im Zweifelsfall,
so der formulierte Ausweg, könne ja verlangt werden, die Lehrdiplome von einer Frei-

zügigkeitsvereinbarung auszunehmen.

Ein entsprechender Entwurf einer Vereinbarung zurAnerkennung vonAusbildungsab-

schlüssen wird 1991 erarbeitet, und nach Diskussion und Vernehmlassru"rg am 18. Feb-

ruar 1993 verabschiedet (EDK, 1993a). Die Basis für eine schweizweite Anerkennung

der Lehrdiplome waI damit gelegl. Doch die Stnrkturen der LLB werden auch durch

die neue Vereinbarung nicht thematisiert, die Diplomvereinbarung wird denn auch als

<leeres Gefäss> kdtisiert. Der Frage der Strukturen nimmt sich noch vor Verabschiedung

der Vereinbarung eine vom Vorstand der EDK 1992 beauffragte Expertengruppe an: Im
Anschluss an den Bericht über die Thesen zur Entwicklung von Fachhochschulen und

Berufsmaturitäten (EDK, 1993c) sollen Thesen zu pädagogischen Hochschulen (EDK,

1993b) ausgearbeitet werden. Zum Anpassungsdruck seitens des europäischen Um-
lands wirkt nun also auch die Grtindung von Fachhochschulen auf die Harmonisierungs-

bestrebungen und die Reform der LLB (Badertscher, 1997, S. 224).Entgegen der im
LEMO-Bericht verhetenen Sicht wird durch die Thesen eine radikalere Transformati-
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on in Aussicht gestellt. Nichtsdestotrotz schliesst sich 1993 die grosse Mehrheit dem
Grundsatz an, die LLB künftig auf Tertiärstufe einzurichten (PPV 28./29.10.1993). Die
durch die PH-Thesen eingeschlagene Richtung wird 1995 in den Empfehlungen zur
Lehrerbildung und zu den pädagogischen Hochschulen (EDK, 1995b) bestätigt bzw.
konsequent weitergeführt.

Die Reformen betreffen also nicht nur die inhaltliche Ebene, sondern auch die der
Stmlrhrierung: 1995 wird ein weiteres Koordinationsgremium gewählt und eingesetzt,
der Fachhochschulrat EDK. Als <Planungs- und Koordinationsorgan> (PPV 2.3.1995)
der Fachhochschulen stellt er einen erweiterten Ausschuss der Planerkonferenz und ein
interkantonales Pendant zur Fachhochschulkommission des Bundes dar.5 Anträge der
Fachkonferenz der pädagogischen Hochschule (vgl. Beitrag von Rosenberg & Stadel-
mann in diesem Heft) werden an ihn gestellt.

Zusammenfassend kann festgehalten werden:

- Eine gewichtige Veränderung geschieht durch die Ratifizierung eines neuen Ver-
trags: Mit dem als Rahmenordnung verstandenen Mittel schafft sich die EDK ein
neues regulatives Instrument, dass ihr Steuerungskompetenzen in einem ursprting-
lich rein kantonalen Bereich verschafft. Durch die Vereinbarung über die interkanto-
nale Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen kam die EDK Abschlüsse, die von
den Kantonen verliehen werden, gesamtschweizerisch anerkennen und flir deren
Anerkennung Mindestnormen festlegen.

- Kaum Veränderungen ergeben sich für die strukturierenden Eingriffe und die Mittel
der Überzeugung: Die EDK steuert die Genese und den vollzug der Geschäfte nach
wie vor auch über die Erarbeitung von Expertenberichten und über Konferenz-Or-
gane (siehe oben), wobei Letztere 1995 durch den Fachhochschulrat EDK erweitert
werden. Die Pädagogische Kommission wird 1996 aufgelöst und in neue Strukturen
überführt. Amet (1997, s. 235) folgert daraus, dass eine verschiebung der Gewich-
tung von Pädagogik hin za verwaltung erfolgt sei: <<Die Logik dieser Reorganisa-
tion ist klar: Die Kantone sollen schon bei der Vorbereitung der Geschäfte so ein-
gebunden werden, dass die spätere Umsetzung problemloser erfolgen kann. ... Die
Expertise soll ktinftig auf der Ebene Projektarbeit zum Tragen kommen>. Alles in
allem kann eine Akzentuierung der Prozess-Steuerung durch das Generalsekretariat
EDK festgestellt werden.

Die interkantonale Koordination war bis zur Diplomanerkennungsvereinbarung von
1995 stark auf weiche Instrumente beschränkt, welche nur zur freiwilligen Teilnahme
aufforderten. Mit der neuen Vereinbarung haben sich sowohl bei Akteuren, Institutio-
nen wie auch Instrumenten der Lehrerinnen- und Lehrerbildungspolitik weitreichende
Veränderungen vollzogen. Für die Gesamtheit der eingesetzten Mittel gilt, dass <äl-

5 Der Fachhochschulrat funktioniert als eigentliche Behörde und besteht mehrheitlich aus Regierungsräten
(vgl. EDK-Statut, Art. 14 [EDK, 2005]).
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tere>> Instrumente (Empfehlungen und Berichte sowie spezifische Entscheidstnrkturen
und die Einbindung von Expertise) erhalten bleiben bzw. weiterhin eingesetzt werden,

zudem aber ein gewichtiges neues Instrument auf der regulativen Ebene hinzukommt.
Die Akzentuierung der Prozess-Steuerung durch das Generalsekretariat zusammen mit
der Schaffrrng dieses neuen Instruments fifürt nicht nletzt zu einer Verstärkung der

kumulativen Wirkung der Steuerungsinstrumente.

2.3 Anerkennungsreglemente
Die Diplomanerkenmrngsvereinbarung setzte nun den Rahmen für die Ausarbeitung
der Anerkennungsreglemente, welche die Anerkennungsvoraussetzungen und die An-
erkennnngsverfahren festlegen (EDK, 1993, Art.6). Durch die Vereinbarung wird die

EDK als Anerkenrlrngsbehörde eingesetzt und zu deren Vollzug berechtigt (EDK,
1993, Art.4f.). Da aber die Diplomanerkennungsvereinbarung im Bezug auf die Aner-
kennungsbedingungen gesamtschweizerisch gültiger Diplome keine inhaltlichen Vor-
gaben enthält, kommt den Anerkennungsreglementen für die schweizweite und inter-
nationale Freizügigkeit, schlussendlich auch für die Reform und die Tertiarisierung der

LLB, eine entscheidende Bedeutung zu.6

1995 beauftragt der Vorstand EDK das Generalsekretariat EDK, die Arbeiten zu or-
ganisieren und via die <<Koordinationsgruppe Anerkennungsreglemente> (PPVI4./
15.11.1996) die nötigen Expertengruppen nr bilden, welche die Reglemente auszu-

arbeiten haben. Diese Expertengruppen reichten ihre Entwurfsarbeiten im Laufe der-

Jahre 1996 bis 1999 dem Vorstand EDK ein und das Generalsekretariat organisierte
jeweils darauffolgend die einzelnen Vemehmlassungsverfahren. Zwischen 1998 und
2000 gelangten so alle Reglemente zu ihrer Verabschiedung durch die Plenarversamm-

lung EDK. Ungeachtet der untersctriedlichen Inhalte der jeweiligen Reglemente sind
folgende Punkte des Instruments <Anerkennungsreglement> beachtenswert:

- SowohlwährendderErarbeitungsphasederEntwürfealsauchinderVemehmlassungs-
phase und der jeweiligen Beschlussphase wird immer wieder betont, dass die von
der EDK erlassenen Reglemente (nur) die minimalen Anforderungen definieren,
die für eine Anerkennung erfüllt sein müssen. Die EDK hält dabei fest, dass es den

Kantonen durchaus möglich ist, weitergehende Bestimmun gen zu erlassen.

- Die EDK hält auch mehrfach fest, dass die Anerkennungsreglemente nur die all-
gemeine Gültigkeit der Diplome ermöglichen, nicht jedoch die Anstellungsbedin-
gungen regeln. Den Kantonen stehe es also frei, auch Inhaberinnen und Inhaber
anderer Diplome zum Lehrberuf zuzulassen.

- In den Reglementen werden nicht nur die Mindesbrormen fiir die Anerkennung ge-

regelt, sondem - wie durch die Diplomanerkenmrngsvereinbarung (Art. 6) festge-

6 In der Vereinbarung wird nur festgehalten, dass die Anerkennungsreglemente zwingend Vorgaben über

den Abschluss sowie über die Prüfirngsverfahren enthalten müssen (Art. 7, Abs. 2). Vorgaben zu Dauer,

Zulassung, Lehrgegenständen und Qualifikation des Personals sind als mögliche, aber nicht notwendige

hrhalte vorgesehen (Art. 7, Abs. 3).

219



BETTRAGE ZUR LEHRERBTLDUNG, 28 (2),2O1O

legt wurde - auch die eigentlichen Anerkenmrngsverfahren und die sprachregionale
Zusammensetnng der zuständigen Kommissionen.

Der EDK liegt mit den Anerkennungsreglementen ein weiteres neues Steuerungsin-
strument vor, das erstmals in der Geschichte der schweizerischen Lehrerinnen- und
Lehrerbildung auch im Bereich der Strukturen Vorgaben macht. Die Inhalte der LLB
werden hingegen nur knapp umrissen. Somit setzte die gegenseitige Anerkennung von
Lehrdiplomen eigentliche (Hoch-)Schulentwicklungsarbeiten in Gang. Auf der Ebene
der Strukturierung wird der sich bereits zu Beginn der 1990er-Jahre abzeichnende Weg
fortgeführt: <Straffirng der Organisation, Selbstkonsolidierung und Effizienzsteigerung
scheinen wie andemorts in der Politik die arbeitsleitenden Begrifile der EDK> (Badert-
scher, 1997 , S. 226). Auch der Vorstand EDK hat mit dem revidierten Statut von 1995
(EDK, 1995a) eine stärkere Führungsrolle erhalten.

Das (Re-)Distribuieren von Informationen wird zu Beginn der Arbeiten an den An-
erkerutungsreglementen weitergeführt. Allerdings werden in den Veröffentlichungen
nun weniger einzelne Stufenkategorien abgehandelt, sondern berichtet wird auch über
übergreifende Themen der (akademischen) LLB. Die mit den Anerkenmrngsreglemen-
ten beginnende Umsetzung einer neuen LLB verlangt nicht mehr nach <prospektiven>
Arbeiten, entsprechend nimmt die <Produktion> von wissenschaftlichen Expertisen und
Berichten durch die EDK nach 2000 rasch ab.

Vom Wandel der Instrumente und der lnstitutionen: Fazit und Aus-
blick

Ziele entscheiden zwar nicht direkt über dre einntsetzenden Instrum ente, aber zwischen
beiden Punkten existieren starke Zusammenhänge (Blum & Schubert, 2009, S. 95).
Und nicht ntletztist die (Veränderung der) Steuerung selbst einZiel von Reformen. Mit
dem Wandel in der Zielsetnng- von der Zusammenarbeit zwecks Verhinderung einer
nationalen Lösung durch den Bund hin zum Willen zu einer prospektiven Gestaltung
der LLB - ändern sich also auch die eingesetzten Steuerungsinstrumente. Im theore-
tischen Teil wurde hiernt nryeiedei dargelegt:

- Steuerungsinstrumente haben eine historisch-politische Komponente, d.h. die Wahl
nnd der Einsatz von Instrumenten variiert im raum-zeitlichen Kontext; gegebenen-
falls lassen sich für unterschiedliche Kontexte unterschiedliche Muster feststellen.

- Steuerungsinstrumente lassen sich nach ihrer Art der Beeinflussung (indirekt oder
direkt) kategorial unterscheiden.

Die Rekonstruktion hat gezeigt, dass vor den I 970er-Jahren auf interkantonaler Ebene
kaum steuerndzugiff auf die LLB genommen wird. Die EDK versteht sich zu dieser
Zeitals eher loser Zusammenschluss, die LLB bleibt aussen vor. Dies ändert sich in den
folgenden Jahren: Mit der Berichtverfassung und dem Erlass von Empfehlungen im
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Rahmen von LEMO beginnt sich die EDK um die Koordination der LLB zu kümmem.
Die Instrumente, die ihr dabei zur Verfügung stehen, sind aber vornehmlich unter die
Kategorien <Überzeugung) und <Skukturierung> zu subsumieren: Die EDK versucht
durch die konzentrierte Bearbeitung von Problemfeldern eine flächendeckende Ausein-
andersetzung anzuregen und einen gegenseitigen Lemprozess zu fordem. Die Berichte,
welche nach und nach für alle Lehrkategorien verfasst werden, münden regelmässig in
Handlungs- bzw. Strukturierungsempfehlungen zuhanden der Kantone. Diese Steue-

rungsmittel werden über die Jahre auch weitergeführt, erhalten durch eine neue Kom-
ponente - die Verabschiedung einer neuen Vereinbarung - aber zusätzliches Gewicht.
Und: Durch die Vereinbarung werden zum ersten Mal Regulierungs- und Vollzugs-
rechte der kantonalen LLB an die EDK delegiert. Den vorläufigen Höhepunkt erreicht
die EDK durch die Schafflrng von Anerkennungsreglementen und die Durchführung
der entsprechenden Verfahren. Sie definiert damit primär die strukturellen Anforderun-
gen an die Ausbildung von Lehrerinnen rmd Lehrern, sofem diese eine gesamtschwei-
zerische Gültigkeit erlangen wollen.

Auch wurde festgehalten, dass nicht alle Steuerungsinstrumente über denselben Wir-
kungsgrad verftigen (vgl. Tabelle 1). Während beispielsweise gesetzliche Grundlagen
als <harte> Instrumente bezeichnet werden, gelten Empfehlungen und Richtlinien als

eher <weiche> Instrumente. Wie oben erwähnt, gehen Braun und Giraud (2003) davon
aus, dass der Einsatz von weichen Instrumenten zugenommen hat. Die Gründe sehen

sie in der Erhöhung der Legitimation, die ler lich auch auf erhöhte Erfolgsaussichten
durch eine bessere .\kzeptanz hoffen lässt. Natürlich gilt: Das Wissen über die Ziele,
die Objekte und die Akteure sowie das Wissen über Mechanismen und deren Verteilung
und Publikmachung sind wichtige Instrumente des Steuerungsprozesses. Und dies gilt
nicht nur für das Verfassen von Berichten, sondem auch für die Strukturierungseingrif-
fe, die von der Verwaltung, die die Interessen bündelt, aber auch plant (Agenda-Set-
ting) und aufbereitet, vorgenornmen werden.

Die Analyse hat jedoch gezeigt, dass die von Braun und Giraud konstatierte Verschie-
bung zumindest für die Steuerung der LLB durch die interkantonale Konferenz nicht
zutrifft. Einerseits arbeitet die EDK schon seit Beginn mit weichen Instrumenten - dies
liegt aber vor allem im Mangel an Alternativen bzw. im Fehlen einer rechtlichen Basis
für anderweitige Koordinationsmöglichkeiten. Andererseits ist der Bedeutungswandel
der weichen Instrumente stark gekoppelt an die Zunabrne von <harten> Steuerungsin-
strumenten. SohältetwaBadertscher(1997,S.226) fürdie I990er-Jahreresümierend
fest: <Dem Primat der Schulentwicklung und Schulkoordination, von denen die Konfe-
renz einst ihre Identität ableitete, längst entwachsen, versteht sie sich als das schweize-
rische bildungspolitische Organ.>> Eine solche Entwicklung ist aber nicht einfach abzu-
leiten von der zunehmenden Bedeutung von weichen Steuerungsinstrumenten, sondern
gekoppelt an die Kombination von <harten> und <weichen> Instrumenten: Durch die
Verabschiedung eines Vertragswerks wird die EDK als Behörde wahr- und vor allem
emst genornrnen. Dies wird auch vonAmbühl (2000, S. 54) klärend angeführt: <Für die
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interkantonale Anerkennung der Lehrerbildungsdiplome entscheidend wurden erst die
verschiedenen Diplomanerkenmrngsreglemente, welche die EDK als Sekundämofinen
gestützt auf die interkantonale Vereinbarung über die Anerkennung von Ausbildungs-
abschlüssen erlassen hat.>

Was nun die Unterscheidung in direkte und indirekte Mittel der Steuerung betrifft, so

zeigt die Analyse, muss weiter differenziert werden. Die Kompetenzverschiebung zu-
handen einer interkantonalen Konferenz ist Ausdruck des spezifi schen schweizerischen
ftideralen Strukturprinzips: Während die EDK mit ihren Rahmenvorschriften für die
schweizweite Gültigkeit der Diplome normierend wirkt, bleibt die Umsetzung und
Ausführung nach wie vor bei den Kantonen. De jure setzt die EDK damit also keine
direkten regulativen Mittel ein, dem auch mit der Diplomvereinbarung bleibt <jeder
Kanton ... im übrigen frei, eine andere Lehrerbildung anzubieteu (PPV 25.2.1999).
Durch das freiwillige Beitreten der Kantone wirkt die EDK insofem also nicht legife-
rierend, sondem vielmehr normierend (vgl. Ambühl, 2000). Diese juristische Ebene ist
jedoch klar zu unterscheiden von der faktischen Wirkung derAnerkennungsreglemente:
Im Ztge des nationalen und internationalen Standortwettbewerbs bleibt den Kantonen
kaum die Möglichkeit, auf die gesamtschweizerische Anerkennung ihrer Lehrdiplome
n verzichten T Die Diplomvereinbarung und vor allem die Anerkennungsreglemente
haben in diesem Sinn sehr wohl einen direkten Einfluss auf die LLB in der Schweiz.
Insofem mag Badertscher (1997 , S. 226) richtig liegen, wenn er Ende der l990er-Jahre
bezüglich derAnerkennungsverfahren festhält: <<Dieses Instrument dürfte die interkan-
tonale Koordination der LLB vermutlich schneller vorantreiben als alle Empfehlungen
zu deren institutioneller und strukhrreller Ausgestaltung.>
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Steuerung der koordinierten Weiterentwicklung der Hoch-
schulinstitutionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung: Mög-
lichkeiten und Grenzen der COHEP

Sonja Rosenberg und Willi Stadelmann

Zusammenfassung Der Beitrag der Hochschulinstitutionen für Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung (insbesondere der pädagogischen Hochschulen) zusammen mit der COHEP an die Steue-

rung der Bildungsentwicklung wird am Beispiel der Strategiearbeit der COHER der Aöeitsbe-
zuge nt Bildungsverwaltung und Bildungspraxis sowie am Beispiel des <Bildungsmonitorings

Schweiz> diskutiert. Zu berücksichtigen ist dabei die spezüsche strukturelle und rechtliche Aus-
gangslage, welche den Rahmen für die Koordinationsarbeit der COHEP absteckt. Um von allen

Steuerungsakteuren aus Bildungspolitik, Bildungspraxis und Bildungswissenschaft als relevante

Partnerinnen für pädagogische, lehrerprofessionelle als auch wissenschaftliche Expertise wahr-

genommen zu werden, müssen diese Lehrerbildungsinstitutionen (unter der Koordination durch

die COHEP) entsprechendes steuerungsrelevantes Know-how aufbauen und <mediativ> wirken.

Schlagworte Lehrerinnen- und Lehrerbildung, Govemance, Hochschulinstitutionen, Rektoren-
konferenz

Governing the coordinated development of tertiary level teacher training institu-
tions: COHEP- Opportunities and Limitations

Abstract The contribution of the tertiary level teacher training institutions (in particular the

universities of teacher education) and COHEP to the governance of educational development is

discussed, taking as examples COHEP's strategic planning, the working relationship with educa-

tional administration and practice, and <Education Monitoring in Switzerlanö (<Bildungsmoni-

toring Schweiz>). Particular note should be taken ofthe specific structural and legal conditions

which determine the framework for COHEP's coordination work. In order to be perceived by all
those concemed with govemance in the fields of educational policy, practice and science as re-

levant parbrers with expertise in matters relating to all aspects ofteacher training, both practical

and academic, the teacher training institutions (under COHEP's coordination) must build up a

body of know-how on govemance and assume a mediatory role.

Key'rvords Teacher training, govemance, rcfüary level institutions, rector's conference

1 Pädagogische Hochschulen in der Schweiz

Die pädagogischen Hochschulen (PH) bilden denjüngsten Hochschultyp in der Schweiz.
Sie gehen zurück auf die <Empfehlungen zur Lehrerbildung und zu den Pädagogischen
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Hochschulen> der Schweizerischen Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
(EDK) vom26. Oktober 1995. Diese Empfehlungen basieren auf dem Bericht <<Thesen

zur Entwicklung Pädagogischer Hochschuleru> vom Juli 1993 und den Vernehmlas-

sungsergebnissen dazu. Auf der Basis dieser Empfehlungen haben die Kantone vor
rund zehn Jahren die pädagogischen Hochschulen aufgebaut. Im Jahr 2001 waren die

ersten pädagogischen Hochschulen bereits installiert. Inzwischen wurde dieserAufbau
anlässlich einer von EDK und COHEP gemeinsam organisierten Tagung unter histo-

rischer Perspektive bilanziert (vgl. Ambühl & Stadelmarm, 2010).

Im Kontext der Steuerung sei hier darauf hingewiesen, dass die Entwicklung der päda-

gogischen Hochschulen ursprünglich auf Empfehlungenbasierte, also nicht auf strikten
Weisungen. Diese Empfehlungen liessen den Kantonen einen gewissen Handlungs-
spielraum. Die Anerkennungsreglemente allerdings (wie z. B. das <Reglement über die

Anerkennung von Hochschuldiplomen für Lehrlaäfte der Vorschule und der Primarstu-
fe>> vom 10. Juni 1999) sind für die Kantone verbindlich, sofern sie eine interkantonale
Anerkennung ihrer Diplome anstreben. Gewisse Eckwerte sind deshalb einzuhalten,

aber auch diese Reglemente sind mit einigen Freiheitsgraden versehen (vgl. den Bei-
trag von Lehmann in diesem Heft).

Heute, nach einem Jahrzehnt der Entwicklung, lässt sich deshalb feststellen, dass sich

die pädagogischen Hochschulen recht individuell und weitgehend unabhängig vonein-
ander entwickelt haben; vor allem bezüglich Lehrerkategorien und Anzahl Fächer, für
die ausgebildet wird, aber auch bezü glichZugangsvoraussetzungen, Führungs- und Per-

sonalstrukturen, Forschung und Entwicklung, Qualitätsmanagement, Grad der Tertiari-

sierung und Grösse (Anzahl Studierende und Dozierende). Pädagogische Hochschulen

widerspiegeln die foderalistische Bildungsstmktur der Schweiz in recht hohem Masse.

Zudem sind die pädagogischen Hochschulen bisher keiner institutionellen Akkreditie-
rung, sondem nur der bereits erwähnten <Programmaklreditierunp> auf der Basis der

Anerkenmrngsreglemente unterstellt, was eine Vereinheitlichung des Typus Pädago-

gische Hochschule im Vergleich beispielsweise zu Universitäten weiter erschwert.

2 Die COHEP - ein Steuerungsorgan?

<<Steuem meint in einem sozialwissenschaftlichen Kontext, Handlungen zu setzen und

Entscheidungen zu treffen, die weitere Handlungen und Entscheidungen relevanterAk-
teure in bestimmter Richtungbeeinflussen) (Büeler, Buholzer & Roos, 2005). Wichtige
Voraussetzung für Steuerung ist die Sichtbarkeit einer Langzeitstrategie für die Bil-
dungsentwicklung. Es liegt an der Bildungspolitik, eine solche Langzeitstrategie aufzu-

zeigenund immer weiterzuentwickeln und zu kommunizieren. Zu berücksichtigen ist

dabei, dass Steuerung im Sinne von Governance als Handeln verschiedenerAheure in
gegenseitigenAbhängigkeiten in einem Mehrebenensystem zu verstehen ist (Altrichter
& Maag Merki, 2010). Gerade im Bildungsbereich sind Steuerungsprozesse im Mehr-
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ebenensystem Gemeinde - einzelne Kantone und Regionen - EDK zu vemetzen. Ver-
netzungen müssen nrsatzlich, insbesondere was <Bologna> und Anerkennungen von
Lehrerdiplomen betrifft, auch international erfolgen. Wie kann die COHEP in diesen
Prozessen mitwirken?

Die Schweizerische Konferenz der Rektorinnen und Rektoren der Pädagogischen
Hochschulen SKPH, heute COHEP genarurt, wurde im Juni 2002 als interkantonale
Fachkonferenz der EDK gegründet. Die COHEP ist also in die EDK-Strulctur einge-
baut, entsprechend Artikel 23 des EDK-Statuts vom 2. März 1995. Das Gründungs-
statut der heutigen COHEP vom 18. Januar 2002 umschreibt dre Ziele und Aufgaben.
So vertritt die COHEP die pädagogischen Hochschulen und allgemein die Interessen
der Lehreriruren- und Lehrerbilürng gegenüber den politischen Behörden, gegenüber
pädagogischen, sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Organisationen sowie ge-
genüber der Öffentlichkeit. Die COHEP fijrdert die Koordination, den Aufbau und die
Weiterentwicklung der pädagogischen Hochschulen. Sie unterstützt ihre Integration
ins Hochschulsystem und bildet eine nationale Plattform für den Informations- und
Erfahrungsaustausch wie auch für Koordination und Kooperation. Die COHEP berät
die EDK, erarbeitet Stellungnahmen, übemimmt Vertretungen im In- undAusland und
erfüllt Aufträge der EDK. Sie fordert die Kontakte und den Informationsaustausch mit
anderen Lehrerinnen- und Lehrerbildungsinstitutionen im Ausland. Schliesslich nimmt
sie gegenüber der Öffentlichkeit Stellung zu fachlichen Fragen, welche die Koordina-
tion unter den Hochschulen betreffen.

Die Aufzählung der Ziele und Aufgaben (<vertritb, <<fordert>, <beräo>, (nimmt Stel-
lung>) macht deutlich, dass die COHEP nicht als Steuerungsorgan gedacht ist und
auch nicht über die dafür notwendigen Kompetenzen verfügt. Sie ist keine politische
Behörde, sondern ist selbst abhängig von politischen Behörden; sie karur also keine
verbindlichen vorgaben oder Regelungen erlassen, die steuerungswirksam sind. Die
höchstmögliche wirksamkeit karur die CoHEP mit dem Erlass von Empfehlungen und
Vereinbarungen, die von der Mitgliederversammlung verabschiedet sind, erreichen.

Die COHEP ist enger an die Kantone gebunden als die Reklorenkonferenz der Schwei-
zer Universitäten (CRUS) und die Rektorenkonferenz der Fachhochschulen der
Schweiz (KFH), weil der Lehrberuf sowohl interkantonal als auch in Bezug auf die
gegenseitige Anerkerurung bilateral mit der EU geregelt ist. Die Kantone sind gleich-
zeitig Besteller der Studiengänge als auch Abnehmer der Studierenden sowie Trriger
der pädagogischen Hochschulen. Zudem sind die Kantone gemeinsam alsEDK Regu-
lierungs- und Akkreditierungsinstanz der Studiengänge. Als Anstellungsbehörden ha-
ben die Kantone ein ureigenes Interesse, die Lehrerinnen- und Lehrerbildungntregeln
(vgl. Anerkennungsreglemente). In dieser Hinsicht sind die pädagogischen Hochschu-
len einer Produktregulierung unterworfen, und die EDK erwartet auf dieser regulativen
Basis von der COHEP (im Gegensatz zu CRUS und KFH) eine Produktkoordination.
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Wenn also die Frage der Steuerungskompetenz der COHEP im Fokus der Diskussion
steht, muss diese spezifische Ausgangslage mitgedacht werden.

Zudem ist zu berücksichtigen: <<Personen, hstitutionen und Systeme sind träge Ler-
nende, geprägt von tief sitzenden und nicht leicht zu ändemden (latenten) Überzeu-
gungen und Gewohnheiten> (Reusser,2007). Dies gilt insbesondere für Bildungsins-
titutionen und Bildungssysteme. Eine gesamtschweizerische Steuerung ist letztlich
schwierig - sie ist aber nötig. Die COHEP kann also nicht selbst verbindlich steuem;

sie kann aber (und das ist nicht zu unterschätzen) als Akteurin vieles zur Steuerung öei-
tragen.In den folgenden Abschnitten wird auf einige solche Beiträge hingewiesen.

Möglichkeiten und Grenzen der Steuerung durch strategische Ziele
der GOHEP

Nach der Gründung hat die COHEP (damals noch SKPH) eine erste Strategie ausge-

arbeitet und im Januar 2006 verabschiedet. Die Arbeit an dieser Strategie stellte sich
zu Begiru"r als schwierig heraus. Die pädagogischen Hochschulen waren jung und po-
litisch noch auf labilem Grund gebaut. Der Einbau dieser Hochschulen in die Fach-

hochschulen war da und dort noch ein akutes Thema. Auch mussten die verschiedenen

Leistungsbereiche der pädagogischen Hochschulen (Lehre, Forschung, Weiterbildung,
Dienstleistung) noch entsprechend Form annehmen. Es galt, im Rahmen der COHEP
eine erste gemeinsame Ausrichtung zu finden. Die Strategie der COHEP fokussierte
deshalb einerseits auf die Positionierung der PH im Rahmen der Hochschullandschaft
und anderseits auf die Qualitätsaspekte in Forschung, Lehre, Weiterbildung sowie Be-
mtung (Personalentwicklung in der Praxis).

Die COHEP hat sich in den letzten Jahren stark für die Positionierung dt pädago-

gischen Hochschulen als eigenen Hochschultypus eingesetzt und dies, mit Unterstüt-
zung der EDK, auch insofern erreicht, als im Entwurf des Bundesgesetzes über die För-
derung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich
(HFKG) die pädagogischen Hochschulen entsprechend vorgesehen sind. Auch kann im
schweizerischen Kontext inzwischen auf einer gut etablierten Zusammenarbeit mit den

Partnerkonferenzen, der Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (CRUS) und
der Rektorenkonferenz der Fachhochschulen Schweiz (KFH), aufgebaut werden. Die
drei Rektorenkonferenzen haben einen gemeinsamen Leitungsausschuss eingerichtet
und können inzwischen einige gemeinsame Entscheidungen und Produkte vorweisen,
obwohl auch diesem gemeinsamen Gremium keine Weisungsbefugnis zusteht. Zu er-

wfinen sind beispielsweise die Durchlässigkeitsvereinbarung CRUS, KFH, COHEP
vom 5. Februar 2007 (Stand l. Februar 2010) sowie der Nationale Qualifikationsrah-
men für den Hochschulbereich nqf-HS.ch vom 23. November 2009 (vgl. www.cohep.
ch).
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Die bessere Positionierung der Pädagogischen Hochschulen in der Hochschulland-
schaft Schweiz hat es der COHEP erlaubt, sich in der Formulierung der zweiten Stra-
tegie für die Jahre 2007-2011 stdrker dem eigentlichen Kemgeschäft n widmen, der

Qualitöt der Lehrerinnen- und Lehrerbildung. Allerdings hängen Möglichkeiten und
Grenzen der Erarbeitung gemeinsamer strategischer Ziele im Rahmen der COHEP
stark von den kantonal unterschiedlichen Ausprägungen der Autonomie der pädago-
gischen Hochschulen einerseits und den Gegebenheiten der kantonalen Bildungssyste-
me andererseits zusammen.

4 Die COHEP zwischen Bildungspolitik und Bildungspraxis

Die Steuerungsmöglichkeiten der COHEP sind in einem Governance-Konzept zu si-
tuieren, welches den realen Verhältnissen bzw. dem komplexen Zusammenspiel der
unterschiedlichen Akteure (pädagogische Hochschulen, Bildungspolitik, Berufsfeld
Schule, Bildungswissenschaften) aufverschiedenen Ebenen (lokal, regional, kantonal,
national) Rechnung trägt (vgl. Bucher et a1.,2010). Oft sind entsprechende Entschei-
dungen auf verschiedenen Ebenen zu koordinieren, dies macht die Komplexität der
Govemance aus.

Die COHEP ist hier nur einer der Akteure. Vonseiten der EDK wird sie als fachliche
Instanz regelmässig in die Entscheidungsfindung beheffend Vorlagen für die Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung einbezogen, z.B. im Rahmen vonArbeitsgruppen und/oder
im Rahmen von Vernehmlassungen (analog zu den PH, welche ihrerseits von den kan-
tonalen Bildungsverwaltungen in gewisse Entscheidungsprozesse einbezogen werden).
Die COHEP hat, wie erwähnt, keine politische Entscheidungsbefugnis, als Instanz der
Expertise wird sie aber politisch durchaus wahrgenommen.

Im Verhälüris der COHEP zur Bildungspraxis (Berufsfeld Schule) ist auch die Bildungs-
verwaltung mitzudenken, welche insbesondere die Anstellungspraxis der Lehrkräfte
regelt. Die Anforderungen der Anstellungspraxis (2. B. in Bezug auf die Unterrichtsbe-
rechtigungen) als auch der Bildungspraxis (2.8. schulorganisatorische Bedingungen,
Veränderungen der Volkschulgesetzgebung, neue Lehrpläne usw.) haben entspre-
chenden Einfluss auf die Gestaltung der Studiengänge an den PH. Regionale bzw loka-
le Anforderungen derAnstellungs- und Bildungspraxis können in Widerspruch zu den
in der Strategie der COHEP formulierten Qualitätsansprüchen stehen. Wenn die CO-
HEP etwas erreichen bzw. als Gesprächspartner emst genommen werden will, kommt
sie nicht umhin, diese Anforderungen ernst zu nehmen und - jedoch unter Wahrung der

Qualitätsansprüche - entsprechende Antworten zu erarbeiten. Gleichzeitig hat die CO-
HEP ein Interesse an einer hochschulformigenAusgestaltung der Studiengänge, um in
der schweizerischen und europäischen Hochschullandschaft bestehen zu können. Hier
sind also <koprodulctive>> Koordinationsleistungen verschiedener Akteure notwendig,
die hierarchisch wechselseitig voneinander abhängig sind: Es sind diese Prozesse der
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Interaktion, mit denen kollektive Akteure in wechselseitiger Abhängigkeit ein kollek-
tives Gut - in unserem Fall: gute Lehrpersonen für eine gute Schule - erzielen wollen,
die in der Govemance-Perspektive interessieren (vgl. Bucher et al. 2010, S. 9). Ange-
sichts der Tatsache, dass die Bildungspraxis stark durch kantonale Vorgaben geprägt

ist und die Ausgangslagen dadurch heterogen sind, stellt die Aufgabe der Koordination
auf schweizerischer Ebene zwischen bildungspolitischen und bildungspraktischen An-
sprüchen für die COHEP eine komplexe Herausforderung dar (2. B. im Hinblick auf die
Lösungsfindung in Bezug auf die Problematik des Lehrermangels).

5 Der Beitrag der COHEP zum Bildungsmonitoring

Das von Bund und EDK gemeinsam installierte Bildungsmonitoring sieht folgende
Prozesse vor (vgl. Bildungsbericht Schweiz, 2010): a) Erarbeiten eines Bildungsbe-
richts Schweiz mit einer Daten- und Informationsgrundlage zurn ganzen Bildungssys-
tem; b) Auswertung der Ergebnisse (Sammeln von Stellungnahmen); c) Erstellen eines

neuen Programms (zur Schliessung der Datenlücken) sowie d) Erstellen eines neuen

Produkts (Bildungsbericht20l4).In diesem Regelkreismodell steht und füllt der Erfolg
des Bildungsmonitorings mit der Verzahnung von Wissenschaft (Forschung, Evaluati-
on, Statistik), Bildungspolitik (und Bildungsplamrng) und letztlich Bildungspraxis, dies
im Rahmen einer Langzeitstrategie, die immer wieder überprüft, infrage gestellt und
weiterentwickelt wird.

In diesem Kreislauf spielen die pädagogischen Hochschulen (allgemein die Hochschul-
institutionen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung) eine dreifache Rolle: Erstens können
die pädagogischen Hochschulen bei der Erarbeitung von relevanten Daten, aus wel-
chen <Steuerungswisseru> gewonnen werden kann, durch wissenschaftliche Arbeiten
in eigener Regie oder im Auftrag politischer Behörden mitwirken. Zweitens arbeiten

die pädagogischen Hochschulen mit der Bildungsplanung im Hinblick auf die Vor-
bereitung von Steuerentscheiden zuhanden der Politik zusammen und wirken damit
auch an einer Langzeitstrategie für die Entwicklung der pädagogischen Hochschulen
und der Bildungslandschaft mit. Schliesslich haben die Pädagogischen Hochschulen
die Steuerungsentscheide in der eigenen Institution umzusetzen und dies auch in den

Schulen zu fürdern, z.B. durch das Angebot von Aus- und Weiterbildungen für Lehr-
personen, Coachs, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Bildungsverwaltungen usw
(<Mediationt). Aus- und Weiterbildungen können einen bedeutenden Beitrag zur Kom-
munikation der Langzeitstrategie, des Sinns und der (pädagogischen) Bedeutung von
Steuerungsentscheiden und ihrer angestrebten Wirkungen vermitteln.

Die COHEP nimmt hier eine ergänzende und für die pädagogischen Hochschulen eine

unterstützende Rolle ein, indem sie ihre Stimme wahrnimmt und den Verantwortlichen
des Bildungsmonitorings entsprechende fachliche Rückmeldungen und Arnegungen
für weitere bzw notwendige Analysen gibt. Des Weiteren kann die COHEP dahin ge-
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hend unterstützend wirken, dass sie die Mitwirkung der pädagogischen Hochschulen,
ihrer Mitgliederinstitutionen, bei der Erarbeitung dieser wissenschaftlichen Analysen
fordert. Die Forschrurg ist Teil des Leistungsauflrags der pädagogischen Hochschulen.
In diesem Sinne ist es Ziel der COHEP, dass die Pädagogischen Hochschulen als rele-
vante Wissenschaftspartner wahrgenommen werden. Die COHEP hat auch in diesem
Bereich keine Entscheidungsfirnktion, kann aber durch fachlich versierte Stellungnah-
men Einfluss generieren.

<Mediationsfunktion, der Hochschulinstitutionen für Lehrerinnen-
und Lehrerbildung und der COHEP zwischen Bildungspolitik, Bil-
dungswissenschaft und Bildungspraxis

Die Hochschulinstitutionen für Lehrerinnen- und Lehrerbildung positionieren sich also
im Dreieck von Bildrurgspolitik, Bildungswissenschaften und Bildungspraxis und ha-
ben zu Akteuren in diesen drei Feldern verschiedenste Arbeitsbezüge (vgl. Bucher et
a1.,2010). Hochschulinstitutionen für Lehrerinnen- und Lehrerbildung haben in diesem
Sinne eine grosse Bedeutung als eigentliche Drehscheiben innerhalb des Bildungsmo-
nitoring-Prozesses und für die Umsetzung der Steuerungsentscheide. Und damit hat
die COHEP eine Rolle fürr die Koordination und Abgleichung der Drehscheiben-Tri-
tigkeit der Lehrerbildungsinstitutionen in der Schweiz. Um diese Drehscheiben-Funk-
tion auszuüben, müssen die Lehrerinnen- und Lehrerbildungsinstitutionen koordiniert
kompetente Personen qualifizieren, die in der Lage sind, entsprechende Aufgaben in
Institutionen und Behörden zu übernehmen. Wer hat heute in Politik, Verwaltungen
und Hochschulen die fachliche Kompetenz, wissenschaftliche Resultate in politische
und pädagogische Massnahmen umzusetzen? Die Forschung kann die dazu nötige
<Mediatioru nicht selbst leisten. Personen mit <Mediations>-Kompetenzen in Politik,
Verwaltung und Hochschulen fehlen weitgehend. Solche Fachleute müssen eben, zum
Beispiel an pädagogischen Hochschulen, ausgebildet werden.

Die Aus- und Weiterbildung der Lehrinnen und Lehrer hat Vorbildfrmktion für den
Umgang mit Bildungsmonitoring und Steuerungswissen. Dozierende, Forschende und
zukünftige Lehrpersonen müssen lemen und weitervermitteln, was Steuerung von Bil-
dungsinstitutionen bedeutet, wie durch Forschung und Evaluation Steuerungswissen
generiert werden kann und wie politische Steuerungsentscheide in den Hochschulins-
titutionen für Lehrerinnen- und Lehrerbildun g und in den Schulen bis hinunter auf die
Ebene Lehrpersor/Klasse wirken können; dies insbesondere im Zusammenhang mit
Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung an den tertidren Lehrerinnen- und Leh-
rerbildungsinstitutionen selbst: Qualitätssicherungs- und Entwicklungsmassnahmen
sind Steuerungsmassnahmen. Qualitätsverhalten an der Lehreriruren- wrd Lehrerbil-
dungsinstitution hat Vorbildfimktion für die Schulpraxis. Was künftige Lehrpersonen
diesbezüglich mitbekommen - so die Hoffnung -, werden sie darur in der Schulpraxis
anwenden. Wir sprechen vom <<Pädagogischen Doppeldecker>> in der Lehrerbildung:
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<Mit dem Doppeldeckerprinzip ist die Doppelung von Lehr- und Lemprozessen ge-

meint, in denen das Medium gleichzeitig die Botschaft ist, d.h. im Kurs, Seminar oder

in der Unterrichtsstunde geschieht genau das, worüber reflektiert wird.> Bezogen auf
Steuer- bzw. Qualitätsmassnahmen bedeutet dies, <dass sie nicht nur Informationen zur
Verbesserung bei der Entwicklung für angehende Lehrpersonen generieren, sondem sie

auch als Modell dienen sollen, wie Qualitätssicherung in der Arbeit mit Schülerinnen
und Schülern angelegt und genutzt werden kanru (Fuchs & Zutavern,2005, S. 30f.).
Zukünftige Lehrpersonen lemen so verschiedene institutionelle Ebenen, die es bei der

Generierung und Umsetzung von Steuerungswissen zu berücksichtigen gilt, <aus ei-
ner doppelten Perspektive kennen: als betroffene Lemende und als künftige Lehrende>>

(ebd.).

Die Rolle der COHEP könnte mrn darin bestehen, in strategischer und fachlicher
Hinsicht entsprechende Vorarbeiten zur Unterstützung bzw. Entwicklung eines ge-

meinsamen Verständnisses und gemeinsamer Parameter flir die Umsetzung dieser

Mediationsfunktion zu leisten, welche z.B. in Form von Empfehlungen ihren Mitglie-
derinstitutionen, den Hochschulinstitutionen für Lehrerinnen- und Lehrerbildung, zur
Verfügung gestellt werden können.

Optimierung der Steuerungsvoraussetzungen für Hochschulinstitu-
tionen für Lehrerinnen- und Lehrerbildung

Zur Wahmehmung der oben dargestellten <Mediationsfi.mktion> benötigen die Hoch-
schulinstitutionen für Lehrerinnen- und Lehrerbildung (hier sind insbesondere die
pädagogischen Hochschulen gemeint) und die COHEP als deren Rektorenkonferenz
eine klare Positionierung in der schweizerischen Hochschullandschaft. Dies ist, wie
erwähnt, heute im Entwurf des HFKG so angelegt. Es ist vorgesehen, dass die päd-

agogischen Hochschulen gleichwertig zu Universitäten und Fachhochschulen in der

schweizerischen Hochschullandschaft als eigenständige Hochschulen Bedeutung er-

halten.

Für eine erfolgreiche <Mediationsfimktioru der Hochschulinstitutionen fiir Lehrerinnen-
und Lehrerbildung wird ausschlaggebend sein, dass sie sich fachlich und stmkturell so

weiterentwickeln, dass ihre Lehre, Forschung und Weiterbildung auch für Steuerungs-

prozesse im Rahmen des Bildungsmonitoring nutzbar und wirksam werden können. So

muss die professions- und berufsfeldrelevante, nutzenorientierte Forschung gestZirkt

und noch intensiver mit Lehre sowie berufspraktischer Ausbildung gekoppelt werden.

Erst dadurch entsteht eine pcidagogische, lehrerprofessionsrelevante und zugleich wis-
senschaftliche Expertise, die in den Regelkreis des Bildungsmonitorings auch im Sinne

von <Mediation> eingebracht werden und als relevant hinsichtlich politischer Steue-

rungsfragen wahrgenommen werden kann.
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Hier besteht noch Entwicklungsbedarf. Die COHEP muss und kann einen Beitrag zu
dieser Entwicklung leisten. Das Gelingen wird unter anderem davon abhängen, ob die
Hochschulinstitutionen für Lehrerinnen- und Lehrerbildung ihre individuelle Entwick-
lung auf gemeinsame Ziele, eben auch auf Ziele des Bildungsmonitorings fokussieren
können.
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Führung und Steuerung pädagogischer Hochschulen im
Handlungskontext der österreichischen Rektorenkonferenz
(RöPH) - Möglichkeiten und Grenzen

lvo Brunner

Zusammenfassung Die im europiüschen Hochschulraum aktuellen Diskussionen um Füh-

rung tertiärer Bildungsinstitutionen wirken sich in florderlicher Weise auf die Handlungsräume

der im Jahre 2007 gegründeten pädagogischen Hochschulen Österreichs aus. Diesemjüngsten

Hochschultypus, der für die Aus-, Fort- und Weiterbildung in pädagogischen Berufsfeldem des

tertiären Bildungssektors zuständig ist, fehlt zur effizienten Steuerung zwar noch der echte Auto-

nomiestatus, das wachsende Zusammenwirken der Bundesministerien mit den einzelnen päda-

gogischen Hochschulen und der Rektorenkonfererz gewinnt aber an Substanz und dient somit

der verbesserten hochschulischen Handlungskoordination, insbesondere im Sinne der Weiterent-

wicklung der Lehrer- und Lehrerinnenbildung.

Schlagworte Hochschulwesen, Führungsrolle, Autonomie, Handlungskoordination

Leadership and controlling management of University Colleges of TeacherEduca-
tion within the context of action ofAustria's Rectors'Conference (RÖPD - chan-

ces and limitations

Abstract The topical European discussions about leadership at tertiary institutions of learning

generate a positive effect on all areas of action ofAustria's University Colleges of Teacher Ed-

ucation. This youngest institutional type in the higher educatiotr area, founded tnlhe yeat 2007,

is responsible for initial and further training in various pedagogical fields. Although the Colleges

still lack the degree of autonomy necessary for efficient management, a growing cooperation

between the Ministry of Education, the individual University Colleges and the Rectors' Con-

ference leads to a substantial developmental improvement and thus firthers the coordination of
tertiary actions in general as well as the development ofteacher education in particular.

Keywords system ofhigher education, role ofleadership, autonomy, coordination ofaction

1 Themenaufriss

Die aktuellen Autonomiebestrebungen im europäischen Hochschulraum, die sich zum

Teil mit einer zu rigorosen staatlichen Steuerung des Bildungswesens wenig kom-
patibel zeigen, haben zu neuen Handlungsmaximen der Steuerung geführt. Alle vier

<Deliberationsforen) Österreichs - die Universitätskonferenz (LINIKO), die Fach-

hochschulkonferenz (FHK), die Privatuniversitätenkonferenz (PUK) und die Rekto-
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renkonferenz der öffentlichen pädagogischen Hochschulen (RöPH) - haben sich im
Sinne des österreichischen Vereinsgesetzes einen von den Bundesbehörden unabhän-
gigen Status verliehen, um ihre Aufgaben der VernetnJng, der Steuerung, der Führung,
der Koordination und der Kooperation flexibel, autonom und weisungsfrei erfüllen zu
können. Dass die einstige Verankerung solcher Rektorenkonferenzen in den jeweiligen
Bundesgesetzen auch Vorteile hatte, vor allem hinsichtlich einer effizienten Umsetzung
bundesweiter Koordinationsangelegenheiten, wird imZuge neuer Führungsstrukturen,
besonders im Bereich der staatlichen Lehrer- und Lehrerinnenbildung, mit zrr berück-
sichtigen sein.

Die pädagogischen Hochschulen im Kontext des österreichischen
Hochschulwesens

Das österreichische Hochschulwesen charakterisiert sich durch eine Mischung von
Hochschultypen mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen, unterschiedlichem Au-
tonomiestatus, unterschiedlichen Finanzierungsmodellen, unterschiedlicher inhaltlicher
Führung und unterschiedlichen Managementverantwortungen. Derzeit zählt Österreich
2l staatliche universitäten, 19 Fachhochschulen, 12 Privatuniversitäten, l{pädago-
gische Hochschulen - davon 9 in staatlicher und 5 in privater Trägerschaft - sowie
zahlreiche weitere akademische Einrichtungen wie Konservatorien und Bildungs-
zenffgn mit einer Gesamtzahl von etwas mehr als 300'000 Studierenden.

Das angestrebte, sehr ambitionierte monetäre Förderungsziel der Bundesregierung, bis
zum Jahre 2020 zttrei Prozent des Bruttonationalproduktes für das Hochschulwesen
aufzuwenden, ist in Zeiten finanzieller Unwägbarkeiten ein schwer kalkulierbarer Para-
meter der österreichischen Hochschulpolitik. Neben diesen Versprechungen der Politik
richtet sich die studentische Kritik aber auch gegen unausgereifte Implementierungen
von Teilbereichen der Bologna-Architektur, gegen die Zulassungsbeschränkungen in
einigen Massenfächern wie Psychologie, Publizistik oder Wirtschaftswissenschaften
sowie gegen Pläne der Wiedereinführung von Studiengebiihren.

Die pädagogischen Hochschulen nehmen im Kontext des österreichischen Hochschul-
wesens eine besondere Stellung ein. Obwohl sie als tertidre Bildungsinstitutionen ge-
mäss der Bologna-Studienarchitektur ihre Bachelor- und Masterstudien ausrichten,
berufsfeldbezogene Forschung betreiben und sich den Wissenschaftsprinzipien ver-
pflichten, sind sie nicht dem Ministerium für wissenschaft und Forschung, sondem
dem Ministerium für Unterricht, Kunst und Kultur unterstellt. Dies mag als ein österrei-
chisches Politspezifikum gewertet werden. Das Faktum selbst hat aber Auswirkungen
auf Bereiche der allgemeinen tertiären Handlungskoordination hochschulischer The-
men wie Forschung, Intemationalität, Qualitätssicherung sowie auf die Führungs- und
Verantworhrngsstmkturen und den Autonomiestatus der pädagogischen Hochschulen.
An einem besseren und koordinierteren Zugangzu all diesen hochschulischen Themen
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und ihrer Dissemination an den pädagogischen Hochschulen ist noch zu arbeiten, wo-
bei insbesondere durch den Ausbau der hochschulischen Autonomie eine diesbezüg-

liche Verbesserung erzielt werden könnte.

Die pädagogischen Hochschulen Österreichs weisen einerseits junge dynamische

Stnrkturen, wie sie teilweise im europäischen Hochschulraum des jungen 21. Jafu-

hunderts zur Bewältigung neuer Bildungsherausforderungen eingeflihrt wurden, auf,

andererseits fehlen noch die dazu notwendigen Begleitgesetze, die eine autonomere

Hochschulführung ermöglichen. Die Erarbeitung eines von allen Hochschulen gefor-

derten neuen Dienstrechtes, das die hochschulischen Ansprüche der Personalentwick-
lung, der Forschung und der Weiterbildung im Sinne autonomer Hochschulgestaltung
berücksichtigen soll, steht zwar an vorderster Stelle des ministeriellenArbeitsplanes, es

befindet sich aber noch nicht auf dem Weg in die politischen Entscheidungsgremien.

Die zahlreichen Verordnungen, die seit der Kundmachung des Hochschulgesetzes 2005

erlassen worden sind, präzisieren zvlar da und dort einzelne Handlungsfelder, gleich-

zeitig schränken sie aber auch den Autonomiestatus ein. So ermöglicht beispielsweise

die Hochschul-Planungs- und Steuerungsverordnung ein besseres bundesweites Con-

trolling aller pädagogischen Hochschulen, damit wird aber auch die Finanzmittelver-
gabe z.B. für die Profilbildung individueller Hochschulen zentralstaatlich gesteuert. In
diesem Zusammenhang soll auch darauf hingewiesen sein, dass ein Globalbudget, wie
es die österreichischen öffentlichen Universitäten gemäss Universitätsgesetz 2002 zur

autonomen Verwendung zugewiesen bekommen, für die pädagogischen Hochschulen
noch nicht vorgesehen ist.

Auch die bundesgesetzlichen Verordnungen über Grundsätze für die nähere Gestaltung

der Curricula und der Prüfrrngsordnungen sowie die Hochschulevaluierungsverordnung
grenzen teilweise den autonomen Hochschulentwicklungsraum ein. Obwohl an jeder

einzelnen Pädagogischen Hochschule die Studien-Kommission für das Studienangebot

und dessen Qualitätsansprüche ihre Verantwortung trägt, behält sich das Bundesminis-

terium für Untenicht Kunst und Kultur durch diese Verordnungen eine bundesweite

Vorgabe mit demArgument der Durchlässigkeit von Bildungsangeboten im Sinne einer

gegenseitigen Anrechenbarkeit von Studien vor.

Die unterschiedlichen gesetzlichen Grundlagen im österreichischen Hochschulwesen -
Fachhochschulgesetz 1994, Universitätsgesetz 2002 sowie das für die pädagogischen

Hochschulen relevante Hochschulgesetz 2005 - führen einerseits zu einer Vielgestal-

tigkeit des Hochschulraumes, andererseits wird der Ruf nach einem gesamtösterrei-

chischen Hochschulplan mit typenspezifischen Handlungsfeldem immer lauter. Die
pädagogischen Hochschulen werden ihre Führungs- und Steuerungsposition in einem

solchen Plan des Hochschulwesens noch präziser definieren müssen.
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3 Die pädagogische Hochschule - Rolle, Profil, Führung

Das österreichische Bundesgesetz über die Organisation der pädagogischen Hochschu-
len und ihre Studien (Hochschulgesetz 2005) ist vom Nationalrat am I .Dezember 2005
mit den Stimmen der Regierungsparteien beschlossen worden. Der Studienbetrieb an
diesen neu etablierten lnstifutionen der pädagogischen Bildung wurde per l. Olctober
2007 aufgenornmen. Die Grtindung der 14 pädagogischen Hochschulen, davon 5 in
privater Trägerschaft, erzeugle an den jeweiligen Standorten der neun Bundesländer
optimistische pädagogische Aufbruchstimmung in eine neue tertiäre Welt des Lehrens
und Lemens.

Die primäre Ausrichtung der pädagogischen Hochschulen inkludiert wissenschaftlich
fundierte Bildungsangebote in pädagogischen Berufsfeldem. Neben den Lehramtsstu-
dien für allgemeinbildende Pflichtschulen werden auch die Studiengänge für Lehrämter
an berufsbildenden Schulen angeboten. Im Sinne des Professionalisierungskontinuums
und des lebenslangen Lemens bildet die umfassende Fort- und Weiterbildung in al-
len pädagogischen Berufsfeldem und für alle Lehrerinnen und Lehrer einen weiteren
Schwerpunkt. Die Studienabschlüsse - Bachelor- (BEd) und Mastergrade (MEd) - sind
durch die Einbettung in die Bologna-Studienarchitektur europäisch und intemational
vergleichbar.

Trotz der bildungspolitischen Etablierung der pädagogischen Hochschulen Österreichs
im europäischen Hochschulraum und trotz ihrer kollektiven Mitgliedschaft in der Eu-
ropean University Association (EUA) weist das Hochschulgesetz 2005 Spezifitäten
auf, die mit der Rolle der pädagogischen Hochschulen als autonome hochschulische
Bildungsinstitutionen noch wenig korrelieren. Die öffentlichen pädagogischen Hoch-
schulen sind Einrichtungen des Bundes und stehen als sogenannte <<nachgeordnete
Dienststellen> in einem direkten weisungszusammenhang mit dem zuständigen Bun-
desminister in erster und letzter Instanz. Dieser Status einer unselbstständigen Anstalt
wird jedoch in verschiedenen Bereichen, <<insbesondere im Bereich der über den öf-
fentlich-rechtlichen Bildungsauftrag hinausgehenden Lehr- und Forschungstätigkeit
sowie der Erwachsenenbildung> (Hochschutgesetz 2005, S. 32), mit einer eigenen
Rechtspersönlichkeit komplementiert, sodass die Pädagogische Hochschule ausserhalb
der staatlichen Lehrerinnen- und Lehrerbildung eigene Rechtsgeschäfte abschliessen
kann.

Im Gegensatz zt den österreichischen Universitäten sind die pädagogischen Hoch-
schulen dem Bundesministerium flir unterricht, Kunst und Kultur - die Agrar- und
umweltpädagogische Hochschule ist zusätzlich dem Lebensministerium zugeord-
net - unterstellt. Für das Rollenverständnis und für die Profitbildung der pädagogischen
Hochschulen hat diese verankerung injenem Ressort, das auch flir alle Schulen und
ihre Entwicklungen zuständig ist, nicht unwesentliche Auswirkungen. Es ermöglicht
u.a. die enge Zusammenarbeit mit dem Berufsfeld der regionalen Schullandschaft, eine
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Situation, die gesetzlich verankert, finanziell gesteuert und politisch gewollt ist. Es

sollte aber zugleich zur Aufgabe und zur Rolle der pädagogischen Hochschulen ge-

hören, das im österreichischen Grundgesetz verankerte allgemeine Recht der Staats-

bürgerin und des Staatsbürgers, welches lautet: <Die Wissenschaft und ihre Lehre ist
freil, in besonderer Weise einzufordem. Die an den Hochschulen wirkenden leitenden
Organe wie Hochschulrat, Reklorat oder Studienkommission tragen erfahrungsgemäss

eine solche Forderung mit und verhelfen damit der Meso-Ebene der Lehrer- und Leh-
rerirrnenbildung, den pädagogischen Hochschulen, den autonomen Handlungsraum
auszugestalten.

Die Rektorenkonferenz der öffentlichen pädagogischen Hochschu-
len österreichs fiöPH) - Möglichkeiten und Grenzen der Hand-
lungskoordination

Wahrscheinlich sind es natürliche strategische Notwendigkeiten wie Networking, Ko-
operation und Koordination, die europaweit eine so hohe Anzahl an Hochschulver-
netzungen begründen. Allein der tertiäre Bildungssektor Österreichs weist vier Ver-

einigungen (siehe Abschnitt 1) auf, in denen die Leitungsorgane der Hochschulen in
Konferenzen zusarnmengeschlossen sind.

Analog zu den Universitäts- und Fachhochschulkonferenzen wurde 2002 ein im Sinne
des österreichischen Vereinsgesetzes schlankes Statutenwerk von den Reklorinnen und
Rektoren erarbeitet und am 19. September 2007 im historischen Loos-Haus am Mi-
chaelerplatz im 1. Bezirk in Wien von denselben in der Plenarsitzung beschlossen.
Per 16. November 2007 wurde von der bundespolizeilichen Vereinsbehörde der Nicht-
untersagungsbescheid zugestellt und somit war der Verein mit Sitz in Wien gegrün-

det - die handelnden Personen der RÖPH waren zu diesem Zeitpunkt schon tief in die

inhaltliche Vereinsarbeit eingetaucht. Die Tätigkeit der Rektorenkonferenz, die nicht
auf Gewinn gerichtet ist, <<umfasst die Koordination der Aufgaben der pädagogischen

Hochschulen im Sinne der nationalen und internationalen Kompatibilitäb (Statuten

der RÖPH, S. 1).

Durch den gleichen Gründungszeitpunkt von Rektorenkonferenz und den einzelnen
pädagogischen Hochschulen im Herbst 2007 konnten viele Kräftesynergien vom Be-
ginn des neuen Hochschulsektors an gewonnen werden. Für unzählige Fragen zum
neuen Hochschulbetrieb mussten die einzelnen Hochschulen nicht nach Individualant-
worten suchen, sondern sie wurden einer gemeinsamen und koordinierten Lösungs-
strategie zugeführt. Die bildungspolitische Wirksamkeit und Handlungskompetenz der

Rektorenkonferenz der öffentlichen pädagogischen Hochschulen Österreichs (RÖPH)
hängen, das hat sich in den nun drei Jahren ihres Bestehens eindrücklich erwiesen, sehr
wesentlich mit den Führungs- und Inhaltskompetenzen der einzelnen pädagogischen

Hochschulen zusarnmen. Neben den strategischen und organisatorischen Vorberei-
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tungen der Vereinsaktivitäten durch den dreiköpfigen RÖPH-Vorstand ist es primär
das Wissens- und Erfahrungsspektrum aller neun Rektorinnen und Rektoren, die in
den mindestens zweimal jäbrlich stattfindenden Plenarsitzungen zsr Verwirklichung
des Vereinszweckes ihre Beiträge leisten. Einmal pro Studienjahr findet zusammen mit
allen Vizerektorinnen und Vizerektoren eine <erweiterte>> Plenarsitzung statt, um so-
wohl die persönlichen als auch die inhaltlichen Ebenen der pädagogischen Hochschu-
len besser zv verrretzen. <<Die Ziele streben wir aus verschiedenen Sichtweisen an, die
geleistete Arbeit ist aber ein gemeinsames Produkb (Brunner, 2002,5.5), lautet ein
mehrjährig anhaltendes Motto für diese Art derArbeit.

Der Aufgabenumfang, für den sich die Mitglieder der RÖPH verantwortlich zeigen,
ist enorm. So widmet sich die RÖPH Aufgaben wie Unterstützung der Hochschullei-
tungen, Berafung und Stellungnahme zu Gesetzesentwürfen, Artikulation gemeinsamer
Standpunkte bis hin zur Durchführung von gemeinsamen Projekten und Veranstaltun-
gen.

Einen hohenAnteil an Kräften verwendet die RÖpU für eine gedeihliche Zusammenar-
beit mit dem Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur, wobei in besonderer
Weise und über alle konkreten Aufgabengebiete hinweg das Thema Autonomie für die
Hochschulen (vgl. Abschnitt 2) im Vordergrund steht. Als nachgeordnete, weisungsge-
bundene Dienststellen des Ministeriums (bmukk) stellen sich bei den einzelnen päda-
gogischen Hochschulen demgemäss gewisse Grenzen des Handelns ein:

- Das bmukk erteilt an einzelne Pädagogische Hochschulen Bildungsaufträge, die
nicht in eine Gesamtkoordination eingebunden sind. So werden z. B. Fort- und Wei-
terbildungs- oder didaktische Zentren an einzelne Pädagogische Hochschulen <<ver-

geberu>, was mitunter das Gefühl ungerechter Aufgabenverteilung unter den Hoch-
schulen hervomrft.

- Die topografischen und gesellschaftspolitischen Diversitäten der neun öflentlichen
pädagogischen Hochschulen sind enorn - städtische versus ländliche Standorte,
Einsprachigkeit versus Zweisprachigkeit, Standorte mit Berufspädagogik versus
Standorte ohne, Universitätsnähe versus Alleinstellungssituation - eine solche Plu-
ralität an Bedingungen erfordert vom bmukk eine ausgleichende Hochschulpolitik,
zu der die RÖPH einen Beitrag leisten will.

- Die Zutellung der bmukk-Ressourcen ist weniger nach den Aufgabenprofilen, als
fast ausschliesslich nach der Anzahl der Studierenden an einer Pädagogischen Hoch-
schule ausgerichtet. Die daraus abzuleitenden Grenzen des (finanziellen) Handelns
sind ebenfalls Diskussionsgegenstand der RÖPH-Vereinsarbeit.

Die RÖPH unternimmt daher alle Anstrengungen, diese Grenzen des Handelns aufztt-
weichen. Als ein nicht nur terminologischer Erfolg der RÖPH ist zu werten, dass die
bislang vom Ministerium zentral geführten und tagrurgsordnungsbestirnmten <Dienst-
besprechungeru> in kooperative, gemeinsam gestaltete Rektorinnen- und Rektorenta-
gungen umgewandelt wurden. Der Frau Bundesministerin sei Dank, denn die ersten
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Reaktionen flihrender Beamter des Ressorts auf die Grtindung der RÖPH sprachen
noch eine andere Sprache: <<Die Befassung eines privaten Vereins mit Sachthemen der
pädagogischen Hochschulen ist - nicht nietzt aus rechtlichen Grtinden - auch in Zt-
kunft nicht vorgeseheru>, hiess es noch im Oktober 2001 in einem Brief eines leitenden
Ministeriumsbeamten an den Grändungsvorstand der RÖPH.

HinsichtlichAkzeplanzder RÖPH durch das Bundesministerium hat sich also das Blatt
zum Positiven gewendet:

- Mitglieder der RÖPH werden mittlerweile offiziell für internationale Verhetungen
nominiert - als jüngstes Beispiel gilt die Entsendung eines RÖPH-Mitgliedes durch
die Ministerin zur Bologna-Ministerkonferenz in Ungam und Wien.

- Der RÖPH-Vorsitzende vertritt die pädagogischen Hochschulen als Kollektiv in der
European University Association (EUA).

- Ein Vorstandsmitglied der RÖPH arbeitet stellvertretend für alle pädagogischen

Hochschulen, auch für die privaten, in der hochschultypenübergreifenden Bologna-
Follow-Up-Gruppe Österreichs.

- Eine Reihe von RÖPH-Mitgliedem wurde vom Unterrichtsministerium zum Hoch-
schuldialog des Wissenschaft sministeriums entsandt.

- Die RÖPH ist Mitglied in der Task Force (eine Arbeitsgruppe aller 4 österrei-
chischen Rektorenkonferenzvorsitzenden) für die Erarbeitung von curricularen Bo-
logna-Leitlinien.

- Die bisher inhaltlich wohl erfolgreichste koordinative Handlung der RÖPH war die
Erstellung des <<Memorandums der pädagogischen Hochschuleru> (Brunner et a1.,

2009), das mit der Frau Bundesministerin diskutiert und durch sie in der Folge an

die Experten- und Expertirurenrunde für die Reform der Lehrer- und Lehrerinnen-
bildung weitergeleitet wurde.

Es ist sehr ermutigend, dass eine Tendenz zu wachsender Zusammenarbeit zwischen
der RÖPH, den einzelnen pädagogischen Hochschulen, den Ministerien des Bundes so-

wie mit anderen Stakeholdem der Bildungslandschaft festzustellen ist. Die steigenden
geschäftlichen Anforderungen an die RÖPH werden dadurch in den kommenden Jah-

ren eine erweiterte Arbeits- und Kommunikationsstnrktur der RÖPH mit sich bringen
müssen. Aktuelle themenbezogene Arbeitsgruppen wie das sehr erfolgreich wirkende
RÖPH-Forschungsforum oder anlassbezogene Arbeitstreffen wie die Experten- rurd

Expertinnengruppe für das Qualitätsmanagement sollten dann auf ein professionell
eingerichtetes Geschäft sleitungsbüro der RÖPtt zugreifen können.

5 Konklusion

Sowohl die pädagogischen Hochschulen als Einzelinstitutionen als auch die Rektoren-
konferenz der öffentlichen pädagogischen Hochschulen als Kollektiv haben sich in der
gesamthochschulischen Landschaft Östeneichs sehr gut etabliert. Die einst geradent
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existentiellen Angste dieser neuen Einrichtungen sind der Gewissheit, dass sie unver-
zichtbare Träger zukunftsorientierter Lehrer- und Lehrerinnenbildung geworden sind,
gewichen. In der retrospektiven Einschätzung der bisher dreijährigen Arbeit der Rek-
torenkonferenz scheint dabei insbesondere mit der Erarbeitung des <Memorandums
Lehrerlnnenbildung Neu> ein diesbezüglich entscheidender Beitrag geleistet worden
zu sein. Auch die unermüdlichen Grfernance-Diskussionen der RÖPH-Mitglieder mit
den einzelnen Abteilungen des Bundesministeriums haben bereits Wirkung hinsichtlich
erweiterter autonomerer Führung und Steuerung der Hochschulen gezeigt. Analog zu
den anderen drei <Delibertionsforeru> österreichischer Rektorenkonferenzen der Fach-
hochschulen, Universitäten und Privathochschulen wird sich auch die RÖPH weiterhin
vermehrt um eine autonome, qualitätsvolle und zukunft sorientierte Hochschulbildung
bemühen. Da sich die Vereinsarbeit solcher Foren nicht auf ein bundesrechtlich ver-
ankertes Mandat sttitzen karur, müssen die diatogische Überzeugskraft gegenüber den
Bediensteten des Ministeriums und der manchmal so hilfreiche Imperativ des Pragma-
tismus den angestrebten Vereinszielen dienen. Sowohl der Novellierung des bestehen-
den Hochschulgesetzes 2005 als auch einer Neuordnung der gesamten österreichischen
Lehrer- und Lehrerinnenbildung wird auch insofern hoffrrungsvoll entgegen gesehen,

als eineAusweitung der autonomen Handlungskompetenz der Institutionen mit einher-
gehen könnte. Hinsichtlich Budgethoheit, curricularer Gestaltungsmöglichkeiten, indi-
vidueller Hochschulstandortproblematiken und administrativer Selbststeuerung sollte
dann der Spielraum grösser sein.

Die Rektorenkonferenz der öflentlichen pädagogischen Hochschulen Österreichs und
ihre Partner dürfen nicht müde werden, diesen Weg der autonomen hochschulischen
Führung und Steuerung weiterzugehen.
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Zur Rolle der CRUS in der Koordination der schweizerischen
U niversitätslandschaft

Antonio Loprieno

Zusammenfassung Der Autor zeigt anhand der beiden Beispiele strategische Planung und Bo-

lognaprozess die Rolle der Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (CRUS) in der Koor-

dination der schweizerischen Universitätslandschaft auf. Er veranschaulicht die Zusammenarbeit

der Parbrer im Bildungs-, Forschungs- und Innovationsbereich anhand der Durchlässigkeitsver-

einbarung zrvischen Hochschultypen sowie des nationalen Qualifikationsrahmens. Schliesslich

äussert er sich zu den Perspektiven, welche das künftige Bundesgesetz über die Förderung der

Hochschulen und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich im Hinblick auf die

Koordination bietet.

Schlagworte universiläre Koordination, strategische Planung, Bolognaprozess

The Role of the CRUS in the Coordination of the Swiss University Landscape

Abstract The author presents the role of the Rector's Conference of the Swiss Universities

(CRUS) in the coordination of the Swiss University landscape taking strategic planning and

Bologua process as examples. He then illustrates the collaboration with parhers in the field of
education, research and innovation with the Convention on permeability between higher educa-

tion institutions of different types as well as with the national qualiflcation framework. He further

looks at the prospects for coordination under the future federal Law on Promotion of higher

Education Institutions and Coordination in the higher Education Field

Keywords University coordination, strategic planning, Bologna process

1 Die CRUS

Die im Jahr 1904 als Vereinigung der Schweizer Universitäten gegründete CRUS

(Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten) erflillt seit Inkrafttreten der Verein-

barung zwischen dem Bund und den Universitätskantonen über die Zusammenarbeit

im universitären Hochschulbereich im Januar 2001 (Zusammenarbeitsvereinbarung;

SUK, 2000) die Funktion des gemeinsamen Organs der Leitungen der universitären

Hochschulen. Dieses findet seine Verankerung im Universitätsfürderungsgesetz vom
8. Oktober 1999 (UFG, 1999) sowie im interkantonalen Konkordat über universitäre

Koordination vom 9. Dezember 1999 (SUK, 1999). Als gemeinsames Organ der Lei-
tungen der universitären Hochschulen nimmt die CRUS mehrere Aufgaben wahr, die

für die Koordination der schweizerischen Universitätslandschaft von zentraler Bedeu-
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tung sind. Nachfolgend wird im Sinne von Beispielen kurz auf die Erarbeitung der
strategischen Planung der Universitäten zuhanden der Schweizerischen Universitäts-
konferenz (SUK) sowie auf die Gestaltung des Bolognaprozesses in den Schweizer
Universitäten eingegangen. Anschliessend illustrieren wir die Zusammenarbeit der
CRUS mit ihren Schwesterkonferenzen KFH (Konferenz der Fachhochschulen der
Schweiz) und COHEP (Schweizerische Konferenz der Rektorinnen und Rektoren der
Pädagogischen Hochschulen). Schliesslich wird ein vorausschauender Blick auf die
Möglichkeiten gewagt, welche das Bundesgesetz über die Fördemng der Hochschulen
und die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich (HFKG; SBF, 2009) bie-
tet, das derzeit vom Parlament behandelt wird.

2 Strategische Planung der Universitäten

Die Erarbeitung einer strategischen Planung von nationaler Reichweite, die den Strate-
gien der einzelnen Institutionen unter Wahrung ihrer Autonomie sowie de{enigen der
jeweiligen Träger angemessen Rechnung trägt, stellt in sich eine Herausforderung dar.
Aufgrund ihrer Zusammensetzung verfügt die GRUS über eine einzigartige Ausgangs-
lage, um diesen inhärenten Widerspruch zu lösen.

Die Ausarbeitung einer strategischen Plamrng von nationaler Reichweite, welche den
institutionellen Strategien Rechnung trägt, set eine Konsolidierung der Planungen der
einzelnen Institutionen voraus. Allerdings erarbeiten die Institutionen ihre Planungen in
erster Linie zuhanden ihrer Träger und folgen damit verschiedenen Rhythmen, manch-
mal auch unterschiedlichen Logiken. Auf dieser Grundlage kommt die Erarbeitung ei-
ner strategischen Planung von nationaler Reichweite somit der unmöglichen Aufgabe
gleich, zu einem gegebenen Zeitpunkt unterschiedlich weit entwickelte Dokumente
unterschiedlicher Natur zu konsolidieren.

Nun könnte man natürlich versuchen, die Träger zu bitten, ihre Planungsprozesse zu
harmonisieren und zu synchronisieren. Man könnte andererseits die Institutionen ver-
anlassen, zwei Planungsprozesse gleichzeitig zu führen - zuhanden ihrer Träger ei-
nerseits und als Vorbereitung für die nationale strategische Planung andererseits. Al-
lerdings würde diese Vorgehensweise - die eine grobe Einmischung in die Autonomie
der Institutionen und ihrer Träger bedeutete - kaum in eine brauchbare strategische
Planung münden: Die so erarbeiteten schlussfolgerungen könnten in den planungen
der einzelnen Institutionen nicht berücksichtigt werden, da sie ja bereits vor Ausarbei-
tung der nationalen Planung fertiggestellt würden.

Auch der umgekehrte Ans atz, eine nationale strategische Plamrng im Vorfeld der strate-
gischen Planungen der einzelnen Institutionen zu erarbeiten, würde die Autonomie der
Institutionen und ihrer Träger verletzen. Nicht zuletzt würde dieser Ansatz das Risiko
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beinhalten, dass die frühzeitige nationale Planung ntmZeitpunkt der Umsetzung ihrer
Zielsetntngen allenfalls bereits wieder überholt wäre.

Die CRUS vereinigt die Strategieverantwortlichen der zwölf universitären Hochschu-
len. Sie ist damit in der Lage, das Paradox zu lösen und in einem konzertierten Prozess

eine strategische Planung mit nationaler Reichweite zu erarbeiten. Diese Strategie:

- träCt den Strategien der einzelnen Institutionen Rechnung, ungeachtet dessen, wie
weit diese entwickelt sind, da die Mitglieder der CRUS für deren Ausarbeitung ver-
antwortlich zeichnen;

- findet, aus demselben Grund, in der Erarbeitung der individuellen Plamrngsprozesse

Berücksichtigung;

- respektiert die Autonomie der Institutionen und diejenige ihrer Träger.

Auf diese Weise hat die CRUS die strategischen Prioritäten für die folgenden Perioden

festgelegt, dies unter Zustimmung der zrvölf universitären Hochschulen und mit Unter-

stützung der zuständigen politischen Instanzen.

2004-2007 Verstärkung der universitären Bildung und Erneuerung der Lehre (Bo-
logna) (CRUS,2002).

2008-2011 Modernisierung der Forschung, Erneuerung der Lehre und Stärkung der

Intemationalisierung der Universitäten (CRUS, 2006).

2012)016 Nachhaltige Verbesserung der Betreuungsverhälürisse; Verbesserung und

Konsolidierung der Reform der Lehre in den Universitäten (Bologna);

Modemisierung der Ausbildung von Forschenden auf den Ebenen Dok-
torat und Postdoc; Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Karri-
ereaussichten von jungen Forschenden (CRUS, 20 I 0).

Voraussetzung für die Ausarbeitung einer gemeinsamen strategischen Plamrng und die

Definition strategischer Zielsetntngen, welche allseitige Zustimmung finden, ist, dass

die am Prozess beteiligten Parürer - insbesondere im Hinblick auf ihre Aufgaben und

Zielsetzungen - eine Anzahl gemeinsamer Anliegen verfolgen.

3 Umsetzung der Bolognareform

Als die Umsetzung des durch die Bologna-Erklärung angestossenen Prozesses bevor-

stand, haben die für die Universitäten verantwortlichen politischen Instanzen - die

Schweizerische Universitätskonferenz (SUK) und das Staatssekretariat für Bildung
und Forschung (SBF) - zweifach weise Voraussicht bewiesen:

1. Sie haben die Führung des Prozesses den Universitäten übertragen, welche durch

die CRUS vertreten werden, und
2. für die Anfangsphase des Prozesses während der Periode 2004 bis 2007 eine An-

schubfinanzierung vorgesehen.
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Diese Entscheidungen bilden die Basis für die koordinierte Umsetzung der Bolognare-
form in den Schweizer Universitäten.

3.1 DieBologna-Richtlinien
Als Erstes hat die CRUS in enger Zusammenarbeit mit der SUK Richtlinien für die
koordinierte Erneuerung der Lehre an den universitären Hochschulen der Schweiz im
Rahmen des Bolognaprozesses ausgearbeitet (Bologna-Richtlinien; SUK, 2003). Der
durch die SUK am 4. Dezember 2003 verabschiedete Text berücksichtigte im Grossen
und Ganzen die Vorschläge der CRUS; allerdings bildete derArtikel zumZugangzam
Masterstudium Anlass zu Verhandlungen zwischen den beiden Konferenzen. Die sim-
ple Tatsache, dass zu einer so zentralen Frage wie der Zulassung zum Masterstudium
eine sowohl für die Universitäten wie auch für die Bildungspolitik einvemehmliche
Lösung ausgehandelt werden konnte, zeigt die Bereitschaft der beiden Konferenzen
zum Dialog und zur Zusammenarbeit. Ohne diese wäre die Koordination im Bereich
der Universitätspolitik nur schwer umzusetzen.

3.2 Die Empfehlungen der CRUS
Mit der Verabschiedung der Bologna-Richtlinien hat die SUK die CRUS mit der
Durchflihrung der koordinierten Erneuerung der Lehre im Rahmen des Bolognapro-
zesses betraut. Um diese Aufgabe zu erfüllen, hat die CRUS Empfehlungen für die
koordinierte Erneuerung der Lehre an den universitären Hochschulen der Schweiz im
Rahmen des Bolognaprozesses erarbeitet (CRUS, 2008, 2010). Dabei wirkten sowohl
Vertreter sämtlicher schweizerischer Universitäten als auch Vertreter der Studierenden
und weiterer interessierter Institutionen mit, darunter das Staatssekretariat für Bildung
und Forschung (SBF), das Organ für Akkreditierung und Qualitätssicherung (OAQ)
und die beiden Konferenzen KFH und coHEP. Diese Empfehlungen beinhalten auch
bindende Reglementierungen, beispielsweise zur Benennung der Studienabschlüsse
oder zur Zuteilwtg von Bachelorprograrnmen zu Studienftichem im Hinblick auf die
Zulassung zum Masterstudium.

Die Erarbeitung der Reglementierungen bildete einen wichtigen Bestandteil der koor-
dinierten Umsetzung der Bolognareform im Rahmen des Kooperations- und Innovati-
onsprojekts 2004-2007, für welches die SUK einen Betrag von 30 Millionen Franken
in Form von projektgebundenen Beiträgen des Bundes bewilligt hat. Die Tatsache, dass
die Fährung der CRUS anvertraut wurde, hat die aktive Mitwirkung sämtlicher Univer-
sitäten bedeutend vereinfacht.

3.3 Monitoring
Im Rahmen des Bolognaprozesses fallen auch in der Periode 2008 bis 2011 Koordi-
nationsaufgaben an. Der Fokus liegt dabei auf dem Monitoring: so wird die weitere
Implementierung der Bolognastrukturen verfolgt und sichergestellt, dass diese gut
funktionieren. Dabei verfügen lediglich die Universitäten über ausreichend vertiefte
Kennürisse der bestehenden verfahren und Mechanismen, um beurteilen zu können,
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ob die Umsetzung den gemeinsamen Prinzipien entspricht, und um allf?illige Missstän-
de aufzudecken. Die CRUS bildet als Verbund der Universitäten das ideale Gremium
flir den Austausch zwischen den Universitäten, der einerseits notwendig ist, um die

Stmkturen zu vergleichen und deren Funktionieren zu beurteilen, und andererseits, um
den politischen Instanzen - sofern nötig - Vorschläge im Hinblick auf eine allfüllige
Anpassung der Rahmenbedingungen zu unterbreiten.

Zusammenarbeit mit den Partnern im Bildungs-, Forschungs- und
lnnovationsbereich

Als Organ, welches sich aus den Leitungen sämtlicher schweizerischer Universitäten
zusarnmensetrt, interagiert die CRUS regelmässig nicht nur mit den zuständigen Ins-
Ianzen der Universitätspolitik, sondem auch mit weiteren Parürern des Bildungs-, For-
schungs- und Irurovationsbereichs. Im Bereich der Bildung betrifft dies insbesondere

die Konferenz der Fachhochschulen der Schweiz (KFH) und die Schweizerische Kon-
ferenz der Rektorinnen und Rektoren der Pädagogischen Hochschulen (COHEP).

Mit diesen beiden Partnem hat die CRUS am 5. Novemb er 2007 eine Vereinbarung über
die Durchlässigkeit zwischen den Hochschulrypen abgeschlossen (CRUS, COHEP &
KFH, 2007). Diese Vereinbarung enthält die Grundsätze des Zugangs zu den Studi
engängen eines anderen Hochschultypus mit einem Bachelordiplom einer schweize-

rischen Hochschule. Sie regelt, insbesondere, die Modalitäten des direkren Übergangs

zu einem Masterstudium eines anderen Hochschultypus. Die Grundlage hierzu bildet
eine Konkordanzliste, welche die möglichen Übergänge eines Bachelorstudiengangs

zu einem Masterstudiengang eines anderen Hochschultypus bei entsprechender fach-
licher Ausrichtung aufftihrt, allenfalls mtt ntsätzlichen Aufl agen.

Ferner hat die CRUS im Auftrag des Staatssekretariats flir Bildung und Forschung

(SBF) mit ihren beiden Schwesterkonferenzen den im Rahmen des Bolognaprozesses

vorgesehenen Qualifikationsrahmen für den schweizerischen Hochschulbereich erar-

beitet (nqf.ch-HS; CRUS, COHEP & KFH, 2009). Dieses Dokurnent beschreibt und
definiert die Stufen sowie die entsprechend erworbenen Qualifikationen der Hochschul-
bildung in der Schweiz. Es bietet ferner eine vergleichende Beschreibung der Univer-
sitäten (inklusive eidgenössische technische Hochschulen), der Fachhochschulen und
der pädagogischen Hochschulen in Bezug auf ihre Aufgaben in der Gesellschaft, ihre
Tätigkeiten in Lehre und Forschung sowie die verliehenen Diplome und die Qualifika-
tion der Lehrenden.

Wie auch im Falle der Durchlässigkeitsvereinbarung beruhte die Ausarbeitung des

Qualifikationsrahmens einerseits auf gemeinsamen Überlegungen der Institutionen
desselben Hochschultypus, um die spezifischen Ausprägungen ihrer Aufgaben und ih-
rer Tätigkeiten in Lehre und Forschung besser zu definieren, und andererseits aufin-
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tensiven Verhandlungen zwischen den Vertretem der drei Hochschultypen, um die Be-
sonderheiten der Aufgaben sowie der Tätigkeiten in Lehre und Forschung eines jeden
Hochschultypus zu identifiziercn. Die gemeinsamen Überlegungen der Universitäten
haben im Kreise der CRUS stattgefirnden, und deren Verhandlungen mit der KIH und
der COHEP haben schliesslich zur Verabschiedung des Dokuments durch den gemein-
samen Leitungsausschuss der drei Konferenzen am 23. November 2009 geführt, dem
alle Mitglieder jeder Konferenz zugestimmt haben.

5 Ausblick

Die künftigen Modalitäten der Koordination im Bereich der Hochschulen sind Gegen-
stand der parlamentarischen Debatten im Rahmen des künftigen Bundesgesetzes über
die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen Hochschul-
bereich (HFKG; SBF, 2009). Unter den Neuerungen des Gesetzes findet sich die Um-
setzung derAufgabenteilung zwischen den Hochschulen in den besonders kosteninten-
siven Bereichen, welche inArtikel 63aAbsatz 5 der Bundesverfassung vorgesehen ist.

Die CRUS hat sich bereits mehrfach zu ihrem Verständnis derAufgabenteilung in den
besonders kostenintensiven Bereichen geäussert. Ihre Überlegungen beruhen auf der
Feststellung, dass die besonders hohen Kosten, welche in bestimmten Bereichen zu
tragen sind, nicht an einzelne Disziplinen gebunden sind. Vielmehr ergeben sie sich aus
dem Zugriffauf Infrastrukturen, die aufgrund der zu tätigenden Investitionen, aufgrund
ihres Betriebs oder des notwendigen Personals kostenintensiv sind.

Eine effiziente Aufgabenteilung in den besonders kostenintensiven Bereichen betrifft
daher nicht die Tätigkeiten in Lehre und Forschung an sich, sondem die Koordination
neuer Infrastnrkturen, insbesondere dann, wenn diese dieKapazitäten einer einzelnen
Institution übersteigen. Diese Vorgehensweise für die Aufgabenteilung in den beson-
ders kostenintensiven Bereichen wiirde femer sicherstellen, dass die Lehrenden und
Forschenden der Schweizer UniversitätenZugangzu denjenigen Infrastrukturen haben,
welche sie zur Ausübung ihrer Tätigkeiten benötigen.

Die CRUS hat gezeigl, dass sie in der Lage ist, schwierige Entscheide zu?ällen,welche
sowohl den Interessen der einzelnen Institutionen als auch denjenigen des Universitäts-
systems als Ganzem Rechnung tragen. Dies zum Beispiel bei derAuswahl von Innova-
tions- und Kooperationsprojekten: Im Rahmen einer im Frühling 2009 durchgefrihrten
intemen Selektion hat die CRUS von insgesamt l7 Gesuchen lediglich sechs Projekte
berücksichtigt und in der Folge der SUK zur Genehmigung vorgelegt. Es ist daher da-
von auszugehen, dass die CRUS konsensuelle Lösungen vorschlagen wird, um gewich-
tige Infrasbrrkhrren zu koordinieren, welche dieKapazitäten einer einzelnen Institution
übertreffen und der Gesamtheit von Lehrenden und Forschenden in den betroffenen
Bereichen zur Verfügung stehen sollen.
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Allerdings gehen die Meinungen hinsichtlich der Form der Aufgabenteilung in den

besonders kostenintensiven Bereichen derzeit noch auseinander. Für die CRUS wäre es

zweifelsohne sehr schwierig, emsthaft e Vorschläge zv machen, wenn sich herausstellen

würde, dass die Koordination von grossen Infrastrukturprojekten - die in aller Regel

insbesondere der Forschung dienen - nicht ausreicht, um das verfassungsmässige Man-
dat zu erfrillen, und wenn in der Folge einzelnen Universitäten bestimmte als besonders

kostenintensiv definierte Tätigkeiten in Lehre und Forschung verboten würden - unge-

achtet der strategischen Bedeutung, welche sie diesen Tätigkeiten beimessen.
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Regionalisierung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung: Argu-
mente und Herausforderungen

Christina Huber

Zusammenfassung Die Lehrerinnen- und Le,hrerbildung ist ein zentrales Element des Bil-
dungsfoderalismus. Dass im Zuge der Schaffrrng von pädagogischen Hochschulen (PH) nicht
nur kantonale, sondern auch interkantonale Lehrerinnen- und Lehrerbildungseinrichtungen rea-
lisiert wurden, vermag deshalb zu erstaunen. An den Beispielen des Kantons Aargau respektive
der Schaffirng einer PH innerhalb der Fachhochschule Nordwestschweiz sowie des Kantons Zug
und seiner Beteiligung an der PH Zentralschweiz werden die Reformprozesse skizziert, die nt
einer Lehrerinnen- und Lehrerbildung in mehrkantonaler Trägerschaft geführt haben. Dabei wird
insbesondere thematisiert, welche Argumente im Reformdiskurs zentral waren, und aufgezeig!,

wie die interkantonale Steuerung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung organisiert ist. Angesichts
der nach wie vor bestehenden kantonalen Bindung wird abschliessend die Frage aufgeworfen, ob
sich eine regionale Lehrerinnen- und Lehrerbildung tatsächlich realisieren lässt.

Schlagworte Regionale Govemance, Lehrerinnen- und Lehrerbildung, Steuerung, lnterkanto-
nale Zusammenarbeit

Regionalisation of Teacher Education: Arguments and Challenges

Abstract Teacher education is a core element of educational federalism. Therefore the fact that
in the process of establishing universities of teacher education not only cantonal but also inter-
cantonal institutions were realised presents a remarkable issue in Swiss educational politics. The
reform processes that 1ed from former purely cantonal to intercantonal Universities ofTeacher
Education are outlined using the examples ofAargau and the formation of the Universify ofAp-
plied Sciences Northwestem Switzerland (FHNW) and of Zug and its participation in the Univer-
sity of Teacher Education Central Switzerland (PHZ). The article explores the central arguments
in these two specific reform discourses and shows how the intercantonal govemance of each of
these institutions is organised. Given the still existent close connection to cantonal legacy, the
article ends by raising the question, whether a regional techer education is possible at all.

Keywords regional governance, teacher education, intercantonal cooperation, govemance

Mit der Grtindung von Fachhochschulen (FH) sowie pädagogischen Hochschulen (PH)
wurde das schweizerische Hochschulwesen in den l99Oer-Jahren um zwei Hochschul-
typen ergänzt. Die FH und PH unterscheiden sich von den Universitäten dadurch, dass
sie institutionelle Bezüge sowohl zur Wissenschaft als avch zur berufsbezogenen Ar-
beitswelt aufiveisen (vgl. Weber & Tremel, 2010). Dieser Bezug ist bei den PH ein
besondereE zumal die Kantone - als Träger der Lehrerinnen- und Lehrerbildung-
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gleichzeitig auch Hauptarbeitgebende der Absolventinnen und Absolventen sind. Die

bedeutsame Rolle der Kantone wird zusätzlich dadurch verstärkt, dass die PH aus-

schliesslich durch die Kantone geregelt und finanziert werden. Die FH dagegen werden

zentralstaatlich durch den Bund geregelt, der die Neupositionierung eines Teils der

Höheren Fachschulen als FH auch mit demAnliegen einer Reduktion der grossen Zahl

von Schulen verbunden hat und dementsprechend die Entstehung von regionalen FH
respektive FH-Verbünden forcierte (vgl. Balthasar, Fässler & Weber, 2010, S. 73 f.).

Nichtsdestotrotz entstanden auch im Bereich der Lehrerinnen- und Lehrerbildung regi-

onale Hochschulen. So haben die drei Regionen Zentralschweiz (PH Zentralschweiz,

PHZ), Nordwestschweiz (PH der FH Nordwestschweiz, PH FHNW) und der franzö-

sischsprachige Teil Bems zus€ürmen mit Neuchätel und Jura (HEP BEJUNE) Leh-

rerinnen- und Lehrerbildungseinrichtungen in mehrkantonaler Trägerschaft realisiert.
Die Tatsache, dass es sich bei der Lehrerinnen- und Lehrerbildung um ein zentrales

Element des Bildungsfüderalismus handelt rxrd dass bei den PH von Bundesseite her

kein Druck zu regionalen Lösungen vorhanden war, wirft die Frage nach den Motiven
für diese Regionalisierung auf. Gleichzeitig stellen sich bei der Schaffrrng von Or-
ganisationen in mehrkantonaler Trägerschaft Fragen der politischen Steuerung, denn

Politikgestaltungs- und Steuerungsprozesse verlaufen anders, wenn nicht mekr ntx ein

kantonales Parlament oder eine Regierung zuständig ist.

An den beiden Beispielen der PHZ und der PH FHNW wird im Folgenden skizziett,
wie die Steuerung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in mehrkantonaler Kooperation

organisiert werden kann, und aufgezeigt, wo Herausforderungen der interkantonalen
politischen Steuerung liegen. Ebenso wird die Frage nach den Argumenten fiir die re-

gionale Zusammenarbeit im Reforrndiskurs aufgeworfen und der Umstand, dass trotz

dieser Regionalisierungsbestrebungen kantonale Bezüge in der Lehrerinnen- und Leh-

rerbildung beibehalten wurden, kommentiert.

Die zur Beantwortung dieser Fragen notwendigen Analysen erfolgen pnmär aus elner

kantonalen Perspeklive (Aargau und Zug). Wo notwendig, wird auf Entwicklungen in
Nachbarkantonen respektive auf gesamtschweizerischer Ebene verwiesen.

Die Reformprozesse und -motive in den beiden Kantonen Aargau
und Zug

Um die Ausführungen in einen Kontext einzubetten, werden in einem ersten Schritt

wesentliche Eckpunkte der Reformprozesse in den beiden Kantonen vergleichend dar-

gestellt. Im Anschluss daran werden die Argumente für eine regionale Zusarnmenarbeit

präsentiert und es wird aufgezeigt, dass trotz der Regionalisierungsbestrebungen kan-

tonale Bezüge in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung beibehalten wurden.
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1.1 Vergleichender Überblick über die Reformprozesse
Die Kantone Aargau und Zttg weisen beide eine mehr als l00-jährige Tradition der
Lehrerinnen- und Lehrerbildung auf. So errichtete der KantonAargau bereits 1822 das
erste Lehrerseminar in der Schweiz. Im KantonZ:ug dagegen waren es private, kirch-
liche Trägerschaften, welche die Lehrerinnen- und Lehrerbildungstradition begründe-
ten. Zwar unterstand die Zuger Lehrerinnen- und Lehrerbildung der kantonalen Auf-
sicht, doch blieb sie bis heute in privater Trägerschaft.

Im Gegensatz zum KanIon Zug, dessen private Lehrerinnen- und Lehrerbildung an-
fangs der l990er-Jahre nach wie vor als seminaristische Mittelschulausbildung gestaltet
war, löste der Kanton Aargau bereits in den l97Oer-Jahren die Primarlehrerinnen- und
-lehrerseminare auf und schuf mit der Höheren Pädagogischen Lehranstalt ein tertiäres
Ausbildungsangebot für Primar- und Reallehrpersonen (integriertes Diplom). Anfangs
der l99Oer-Jahre tertiarisierte man auch die Fachausbildungen (Textiles Werken, Haus-
wirtschaft) sowie die Kindergartenausbildung, indem neu ein Mittelschulabschluss
für die Zulassung verlangt wurde. Ebenso eröffirete der Kanton 1989 das Didaktikum
Aarav, an welchem Bezirksschullehrpersonen ausgebildet wurden (vgl. GKLL, 1995).
Damit realisierte der Kanton Aargau erstmals auch ein eigenständiges Ausbildungsan-
gebot für einen Teil der Sekundarstufe I. 1996 wurde dieses Angebot um einen neuen
Studiengang für Sekundar- und Reallehrpersonen ergänzt und damit auch die Ausbil-
dung zur Reallehrperson von der Primarlehrpersonenausbildung getrennt (vgl. Merkli,
l9e8).

Im Kanton Zug hingegen existierten keine Ausbildungsgänge für die Sekundarstufe I
rmd es bestand atch nt keinem Zeitpunkt die Absicht, die bestehenden Ausbildungen
für die Primar- und Kindergartenstufe sowie zur Handarbeits- und Hauswirtschafts-
lehrperson durch zusätzliche Ausbildungsgänge zu ergänzen. Für die Sekundarstufe I
setzte man auf die Zusammenarbeit mit den Zentralschweizer Kantonen (Reallehrer-
ausbildung der interkantonalen Oberstufenkonferenzr) und wollte in den l970er-Jah-
ren im Rahmen der damals geplanten Universität Luzem eine zentralschweizerische
Ausbildnng flir diese Stufe realisieren (vgl. zBS, 1977). Mit dem Scheitern des uni-
versitätsprojektes mussten jedoch neue Lösungen gefi.mden werden, die letztlich in die
Schaffirng der Zentralschweizerischen Reallehrerausbildung mtindeten, welche durch
den Kanton Luzem geführt wurde (vgl. EDK-Jahresberichte, 198 I I 82, l9g2 I B3).

Während sich also die Zentralschweizer Kantone gemeinsam vor allem mit Fragen der
Ausbildung von Lehrpersonen auf der Sekundarstufe I auseinander setzten,2 gingen die

I Die loK-Reallehrerausbildung wurde von 1966 bis 1983 angeboten. Es handelte sich hierbei um eine
berufsbegleitende Ausbildung, die sich primär an Primarstufenlehrkräfte richtete.
2 Frag.n der regionalen Zusammenarbeit in den anderen Ausbildungsbereichen wurden damals vor allem in
der Innerschweizer Seminardirektorenkonferenz und nicht aufEbene der IEDK debattiert.
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NW EDK-Kantone3 das Thema der Lehrerinnen- und Lehrerbildung allgemeiner an

und organisierten in den l980er-Jahren zusammen mit den Lehrerorganisationen der

Nordwestschweiz Tagungen zum Thema Lehrerinnen- und Lehrerbildung. Ziele die-
ser Tagungen waren der interkantonale Austausch sowie Annäherungen in Bezug auf
dre Ziele und Inhalte der Lehrerinnen- und Lehrerbildung (vgl. EDK-Jahresberichte,
1982183, 1983184,1984i85). Überdies realisierten die NW EDK-Kantone anfangs der

l980er-Jahre mit dem Didaktischen Institut ein regionales Angebot zurAusbildung der

Ausbildnerinnen und Ausbildner an Handarbeits-, Hauswirtschafts- und Kindergärt-
nerinnenseminarien (vgl. NW EDK, 2000). In den l990er-Jahren wurde dann schwer-
punktmässig die Ausbildung für Sek-I-Lehrpersonen behandelt. Grund dafür war vor
allem, dass die bestehenden Ausbildungsgänge den unterschiedlichen kantonalen
Bedürfirissen nicht zu genügen vermochten, weshalb man eine Harmonisierung der

Ausbildung für diese Stufe einleiten wollte. Die damaligen Projektarbeiten mündeten
jedoch nur in Empfehlungen für die Ausbildung einer polyvalent einsetzbaren Stufen-
und Fachgruppenlehrkraft (vgl. NW EDK AG Lehrerinnen- und Lehrerbildung Sek I,
1e95).

Beiden Kantonen ist gemeinsam, dass sich die Reform der Lehrerirrnen- und Lehrer-
bildung zu Beginn der l990er-Jahre dynamisierte, wenn auch aus unterschiedlichen
Gründen: Im KantonAargau führten der anfangs der 1990er-Jahre herrschende Lehrer-
mangel, der gesellschaftliche Wandel und seine Auswirkungen auf die traditionellen
Frauenberufe (v.a. Handarbeits- und Hauswirtschaftslehrerin) sowie eine gewisse Un-
zufriedenheit mit dem aargauischen Schulwesen allgemein zu Reformpostulaten, die

unter anderem eine Gesamtkonzeption der aargauischen Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung forderten.

Im Kanton Zug dagegen entstand der Reformdruck vor allem aufgrund finanzieller
Schwierigkeiten der Seminare. In diesem Zusammenhang wurde die Frage nach priva-
ter oderkantonaler (staatlicher) Trägerschaft diskutiert, letztlichjedoch die Subsidiari-
tät betont und am Status quo festgehalten. Ebenso fanden die gesamtschweizerischen

Debatten über die Zukunft der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, die mit der Veröffent-
lichung der EDK-Thesen zur Entwicklung Pädagogischer Hochschulen (EDK, 1993)

entstanden sind, Eingang in die kantonale und die regionale Diskussion. Die Inner-

schweizer Erziehungsdirektorenkonferenz (IEDK, heute: Bildungsdirektorenkonferenz
Zentralschweiz [BKZ]) legte die Lehrerinnen- und Lehrerbildung als Schlüsselthema

für die Zusammenarbeit fest und die IEDK-Kantone schrieben eine gemeinsame Ver-

nehmlassung zu diesen Thesen. Dieser Akt kann gleichsam als Initialzündung zur
Entstehung einer Pädagogischen Hochschule Zentralschweiz (PHZ) gedeutet werden,

3 Die NW EDK umfasste damals neben den Kantonen AG, BS, BL und SO auch die Kantone BE, FR und LU
(heute gehören auch ZH und VS dazu).
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zumal aus dieser Zusammenarbeit die Idee der Entwicklung eines <<Rahmenkonzepts
für die gemeinsame Weiterentwicklung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in der In-
nerschweiz> (IEDK, 1995) entstand, welche die Errichtung einer PH mit drei teilauto-
nomen Schulen in den bisherigen Lehreriruren- und Lehrerbildungskantonen (ZG,LIJ,
SZ) vorsah.

Während die Innerschweizer Kantone also bereits Mitte der 1990er-Jahre erste Ideen
für eine gemeinsame Lehrerinnen- und Lehrerbildung entwickelten, konzentrierte sich
der KantonAargau vorerst auf innerkantonale Reformen und entwickelte die vom Kan-
tonsparlament geforderte Gesamtkonzeption Lehreriruren- und Lehrerbildung (GKLL).
Diese schuf die Grundlagen für die Verbindung der bestehenden Ausbildungen sowie
der Fort- und Weiterbildung und beinhaltete auch Ausführungen zlJ einem erweiterten
Leistungsauftrag der Lehrerimen- und Lehrerbildung sowie zum Vorschlag, eine PH
zu schaffen (vgl. GKLL, 1991b). Die Reformbestrebungen waren keineswegs unum-
stritten, insbesondere die vorgeschlagene Dauer der Ausbildungen, die Integration der
Monofachausbildungen sowie die Ausbildung der Kindergartenlehrperson auf FH-Ni-
veau und die alleinige Zulassung über eine gymnasiale Maturität stiessen auf Skepsis
(vgl. GKLL, 1998).

Ahnliche fritik wurde auch im Kant onZug an der dort vorgeschlagenen PH-Idee geübt.
Deshalb behielt sich derKantonZug lange Zeitvor, einer PH Zentralschweiz nur für die
Ausbildungsbereiche Sekundarstufe I und Schulische Heilpädagogik beizutreten. Für
die Primar- sowie Kindergartenlehrpersonenbildung wollte man an den <<bewährten>

Seminaren festhalten und setzte sich mit Vehemenz auch auf gesamtschweizerischer
Ebene flir die Beibehaltung des seminaristischen Weges ein.a Diese Bemtihungen blie-
ben jedoch erfolglos, denn die Ende l 99Oer-Jahre erlassenen EDK-Anerkennungsregle-
mente schrieben eine hochschulformige Lehrerinnen- und Lehrerbildung vor. Für den
KantonZugbedeutete dies defacto, dass er sich der vorgeschlagenen Zentralschweizer
PH-Lösung anschliessen musste, da man auf eine gesamtschweizerische Anerkennung
der Ausbildungen nicht verzichten wollte.

Die Regierung des Kantons Aargau fuhr eine doppelte Strategie: Zum einen versuchte
man bezüglich der kontroversen Reformaspekle Aruräherungen herbeizuführen und
zum anderen wartete man die EDK-Anerkennungsreglemente sowie weitere Entwick-
lungen im FH-Bereich ab, bevor die Regierung im Jahr 2000 dem Kantonsparlament
die überarbeitete GI(LL vorlegte, welche neu die Eingliederung der vorgeschlagenen
PH in die loxz ntvor gegründete FH Aargau vorsah. Nach einer intensiven Debatte
stimmte das Kantonsparlament diesem vorschlag nt (vgl. RR AG, 2000). Die Integrati-
on der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in die Fachhochschule wurde auch in der Zen-

a Im Parlament wurden diverse Vorstösse zur <Beibehaltung des seminaristischen Weges> eingereicht (KRV
281.1/8689; KRV348.1/8866;I{RY 544.119466; KRV679.1/9893; KRV418.1/9112).
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tralschweiz geprüft, letztlichjedoch aus verschiedenen Gründen nicht realisiert (vgl.
8K2,2000, S. 19).

Der im KantonAargau verfolgte Integrationsprozess fand seine Fortsetzung schliesslich
darin, dass - u. a. auf Druck des Bundes, der den FH-Bereich regelt - alle FH und alle
Lehrerinnen- und Lehrerbildungseinrichtungen der Kantone Solothum, Basel-Stadt und
Baselland zur FH Nordwestschweiz (FHNW) fusioniert wurden. Dass mit dem Bereich
Pädagogik ein Bereich mitfusioniert wurde, der nicht in den <klassischen>, durch den
Bund geregelten FH-Bereich gehört, spiegelt sich darin wider, dass im Staatsvertrag
über die Enichtung und Führung der FHNW eine Sonderlösung vorgesehen ist, welche
weiterhin die Festlegung eines kantonsspezifi schen Lehrerinnen- und Lehrerbildung-
sangebots zulässt (RRAG, BS, BL, SO, 2004a).

1.2 Argumente im Reformdiskurs
Wie bereits einleitend erwähnt, vermag es zu erstaunen, dass für einen zentralen Be-
reich des Bildungsfoderalismus mehrkantonale Lösungen angestrebt wurden. Deshalb

soll im Folgenden dargestellt werden, welche Argumente im Reformdiskurs vorge-
bracht wurden. Dabei lassen sich vier Argumentlyp€n unterscheiden: (1) regionalpo-
litische Argumente, (2) ökonomische Argumente, (3) Souveränitätsargumente und (4)
Abhängigkeitsargumente, bei denen auf Steuerungsentscheide übergeordneter Akteure
verwiesen wird.

(l) Regionalpolitische Argumente erhielten in beiden Fällen eine ähnliche Bedeu-
tung; so wurde sowohl in der Nordwestschweiz als auch in der Zetxralschweiz darauf
verwiesen, dass kleinräumige Kantonsstrukturen die Wettbewerbsfühigkeit stark ein-
schränken und unnötige Konkurrenzsituationen schaffen:

Wenn wir uns hingegen weiter in der kleinräumigen Konkurrenz zwischen unseren vier Kantonen verzet-

teln, werden wir die Spitzenposition, die unsere einzelnen Fachhochschulenjetzt noch halten, geführden.

In den ersten Rängen halten wir uns, wenn wir unsere Kräfte bündeln und den anderen Grossregionen der

Schweiz zeigen, dass mit der Nordwestschweiz weiter zu rechnen ist. (RRAG, BL, BS, SO, 2004, S. 3)

Die Zentralschweizer Regierungen wollten mit der Schaffrrng der PHZ auch <den po-
litischen Willen zum Ausdruck [bringen], trotz der Kleinräumigkeit der Region ein
hochstehendes und konkurrenzfühiges Bildungsangebot aufrecht zu erhalten und wei-
ter zu entwickelu (BKZ, 2000, S. 7f.). Als verhältnismässig kleine Bildungsregion,
die damals über keine Universität verfrigte und in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung
auch auf private Anbieter angewiesen war, schien die Entwicklung von <<eigene[n],

profilierte[n] Vorstellungen bezüglich der Ausbildung ihres [Lehr-]<Personals>> (ZBS,
1992,5.4) unabdingbar, werur die Region in Fragen der Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung unabhängig bleiben wollte.

(2) In beiden Fällen wurden auch ökonomische Argumente angeführt und es wurde
insbesondere betont, dass ein interkantonaler Zusammenschluss zu Synergien führe,
mit denen eine höhere (Kosten-)Efflzienzmöglich ist. Unter anderem wurde in beiden

253



BETTRAGE ZUR LEHRERBTLDUNG, 28 (2),2O1O

Fällen darauf verwiesen, dass gerade bei der Infrastmktur Einsparungen möglich sind,
weil diese besser ausgelastet werden kann (vgl. RRAG, BL, BS, SO, 2004, S. 10f.;
IEDK, 1995, S. 62). Dieses Kosteneffizienz-Argument erlangte aber im KantonZug
kaum Bedeutung, ntmal man dort eher befürchtete, dass mit der Schaffrrng einer PH
zusätzliche Kosten entstehen (vgl. KRV ZG 861.5110598, S. 7).

(3) Grundsätzlich war die Bedeutung der kantonalen Souveränität sowohl im Aargau
als auch in Zug Thema in den Reformdebatten. Der Zentralschweizer Entscheid für
eine Verbundlösung mit teilautonomen Schulen kann denn auch als Kompromisslö-
sung verstanden werden, die trotz gemeinsamer PH kantonale Gestaltungsspielräume
zulässt. Zudem konnte man damit den Kantonen, in denen seit jeher Lehrerinnen- und
Lehrerbildung betrieben wurde, die Möglichkeit bieten, ihre Lehrerinnen- und Lehrer-
bildungstradition fortzuführen (vgl. BKZ, 2009, S. 6 tr ).

Auch in derAargauer GKLL wurde zunächst eine kantonale Lehrerinnen- und Lehrer-
bildung favorisiert. Neben dem Hinweis auf die Unabhängigkeit in Fragen der Finan-
zierung und Planung wurde explizit darauf verwiesen, dass dieAusbildung so <optimal
auf die spezifischen kantonalen Schulgegebenheiteru> abgestimmt werden karur. Zudem
erleichtere eine Ausbildung irurerhalb des Kantons (permanente Praxiskontakte und
den Berufseinstieg> (GKLL, 1997a, S. 45). Diese enge Verzahnung der Lehrerinnen-
und Lehrerbildung mit den kantonalen Schulsystemenzeigl sich heute in der Tatsache,
dass der Fachbereich Pädagogik innerhalb der FHNW eine <Sonderposition> geniesst:
Die Trägerkantone haben weiterhin die Möglichkeit, ein standortbezogenes Ausbil-
dungsangebot zu machen (vgl. RRAG, BL, BS, SO, 2004a, S. 14).

(4) Schliesslich wird in beiden Fällen auch auf Steuerungsentscheide übergeordneter
Akteure verwiesen, die berücksichtigt werden müssen. Im Fall der Nordwestschweiz
handelt es sich hierbei vor allem um die Auflage des Bundes, die FH der Kantone
Aargau, Baselland, Basel-Stadt und Solothum in eine interkantonale Organisations-
form zu überftihren (vgl. RR AG, BL, BS, SO, 2004a). In Zug respektive der Zentral-
schweiz wurde vor allem auf die EDK verwiesen, die beispielsweise in den Thesen
zur Entwicklung Pädagogischer Hochschulen (EDK, 1993) betonte, dass die für die

Qualität von Lehre und Forschung erforderliche kritische Grösse zwangsläufig über
kleinräumige Kantonsstrukturen hinausgeht (vgl. EDK, 1993, S. 11), und in den 1995
erlassenen Empfehlungen vorsah, dass PH mindestens 300 Ausbildungsplätze anbieten
sollen (EDK,7995, S. 3). Für die Zentralschweizer Kantone (ausser LU) war diese
Empfehlung ein wichtiges Regionalisierungsmotiv, zumal die Kapazitäten der einzel-
nen Kantone so klein sind, dass sie diese Zahl alleine nicht erreicht hätten (vgl. KRV
ZG 861.1/10408, S. 6; KRVZG 281.219950, S. 6). Derweitaus grössere KantonAargau
musste sich bezüglich der Grössenordnungen keine Sorgen machen, zumal man mit ei-
ner Nachfrage nach 800 Ausbildungsplätzen rechnete (vgl. GKLL, 1997 a, S. 42). Darn-
ber hinaus wurde im Zuger Diskurs auf die EDK-Anerkennungsreglemente verwiesen,
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die eine hochschulformige Lehrerinnen- und Lehrerbildung forderten, die der Kanton
Zugnur im Verbund mit den anderen Zentralschweizer Kantonen anbieten konnte.

2 InterkantonaleSteuerung pädagogischer Hochschulen

So verschieden wie die Reformprozesse, die zur Gründung regionaler pädagogischer

Hochschulen geführt haben, so unterschiedlich sind auch die Endprodukte, und dem-

entsprechend zeigen sich auch Unterschiede in den Herauforderungen der interkanto-
nalen politischen Steuerung. Im Folgenden wird skizziert, wie die Steuerung der bei-
den interkantonalen PH organisiert ist und anschliessend in vergleichender Perspektive

aufgezeig!, wo sich Herausforderungen der interkantonalen Steuerung zeigen.

2.1 Steuerung der Pädagogische Hochschule Zentralschweiz
Konzipiert ist die PH Zentralschweiz als Verbund von drei teilautonomen Schulen mit
je eigener - kantonaler oder privater - Trägerschaft. Das strategische Führungsorgan

der PHZ ist der Konkordatsrat, welcher der Bildungsdirektorenkonferenz Zentral-
schweiz (BKZ) entspricht, d.h. gleichzeitig bedeutender Akteur in Bezug auf die po-
litische Steuerung der Hochschule ist (vgl. Cnblez & Oggenfuss in diesem Heft). Die
operative Führung der Hochschule erfolgt durch die Rektorinnen bzw. Rektoren der

drei Teilschulen sowie durch eine gemeinsame Direktion, welche die Tätigkeiten der

Teilschulen koordiniert (vgl. BKZ, 2009, S. 6f.).Wganrt wird die Führungsstruktur
durch ein beratendes Organ, den sogenannten Beirat, der zu grundlegenden Fragen

der strategischen und inhaltlichen Ausrichtung der PHZ konsultiert werden muss (vgl.
PHZ-Konkordat Art. 17 ; PHZ-Stanfi Art. 14).

Die Kompetenzen der einzelnen Trägerkantone müssen nach Exekutive und Legisla-
tive gesondert betrachtet werden: Die kantonalen Exekutiven können ihr Konkordats-
ratsmitglied mandatieren und damit Einfluss auf die Steuerung derPHZ nehmen. Exe-
kutiven der Standortkantone sind überdies für die Führung ihrer Teilschulen zuständig

respektive können diese einer privatrechtlichen Trägerschaft übergeben und dürfen ihre
Teilschule mit zusätzlichen finanziellen Mitteln ausstatten. Damit werdendefactoUn-
gleichheiten zwischen Standort- und Nicht-Standortkantonen geschaffen, denn kanto-
nale Steuerungsentscheide in Bezug auf einzelne Teilschulen betreffen häufig die PHZ
als Ganze. Damit haben Nicht-Standortkantone teilweise Konsequenzen von Entschei-
den zu tragen, auf die sie selber keinen Einfluss nehmen können.

Die Einflussnahme der kantonalen Parlamente ist relativ gering. Zwar genehmigt die

Legislative das kantonale Budget und damit auch die Ressourcen für die PHZ, doch
hat sie de facto keine Einflussmöglichkeit auf die Budgetausgestaltung, weil die Fi-
nanzierung durch übergeordnetes Recht geregelt ist und die Festlegung der finanziellen
Ressourcen in der Kompetenz des Konkordatsrates und des jeweiligen Regierungs-

rates liegt. Die Kantonsparlamente verfügen also - mit Ausnahme der Mögliclrkeit, das
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Konkordat aufhrkünden - über keinerlei direkte Steuerungsinstrumente, sondern sind
primär Informationsadres sat.

Um den Parlamenten Einblick in den Konkordatsvollzug za gewäbrenund dem oft ge-
äusserten Vorwurf des Demokratiedefizits entgegenzutreten, sieht das Konkordat eine
Interparlamentarische Geschäftsprüfungskommission (IGPK) vor, welche aus je zwei
Mitgliedern jedes Parlaments besteht (BKZ,,2000, S. 25; PHZ-KonkordatArt. 18). Ge-
mäss Konkordat handelt es sich bei der IGPK um ein politisches Kontrollorgan. Die
IGPK selbst versteht ihre Aufgabe aber als <Begleitung und Beobachtung der Entwick-
lung der PHZ) (IGPK PHL,2008, S. 4). Sie erstattet den Parlamenten darüber jährlich
Bericht. Da diese Berichte von den Parlamenten nur zur Kenntnis genommen und nicht
genehmigt werden, ist damit aber ebenfalls kein direkter Einfluss verbunden und es ist
fraglich, ob eine politische Kontrolle dergestalt überhaupt möglich ist.

2.2 Steuerung der Pädagogischen Hochschule FHNW
Die PH FHNW ist als Fachbereich in die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW)
integriert und unterliegt dementsprechend den organisationalen Vorgaben der FHNW,
welche durch die vier Vertragskantone Aargau, Baselland, Basel-Stadt und Solothum
gemeinsam geführt wird. Den vier Vertragskantonen kommt dabei grundsätzlich das-
selbe Mitentscheidungsrecht zu.

Die politische Steuerung der FHNW wird - im Sinne der Ansätze des New Public
Managements - mittels Leistungsauftrag und Globalbudget wahrgenornmen (vgl. RR
AG, BL, BS, SO, 2004, S. 14f.). Im Leistungsauftrag werden die politischen Zielset-
zungen festgelegt. Femer werden die einzelnen Fachbereiche und Schwerpunkte den
vier Kantonen zugeordnet, der Auftrag wird jedoch nicht weiter nach Standorten dif-
ferenziert. Ausgenommen von dieser Regelung ist der Fachbereich Pädagogik, für den
zusätzliche, kantonale Vorgaben gemacht werden können. Mit dieser Sonderlösung für
die PH wollte man u.a. dem Umstand Rechnung tragen, dass die Lehrerinnen- und Leh-
rerbildungsangebote einen engen Bentg zu den kantonalen Schulsystemen aufiveisen
(vgl. RRAG, BL, BS, 5O,2004a, S. 14 ff.).

Die Vorbereitung von Leistungsauftrag und Globalbudget und die dafür notwendigen
Verhandlungen mit dem Fachhhochschulrat werden von einem ständigen, interkanto-
nalen Regierungsausschuss vorgenornmen. Sobald alle vier Regiemngen Leisfungsver-
trag und Globalbudget zugestimmt haben, werden diese den vier Kantonsparlamenten
zur Genehmigung vorgelegt. Um die Arbeit der Kantonsparlamente zu koordinieren,
wurde eine Interparlamentarische Kommission (IPK FHNW) gegründet, in die jeder
Vertragskanton fünf Parlamentsmitglieder wählt und deren Hauptaufgabe darin besteht,
die Geschäfte der FHNW vorzubereiten und den vier Parlamenten darüber Bericht zu
erstatten. Die IPK FHNW schaft also die Grundlage dafür, dass die kantonalen Parla-
mente ihre Aufgaben in Bezug auf die Führung der FHNW wahmehmen können, ohne
sich gegenseitig zu blockieren.
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Die politische Führung wird ergänzt durch strategische und operative Führungsorgane,

welche jedoch in der Hochschule selbst angesiedelt sind. Der Fachhochschulrat, als

strategisches Führungsorgan, ist - im Rahmen der politischen Vorgaben - autonom und

setzt eine Fachhochschulleitung ein, welche für die operativen Geschäfte zuständig ist
(vgl. RRAG, BL, BS, SO, 2004a, S. 1l ff.; 2004b, S. 12).

2.3 Vergleich der beiden Fälle: Herausforderungen der interkantonalen
Steuerung

Auffallend ist, dass bei der FHNW die politische sowie die strategische Führungsebene

klar auseinandergehalten werden. Bei der PHZ dagegen existiert mit dem Konkordats-

rat ein Gremium, das gleichzeitig eine strategische und politische Funktion innehat.

Diese Vermischung politischer und strategischer Führung weist hohes Konfliktpotenzi
al auf, ztxnal gewisse Entscheide aus regionalpolitischer Sicht durchaus Sinn ergeben

können, nicht aber aus hochschulpolitischer Sicht und umgekehrt. Ebenso tangiert die

Vermischung strategischer und politischer Führung Fragen der Hochschulautonomie.

Der FHNW-Fachhochschulrat ist, da er keine politische Funktion innehat, autonomer

in seinen Entscheidungen. Die Vermischung strategischer und politischer Steuerung ist
jedoch kein Problem, das sich ausschliesslich in interkantonalen Einrichtungenzeigt.

Unterschiedlich gestaltet sich auch die weitere Führungsstruktur der beiden Hochschu-

len: Die PH FHNW wird nicht als eigenständige Organisation, sondem innerhalb einer

grösseren Organisation geführt, die - im Rahmen des politisch erteilten Leistungsauf-

trags und Globalbudgets - über weitgehende Selbstverwaltungsrechte verfügt. Ganz

anders gestaltet sich die Steuerung derPHZ, zumal sie - aufgrund des Verbundsystems

mit teilautonomen Schulen - unterschiedliche Trägerschaften aufiveist und deshalb

durch unterschiedliche politische Akteure aufunterschiedlichen Ebenen gesteuert wird,
was eine stringente Führung erschwert und zudem Ungleichheiten zwischen Stand-

ort- und Nicht-Standortkantonen hervomrft (vgl.8K2,2009, S. 6f.). Denn Stand-

ortkantone haben direkte Einflussmöglichkeiten auf ihre Teilschulen und damit mehr

Steuerungsmacht, was Konflikte zwischen den Kantonen erzeugen kann, zumal sich

kantonale Steuerungsentscheide häufig auch auf die PHZ als Ganzes auswirken. Bei

der FHNW werden derartige Steuerungs- und Führungskonflikte an die Hochschule

und ihre Departemente selbst delegiert, zumal vonseiten der Politik nur ein Globalbud-
get festgelegt wird und die Kantone faktisch gleichberechtigt sind.

Eine weitere wesentliche Differenz zwischen den beiden Fällen zeigt sich auch in den

Einflussmöglichkeiten der Legislativen. Im Zentralschweizer Fall kann eine Kompe-

tenzdelegation von der Legislative hin zur Exekutive beobachtet werden. Die einzel-

nen Parlamente verfügen im Bereich der Lehrerinnen- und Lehrerbildung heute nur

noch über marginale Einflussmöglichkeiten. Interessanterweise haben die Nordwest-

schweizer Kantone ganz bewusst den anderen Weg gewählt: <Die im Staatsvertrag

vorgesehene Lösrurg verzichtet angesichts der politischen Bedeutung der FHNW für
alle Parbrerkantone auf die ansonsten für interkantonale Institutionen übliche weitge-
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hende Kompetenzdelegation an die Exekutive> (RR AG, BL, BS, SO, 2004, S. 16).
Um eine reibungslose Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Kantonsparlamenten
zu gewähren, wurde eine Interparlamentarische Kommission FHNW (IPK FHNW) ge-
gründet, in der die Geschäfte gemeinsam vorbereitet werden. Natürlich besteht in der
Nordwestschweiz die Gefahr einer Blockierung der politischen Prozesse, falls - trotz
gemeinsamer Vorberatung - eines der Parlamente mit der vorgeschlagenen Leistungs-
vereinbarung oder dem Globalbudget nicht einverstanden ist. Die Rückfallklausel, die
im Staatsverlrag FHNW vorgesehen ist, kann hier kurzfristig Abhilfe schaffen, zumal
sie vorsieht, dass die Hochschule im Falle von Uneinigkeit im Rahmen der bisherigen
Vorgaben weiterarbeiten kann. Ob und inwiefern jedoch in einem solchen Falle mit-
telfristig wieder Einigkeit zwischen den Trägerkantonen hergestellt werden kann, ist
schwierig einzuschätzen, und so könnte auch der FHNW dasselbe Schicksal drohen,
welches die PHZ kürzlich erlitten hat. Dort konnten sich die Trägerkantone über die
krinftige Neuausrichtung der Hochschule nicht einigen, was anr Folge hatte, dass das
Luzerner Kantonsparlament 2010 das Konkordat aufktindigte und nun die Überführung
der PHZ Luzem in eine ausschliesslich Luzemer Trägerschaft beabsichtigt.

In Bezug auf beide Hochschulen zeiglen sich in der Praxis Schwierigkeiten in der Füh-
rung, weshalb auch in beiden Fällen eine Evaluation der Führungsstrukturen vorge-
nolnmen wurde (vgl. RRAG, BL, BS, 50,2001, S. 4,2008, S. 6; BKZ, 2009).Zeigten
sich die Schwierigkeiten im Nordwestschweizer Fall aber eher auf der operativen Füh-
rungsebene und konnten durch die Hochschule relativ autonom gelöst werden (vgl.
FrrNW 2009, s. 7), sind die Zentralschweizer Führungsprobleme eher auf der poli-
tischen Ebene und den dort festgelegten Führungsstmkturen anzusiedeln.

3 Die Herausforderungen der Regionalisierung

obwohl in beiden Fällen eine mehrkantonale pädagogische Hochschule gegründet
wurde und sich Gemeinsamkeiten in den Reformdebatten zeigen, wird deutlich, dass
die Reformprozesse unterschiedlich gelagert sind: Konzentrierte sich der Kanton Aar-
gau lange Zeit atf die innerkantonale Reform der Lehreriruren- und Lehrerbildung,
musste sich der Kanton Zugmit dem Erlass der EDK-Anerkennungsreglemente bereits
früher einer interkantonalen PH-Lösung anschliessen. Die Regionalisierung der Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung in der Nordwestschweiz muss im Zusammenhang mit den
Debatten um den Zusammenschluss der Nordwestschweizer FH gesehen werden, der
bereits 1998 durch den Bund gefordert wurde. Die frühzeitige Integration der Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung in die Fachhochschule Aargau trug letztlich dazu bei, dass
sie - als Teil der FH - <<mibregionalisiert wurde.

Diese Feststellungen verweisen auf zwei Aspekte. Zumeinen wird in beiden Fällen die
Abhängigkeit der Kantone von weiteren bildungspolitischen Akteuren deutlich. Im Fall
zug zeigt sich insbesondere der Einfluss der EDK, die mit den Diplomanerkennungs-
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reglementen faktisch über ein starkes Steuerungsinstrument verfügt (vgl. Lehmann in
diesem Heft). Im Fall Aargau tritt mit dem Bund ein weiterer Akteur auf den Platz, der

eigentlich im Bereich der Lehrerinnen- und Lehrerbildung über keine Kompetenzen

verfügt. Darüber hinaus sind und waren die beiden Kantone in hohem Masse auch

abhängig von den Entscheidungen ihrer Partnerkantone.

Dies wirft unweigerlich auch die Frage nach der Wahl der jeweiligen Kooperations-
partner auf. In beiden Fällen zeigt sich, dass die Kooperationsparhrer derselben geo-

grafischen Region angehören, also eine räumliche Nähe aufiveisen (Nordwestschweiz,

Zentralschweiz). Dieses Kriterium der räumlichen Nähe alleine ist jedoch für die Be-

stimmung einer Region aus zlvei Gründen nicht ausreichend: Zum einen sind Regi-

onen nicht naturwüchsig gegeben, sondern werden vielmehr durch soziales Handeln

konstruiert. Und andererseits ist der Begriffder räumlichen Nähe beliebig ausdehnbar.

Das heisst, die Grenzen einer Region werden durch weitere Zusammengehörigkeits-
kriterien festgelegt. In beiden Fällen wird explizit auf die bestehenden langjährigen
Kooperationen innerhalb der beiden Regionen hingewiesen und die Wettbewerbsfä-
higkeit der Regionen betont (vgl. 8K2,2000, S. 7; RRAG, BL, BS, SO, 2004, S. 13).

Dies verweist darauf, dass keine komplett neuen Regionen gebildet wurden, sondem

dass sich die Regionalisierung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung im Rahmen bereits

bestehender Regionsgrenzen vollzog, die sich im Laufe der Zeit herausgebildet haben

und vermutlich auf kulturelle und sprachliche Gemeinsamkeiten sowie wirtschaftliche
Vemetzungen zurückgeführt werden können (vgl. Jaspert, 2009, S. 22; unter Verweis

auf Hurrel, 1995 undNye, 1968).

Die Analyse der beiden Fälle verdeutlicht zudem die Pfadabhängigkeit bildungspo-
litischer Prozesse, also die Tatsache, <dass eine historische Entscheidung die Bedin-
gungen für die nachfolgende Entscheidung ändert und somit eine Weichenstellung dar-

stellt, ohne die die Entwicklung jeweils anders verlaufen wäre> (Schneider & Janning,

2006, s.35).

Die vorgenommene skizzenhafte Darstellung vermag die Komplexität der politischen

Prozesse ansatzweise aufzuzergen, jedoch nicht vollständig nt rekonstruieren. Eine

vertiefte Analyse der Prozesse könnte noch deutlicher machen, wie die verschiedenen

(Kontext-)Faktoren und Akteure miteinander interagiert rind letztlich zu einer regio-

nalen Lehrerinnen- und Lehrerbildung geführt haben. Die Tatsache, dass die Lehre-

rinnen- und Lehrerbildungsangebote in beiden Regionen bis heute dezentral organisiert

sind, relativiert jedoch diese Regionalisierung. Gründe dafür sind einerseits nach wie
vor bestehende Differenzen in den kantonalen Schulsystemen sowie andererseits die

stark verankerte kantonale Souveränität im Bereich der Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung. Gleichzeitig zeig! sich, dass eine regionale Steuerung von Bildungsangeboten

nicht leicht zu realisieren ist. Fürst (2007, S. 363) verweist in diesem Zusammenhang

auch darauf, dass regionale Govemance-Prozesse in der Regel wenig nachhaltig sind

und starkerAnreizsysteme bediirfen respektive in institutionalisierte Formen der regio-
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nalen Steuerung umgeformt werden müssen. Regionale Steuerungsprozesse können in
Form regionaler Kooperation oder in Form regionaler Integration statffinden. <Mit dem
Begriffder Kooperation kann jegliche Form zwischenstaatlicher [im vorliegenden Fall
interkantonaler] Aktivität zur Erreichung eines gemeinsamen Ziels umschrieben wer-
den. Im Gegensatz daru impliziert der Begriff der Integration die Schaffirng einer neu-
en Struktur auf regionaler Ebene> (Jaspert,2009, S. 23f.).In beiden Fällen zeigt sich,
dass man Zwischenformen zwischen regionaler Integration und regionaler Kooperation
gewählt hat. Es wurden zwar neue Steuerungsebenen in Form interkantonaler Gremien
geschaffen, doch verbleiben wesentliche Momente in beiden Fällen nach wie vor auf
der Ebene der Kantone. Die Organisation der regionalen Steuerung zeigt bedeutende
Unterschiede zwischen den beiden Fällen. Im Zerfiralschweizer Fall kann eine Kom-
petenzdelegation von den kantonalen Legislativen hin zu den kantonalen Exekutiven
beobachtet werden kann. Dieses Phänomen zeigt sicht bei der Regelung von Materien
auf interkantonaler Ebene häufig und lässt sich v.a. auf Effizienzgrihde zurückfüh-
ren, zumal Politikgestaltungsprozesse und damit auch die Steuerung interkantonaler
Institutionen schwerftilliger und unübersichtlicher werden, je mehr Kantonsparlamente
daran beteiligt sind (vgl. Abderhalden, 1999, S. 185tr). Der Machtverlust der Par-
lamente wird unter dem Stichwort des Demokratieverlustes oft kritisiert. Waldmann
(2005, S. 32) plädiert in diesem Zusammenhang dafür, dass derartige Vorwürfe ent-
pauschalisiert werden sollten, zumal <nicht jedes <Weniger an Demokratie> ein <Zuwe-
nig an Demokratie> bedeutet.> Eine Korrektur ist in seinen Augen <nicht primär (aber
auch) wegen des Demokratieprinzips ..., sondern hauptsächlich aus rechtsstaatlichen
Gründen (Gewaltenteilungsprinzip) vorzunehmen>. Mit der Schaffirng einer interkan-
tonalen parlamentarischen Geschäftsprüfungskommission (IGPK PHZ) wird diesem
rechtsstaatlichen Prinzip Rechnung getragen. Die Nordwestschweizer Kantone haben
auf diese Kompetenzdelegation verzicbtet, d.h. die Parlamente verfügen nach wie vor
über zentrale Kompetenzen im Bereich der Steuerung. Hier kann unter dem Stichwort
des Effizienzverlustes aber die Frage aufgeworfen werden, ob der umstand, dass meh-
rere Parlamente dieselben Geschäfte beraten müssen, nicht zu Mehrspurigkeiten führt,
welche die Effizienz der interkantonalen Zusammenarbeit infrage stellen (vgl. Wald-
mawr,2005, S. 28). Mit der Schaffirng der Interparlamentarischen Kommission FHNW
(IPK FHNW), in der die Geschäfte gemeinsam vorbereitet werden, werden diese Effi-
zienzverluste minimiert.

Da in keinem der beiden Fälle eine regionale Integration der Steuerung erreicht wur-
de, und angesichts der Herausforderungen, die sich in Bezug auf die Steuerung in-
terkantonaler Einrichtungen zeigen, wie auch aufgrund der Tatsache, dass in beiden
Fällen kantonale Bezüge beibehalten wurden, stellt sich die Frage, ob eine <<echte>

Regionalisierung der Lehreriruren- und Lehrerbildung überhaupt erreicht wurde. Der
ZentralschweizerFallverweist darauf, dass die eher kooperative Verbundlösung wenig
optimal ist. Denn im Zusammenhang mit der geplanten Neuausrichtung wurde stets die
Integration der teilautonomen Schulen in eine Einrichtung gefordert, was sich jedoch
letztlich aufgrund der unterschiedlichen Haltungen der Trägerkantone nicht realisie-
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ren liess. Eine regionale Lösung scheint zudem nicht möglich, so lange Unterschiede
in den kantonalen Schulsystemen existieren. Hier wird insbesondere der Nordwest-
schweizer Fall - mit den angedachten Reformen zum Bildungsraum Nordwestschweiz
und den damit verbundenen Harmonisierungen der Schulsysteme - künftig zeigen, ob
eine Lehrerinnen- und Lehrerbildung realisiert werden kann, die regional und nicht
mehr kantonal ausgerichtet ist.
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Hochschulautonomie und gesellschaftliche Verantwortung

Erwin Beck

Zusammenfassung Den Fragen der Autonomie von pädagogischen Hochschulen soll hier am

Beispiel der Pädagogischen Hochschule des Kantons St. Gallen (PHSG) nachgegangen wer-
den. Die PHSG ist vor drei Jahren durch eine Fusion der beiden bestehenden Pädagogischen

Hochschulen in Rorschach und St. Gallen entstanden. Im gleichen Zug, in dem man dieAutono-
mie anspricht, werden auch die neuen Anforderungen diskutiert, die für Institutionen mit hoher
Autonomie in Bezug auf ihre Führung bestehen. Letzteres wird dann oft unter Begriffen wie
<Good Govemance> oder auch <Corporate Govemance> diskutiert, während hier zur Diskussion
gestellt wird, ob für den Hochschulbereich,und da speziell für die pädagogischen Hochschulen,
nicht viel treffender von <<Corporate Social Responsibility> gesprochen werden sollte, d. h. von
einem Konzept zur gesellschaftlichen Verantwortung von Organisationen.

Schlagworte Hochschulautonomie, pädagogische Hochschulen, Good Govemance, gesellschaft-
liche Verantwortung von Organisationen

The autonomy of institutions in higher education and social responsibility

Abstract To what extent are universities of teacher education in Switzerland autonomous? This
question is analysed using the University of Teacher Education of St. Gallen (Pädagogische

Hochschule des Kantons St. Gallen - PHSG) as a case study. The St. Gallen University of Tea-

cher Education was formed following a merger of two institutions of higher education in Ror-
schach and St. Gallen. In analysing aspects of autonomy, the challenges for the management of
an institution with a high degree of autonomy are discussed. These are often related to concepts

such as <Good Govemance) or <Corporate Governance>>. However, for institutions of higher
education and more specifically for universities ofteacher education the term <Corporate Social
Responsibility> is suggested, to emphasize the social responsability of such organisations.

Keywords autonomy of institutions, university of teacher education, good govemance, corpo-
rate govemance, corporate social responsibility

1 Mehr Autonomie als je zuvor

Ich habe die sankt-gallische Lehrerinnen- und Lehrerbildung (LLB) etwa zehn Jah-
re vor ihrer Tertiarisierung als Rektor des damals klassischen Primarlehrerseminars
Rorschach (einem von vieren im Kanton neben einem Kindergärtnerinnenseminar und
einem Arbeits- und Hauswirtschaftslehrerinnenseminar) erlebt und erfahre nun die ter-
tiarisierte LLB bald zebn Jahre als Rektor der gesamten sankt-gallischen Lehrerinnen-
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und Lehrerbildung, die neu an der Pädagogischen Hochschule des Kantons St. Gallen
(PHSG) stattfindet.

Die Antwort auf die Frage <Wie autonom sind pädagogische Hochschulen?> lässt sich

vor meinem Erfahrungshintergrund leicht beantworten: Die Autonomie ist grösser als

je zuvor. Aber, u:rd das mag vielleicht sehr provokativ anmuten: Es ist immer noch zu

wenig Autonomie, um aus den pädagogischen Hochschulen (PH) wirklich gute Bil-
dungs- nnd Kulturhochschulen entwickeln zu können. Dant aber später mehr-

Es lohnt sich also, die Frage der neu gewonnenen Autonomie etwas genauet n ana-

lysieren und differenzierter darzustellen. Vor der Tertiarisierung der LLB standen die

Lehrerseminare als Mittelschulseminare in direkter Konkurrenz zu den kantonalen

Mittelschulen und Gymnasien. Schon damals genossen die Lehrerseminare aufgrund

der hohen Bedeutung, welche das Bildungsdepartement der kantonalen LLB zumass,

gewisse Privilegien, die den andern Mittelschulen nicht zustanden. Für die Gestaltung

der LLB an den Seminaren bestand eine höhere Autonomie als an den Mittelschulen.

Nach der Tertiarisierung steht nun der Vergleich mit den Universitäten und mit den

Fachhochschulen an. Damit die spät geborenen pädagogischen Hochschulen mit den

vom Bund gesamtschweizerisch gesteuerten Fachhochschulen und den kantonal be-

heimateten, aber mit den grössten Gestaltungsfreiheiten ausgestatteten Universitäten

überhaupt in einen Dialog auf gleicher Augenhöhe treten konnten, sind sie mit den

Insignien der Autonomie ausgestattet worden: Recht auf selbstbestimmtes Handeln,

Leistungsauftrag und Globalbudget. Als strategisches Steuerungsorgan wurde ein

Hochschulrat eingesetzt, der sich im Gegensatz zv den in einzelnen Kantonen beste-

henden Erziehungsräten dank seines ausschliesslich aufdie PH ausgerichtetenAuftrags

als schnelles und entscheidungsfreudiges Organ entpuppte, das die PH unterstützt und

strategisch steuert, ohne dass diese in ihrer Autonomie eingeschränkt wtirde.

Es ist nun aberje nach kantonaler Gesetzgebung nicht so einfach, das Recht aufselbst-

bestimmtes Handeln auch wirksam zuilttzen.Im Kanton St. Gallen sind beispielswei-

se die gesetzlichen Bestimmungen für die Pädagogische Hochschule relativ eng auf
die Ausbildung von Volksschullehrpersonen fokussiert, was die Autonomie in gewis-

sen Bereichen einschränkt. So bedeutete etwa die Ausdehmrng des Leistungsauftrags

auf andere Lehrerkategorien, beispielsweise Berufsschullehrpersonen oder schulische

Heilpädagogen und -pädagoginnen, eine Gesetzesänderung, was einen ziemlich auf-

wendigen Prozess durch die gesetzgebenden Instanzen mit allen Unwägbarkeiten de-

mokratischer Entscheidfindung nach sich zieht. Auch die Forschung ist klar auf ange-

wandte Berufsfeldforschung ausgerichtet und ohne deutliche Zweckbestimmung mit
Bezug zur Lehre und zur allgemeinen Hochschulentwicklung formuliert. Ein progres-

siver Hochschulrat weiss diese Gesetzesbestimmungen frei und entwicklungsorientiert

zu deuten, einem weniger mutigen Hochschulrat dienen sie als Förderbremse.
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So haben unsere Erfahrungen mit der Eingabe und auch erfolgreichen Durchführung
von Nationalfonds-Projekten wie etwa der Studie zum Thema <Adaptive Lehrkompe-
tenz> aus dem Bereich der Professionsforschung mehrfach gezeigt, dass genau darzu-
stellen ist, warum es sinnvoll ist, solche Forschung an einer pH durchzuführen. Auch
einzelne Hochschulräte glauben, dass solche Projekte doch eher an die Universität ge-
hören. Im Kantonsrat wurden sogar mehrfach voten abgegeben, in denen der pHSG
das Forschen grundsätzlich abgesprochen worden ist, da die Hauptaufgabe einer pH
doch ausschliesslich in der Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrem bestehen würde.
Wdren die gesetzlichen Bestimmungen so formuliert, dass Forschung eine notwendige
voraussetzung flir eine gute Lehre und für die eigene Nachwuchsbildung sowie für
attraktive Arbeitsplätze für Dozierende darstellt, so wäre die autonome Entwicklung
einer eigenen Forschungskultur auch potitisch eine Selbstverständlichkeit, so wie das
für andere Hochschulen auch gilt.

Noch eindeutiger ist es in Bezug auf die Weiterbildung, dem dritten Standbein der in-
novativen Entwicklung einer Hochschule. Die Weiterbildung muss nach der sankt-gal-
lischen Gesetzgebung kostenneutral sein und ist kein Pflichtauftrag, sondern dank einer
vagen <<Kann>-Formulierung im Gesetz höchstens im Kür-Bereich. Die Weiterbildgng
hat sich aber an der PHSG trotz dieses schmalen gesetzlichen Auftrags bisher als sehr
innovativ erwiesen.

Geht es ausschliesslich darum, Volksschullehrpersonen auszubilden und allenfalls noch
ein optionales Angebot an Weiterbildung bereitzustellen, dann ist die gewährte Auto-
nomie für eine freie Gestaltung durchaus gegeben. Doch reicht dies allein nicht, die
pädagogischen Hochschulen zu selbstbewussten, innovativen und für ihre Region auch
kulhrrfordemden Bildrurgshochschulen mit hoher wissenschaftlicher Qualität zu entwi-
ckeln. Was bräuchte es mehr?

- Forschung wird dann zur Selbstverständlichkeit für eine Hochschule, wenn sie dank
Promotions- und Habilitationsrecht auch dazu dient, den eigenen Nachwuchs aus-
zubilden.

- Die PH muss wissenschaftlich fundierte Masterstudiengänge entwickeln können,
die u. a. aufder eigenen Forschung basieren.

- Expertise z.B. im Qualitätsmanagement oder in der LehrlLem-Beratung muss über
die grundlegenden Leistungsaufträge hinaus in Dienstleistungen für Dritte dienstbar
gemacht werden können.

Dafür ist Autonomie ein konstituierendes Element, und zwar letztlich im gleichen
Mass, wie das für Universitäten gilt.
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2 Bildungs- und Kulturhochschulen

Ausmass und Bedeutung der Hochschulautonomie kann man eigentlich erst angemes-

sen beurteilen, wenn auch klar ist, wozu diese Autonomie dienen soll. Mag sein, dass

mittlerweile vielen klar geworden ist, was pädagogische Hochschulen auszeichnet, wie

sie sich in den Kreis der bereits längere Zeit bestehenden älteren Hochschularten ein-

passen und welchen Leistungsauffrag sie zu erfüllen haben.

Stephan Bieri (2009) formulierte den Auftrag der pädagogischen Hochschulen am

Hochschultag der PHSG im November des vergangenen Jahres folgendermassen: <Für

mich sind es letztlich zwei Merkmale, die eine Hochschule auszeichnen: (l) das struk-

turierte Angebot in Lehre, Forschung und Dienstleistung im obersten denkbaren Terti-

är-segment; (2) die kritische, engagierte und gesellschaftlich verantwortungsbewusste

Arbeitsweise> (Bieri, 2009, S. 1). Spezifisch auf die pädagogischen Hochschulen bezo-

gen leitete er dann zwei strategische Forderungen ab: (l) <Themenführerschaft im er-

ziehungswissenschaftlich-pädagogischen Bereich, (2) die PH als Ort, wo sich Theorie

und Praxis treffen - als lebendiger Campus> (Bieri, 2009, S. 5). Er wies klar darauf hin,

dass die pädagogischen Hochschulen sowohl Bildungs- als auch Kulturhochschulen

sind, gnd das - wohlgemerkt - mit der für Bildung und Kultur damit verbundenen

gesellschaftlichen Verantworfung. Beide Ausrichtungen haben in Bentg auf die au-

tonome Steuerung der Hochschule ihre Tücken. Im Bildungsbereich ist es aufgrund

der Aufgabe, die künftigen Lehrpersonen füLr eine Region auszubilden, verständlich,

dass das Bildungsdepartement, das Amt für Volksschule und der Erziehungsrat wesent-

lich mitbestimmen wollen, wenn es um die Definition des Profils der für den Kanton

erwtinschten Volksschullehrpersonen geht. Auch die Schweizerische Konferenz der

kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) wirkt entscheidend mit, bestirnrnt sie doch

im Auftrag der Kantone über die Anerkennungsrichtlinien den Rahmen, in welchem

sich das Profil derVolksschullehrpersonen entwickeln darf(vgl. den Beitrag von Lukas

Lehmann in diesem Heft). Diese präskriptiven Profilmerkmale schränken die Hoch-

schulautonomie der PH deutlich ein. Sie ist sich dessen bewusst, bildet sie doch den

Nachwuchs für einen geregelten Beruf aus. Dennoch sorgen die pädagogischen Hoch-

schulen mit kreativen Modellen der LLB für eine respektable Vielfalt an verschieden-

artig ausgebildeten Lehrpersonen.

Mit dem kulturellen Auftrag ist es ähnlich. Will man etwa - wie dies die PHSG ver-

sucht hat - mit einem <Artist in Residence> die Schnittstelle zwischen Schule und

Kunst wirksam beleben, muss man sich darauf gefasst machen, zuerst des Übergriffs

in fremde Aufgabenbereiche bezichtigt zu werden, bevor man dann mit der gelebten

Praxis nach und nach als Förderer von Kunst und Schule anerkannt wird.

Da die Beherbergung eines <<Artist in Residence> auf einem Hochschulcampus nur

mittelbar mit der Ausbildung von Studierenden zu tun hat, rechnete der Hochschulrat

damit, dass er nicht über den ordentlichen Etat finanziert wird. Also hatte dieses viel-
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versprechende Projekt nur Erfolg dank dem Umstand, dass eine Stiftung das Honorar
der Künstlerinbzw. des Künstlers übemahm. Innovative, eher unkonventionelle Pro-
jekte schlüpfen daher nicht so leicht durch die relativ engen Maschen des Controllings,
das vor allem aufden grundlegenden Leistungsauftrag derAusbildung von Lehrerinnen
und Lehrem ausgerichtet ist.

Die bewusste Unterstützung von Musikzirkusprojekten und Kindertheater in der Re-
gion erfuhr zuerst dasselbe Schicksal. Auch hier ist eine angemessene Autonomie von
grossem Vorteil. Solche Projekte brauchen Ressourcen und laufen nicht ohne Anschub-
finanzierung. Die Freiheit, auch exteme Projekte zu unterstützen, die den Anspruch
erfüllen, Kunst und schule näher zusammenzubringen, und auch die Ausbildung von
Lehrpersonen entsprechend in solche Projekte einzubinden, geht nur dank einer weit-
reichenden Autonomie der Hochschulleitung und mit ntsätzlichen Mitteln, die den
Staatsbeitrag er gänzen.

Für den kulturellen Auftrag würde das bedeuten, dass für die im Leitbild der pHSG
formulierte und vom Hochschulrat unterstützte Absicht - <wir wollen von der öf-
fentlichkeit als kulturelle Institution mit regionaler und überregionaler Ausstrahlung
wahrgenommen werden> - entsprechende gesetzliche und finanzielle Vorausset^)ngen
bestehen, über deren Nutzung autonom entschieden werden kann.

3 Aufbau einer neuen Verantwortungskultur

Wie muss eine pädagogische Hochschule als autonome Organisation strukturiert und
geleitet sein, damit sie dem Anspruch selbstständiger innovativer Entwicklung und der
wahmehmung der geschilderten bildungs- und kulturpolitischen Anforderungen ge-
recht werden kann? In diesem Zusammenhang gelten Leitbegriffe wie <good gover-
nance)) oder <<corporate govemance>> oft als Zaubefiormeln aus der Wirtschaftswelt, die
ein modernes und auf <<good practice>> ausgerichtetes Management garantieren sollen.

Da eine pädagogische Hochschule aufgrund ihrer Aufgabe stark verwurzelt ist in ih-
rer Region und auch ihrem kulturpolitischen Aufirag gerecht werden muss, stellt sich
tatsächlich die Frage, ob mit <corporate Governance> der Kem dieser neuen verant-
wortungskultur für pädagogische Hochschulen beschrieben werden kann oder ob ein
anderer Ansatz daza geeigneter wäre. Müsste nicht viel eher die gesellschaftliche Ver-
antwornrng, die eine pädagogische Hochschule hat, deutlicher zum Ausdruck kommen?
vielleicht wäre es dann sinnvoller, nach dem vorschlag des deutschen centrums für
Hochschulentwicklung (cHE) von <Corporate Social Responsibility> zu sprechen und
damit einen besser geeigneten Ansatz flir die erfolgreiche Führung von pädagogischen
Hochschulen zukonzipieren und umzusetzen. Folgt man den Ausfihrungen von Hans
Weiler (2006) in einem Vortrag zur Letrerbildung an der Ruhr-Universität Bochum, so
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sind folgende Entwicklungen für die Beurteilung der Qualität von Strukturen jeder neu

konzipierten Lehrerbildung auf Hochschulebene ausschlaggebend:

- die Einführung und angemessene Weiterentwicklung und Betreuung gestufter Studiengänge (Stichwort
BAiMA),

- eine neu konzipierte, st?irker strukturierte, kooperative und umfassende Form der Ausbildung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses (Stichwort Graduiertenschulen),

- eine intensivere und transparentere Verzahnung des Verhältnisses von Hochschule und Gesellschaft und

von Ausbildung und Arbeitsmarkt (Stichwort Berufsfühigkeit),

- die deutlich zunehmende Bedeutung von Wissenstransfer und Weiterbildung für das deutsche. Hoch-

schulwesen und die deutsche Wirtschaft (Stichwort Lebenslanges Lemen),

- die Entstehung neuer Forschungsschwerpunkte und -prioritäten an den Schnittstellen herkömmlicher
Forschungsfelder und Disziplinen (Stichwort Interdisziplinäre Forschung) und schliesslich

- eine stärkere Integration von universitärer und ausseruniversitärer Forschung an den Hochschulen.

(Weiler, 2006, S. 6 f.)

Um solche Ziele erreichen zu können, braucht eine pädagogische Hochschule eine Lei-
tung, die sich der besonderen Verantwortungskultur bewusst ist, in der eine so facet-
terneiche Aufgabe erfolgreich gelöst werden kann. Im November des letzten Jahres

setzten sich auf Einladung des deutschen CHE in Gütersloh, Deutschland, 80 Personen

aus Wissenschaft, Hochschulmanagement und Bildungsverwaltung zusammen, um der

Frage nachzugehen, wie Hochschulleitungen organisiert sein müssen, die sowohl die

hochschulinterne Steuemng als auch die Wahrnehmung gesellschaftlicher Aufgaben
verantwortungsbewusst wahmehmen können. Aus dem Bereich der institutionellen
Führungslehre wurden Managementinstrumente wie Leistungsvereinbarungen und
Globalhaushalt als Mittel zur wirksamen Verbesserung der institutionellen Eigenver-
antwortung diskutiert. In kontroversen Diskussionen wurde festgestellt, dass die Instru-
mente für ein wirksames Hochschulmanagement zwar die internenAbläufe und damit
die Ergebnisse in Lehre und Forschung verbessern helfen. Es wurde aber auch bestätigt,

dass es wesentlich auf die Personen ankäme, welche diese Instrumente anwenden.

Genau da haben die pädagogischen Hochschulen das Problem, da die Personen in ih-
ren Führungsstrukturen für diese Aufgaben kaum oder schlecht ausgebildet sind, was

sich hemmend auf die Steuerung und vor allem auch auf die geschickte Nutzung der

neu gewährten Autonomie zur Entwicklung der Hochschule auswirkt. Dass mit dem

kontinuierlichen Ausbau von erweiterten Leistungsbereichen der Forschung und der

Dienstleistungen die Lehre entscheidend gestützt, gelordert und wissenschaftlich fun-
diert wird, ist nicht allen Dozierenden in Führungspositionen an den pädagogischen

Hochschulen klar. Dass die Einbettung der pädagogischen Hochschulen in die Schwei-
zer Hochschullandschaft nur mit grossen Anstrengungen in einer selbstständig und in
Kooperationen betriebenen Forschung und in einem qualitätsbewussten Ausbau der

Lehre erreicht werden kann, muss allen Mitwirkenden in der Hochschulleitung ein ge-

radezt persönliches Anliegen sein. Die PHSG hat aus diesem Grund versucht, den

Anteil an eigener Forschung kontinuierlich auf l0% derAusgaben für die Lehre anzu-

heben. Dass dies im Bildungsbereich nicht mit einem Selbstfinanzierungsanteil mög-
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lich ist, der weit über 30oÄlieg!, ist mittlerweile allen klar geworden, die Drittmittel im
Bildungsbereich einwerben müssen.

Die PHSG versuchte zudem, in einem mehrstufigen demokratischen Entwicklungspro-
zess im Dialog mit allen Dozierenden ein charakteristisches Stärken-Profil zu definie-
ren. Damit es nach innen und aussen sichtbar werden konnte, formulierte die PHSG
ihre Kompetenzschwerpunkte. An diesem Prozess war auch der Hochschulrat beteiligt,
hielt sich aber in der inhaltlichen Definition sehr zurück. Da spielte die Autonomie für
inhaltlich-operative Entscheide ausgezeichnet. Dies erlaubte es, ein auf eigenen Stär-
ken aufbauendes Profil zu entwickeln, das Lehre, Forschung, Berufseinführung und
Weiterbildung bestimmt. In einem intensiven Prozess der gemeinsamen inhaltlichen
Zielfindung wurden vier Profilmerkmale festgelegt:

- Kemkompetenz Lehren und Lernen

- Das Lernen jtingerer Kinder

- Nachhaltigkeit lehren, lernen und leben

- Kunst - Kultur - Kommunikation

Diese für die PHSG charakteristischen Kompetenzschwerpunkte haben als Profil-
merkmale nicht nur deskriptiven Charakter. Sie treiben ihrerseits die Profilierung und
Konzentration der Aktivitäten der PHSG voran und schaffen zusammen mit korres-
pondierenden Forschungsintituten Disziplinantät, wie das in anderen pädagogischen
Hochschulen Professurenteams schaffen (vgl. Fomeck,2}Dg).Insbesondere trugen die
Profilmerlcnale dant bei, das umfassende theoretische und praktische Potenzial der
PHSG zu sbukturieren und mit hoher Wirksamkeit für die Ausbildung der angehenden
und die Weiterbildung der amtierenden Lehrpersonen sämtlicher Stufen der Volks-
schule sowie für die berußfeldbezogene Forschung ntntttzen. Für einzelne Studienbe-
reiche (wie die Fakultäten an der PHSG genannt werden) bedeutete die Möglichkeit der
Durchführung von Forschungs- und Entwicklungsprojekten zur Klärung und Stärkung
der Profi lmerkmale einen willkommenen Arneiz für Forschungsaktivitäten.

Leider fehlt den pädagogischen Hochschulen - wie bereits erwähnt - noch das Pro-
motionsrecht, das einen wichtigen Schlüssel zur Förderung des eigenen Nachwuchses
darstellt. Trotzdem muss alles getan werden, dass Mittelbaupersonal in Forschung und
Lehre eingesetzt werden kann, und das unter Rahmenbedingungen, die es neben der
ordentlichen Hochschularbeit auch auf geregelte Weise erlauben, innert nützlicher Frist
ein Doktorat abzuschliessen. An der PHSG führte dies zu einem Mittelbaukonzept,
das die PHSG mit Unterstlitzung ihres Hochschulrats einführen konnte (vgl. PHSG,
2008).

Auch die finanzielle Verantworhrng ist Gegenstand einer auf Autonomie aufbauenden
Hochschulleitung.An der PHSG hat die Einführung einer kennzahlenorientierten Ge-
schäftsführung dazu geführt, dass das unternehmerisch verantwortungsvolle Handeln
auf allen Führungsebenen zum verbindlichen Auftrag geworden ist. Gerade in den mrn
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anbrechenden Zeiten des knappen Geldes wird sich weisen müssen, ob diese Delega-
tion der monetären Verantwortung dazu führt, auch mit weniger finanziellen Mitteln
Projekte auf hohem wissenschaftlichen Niveau durchzuführen.

Das alles zieht eine garze Reihe von Qualitätsevaluationen nach sich, mit welchen
die Wirksamkeit hochschulstrategischer Entscheide und die Organisation des institu-
tionellen Betriebs überprüft und stlindig optimiert wird. Auch das gehört zur neuen

Verantworhrngskultur, die in einer heutigen Hochschulleitung aufgebaut werden muss.

Es schafft zudem die VoraussetzlJngen für eine in wenigen Jahren anstehende insti-
tutionelle Akkreditierung, die für die pädagogischen Hochschulen zur <<Nagelprobe>

werden könnte.
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Wie autonom können pädagogische Hochschulen sein?
Persönliche Perspektive eines Mitglieds einer Bildungs-
verwaltung

Michel Perriardl

Zusammenfassung Zur Autonomie von Hochschulen gehören, rein theoretisch betrachtet, eine

Reihe von Kriterien, deren Ausprägung in der foderalistischen Schweiz stark vom jeweiligen
kantonalen Umfeld abh?ingig sind. Hinzu kommt, dass die verschiedenen Hochschultypen nicht
ohne Weiteres miteinander vergleichbar sind. So sind etwa die pädagogischen Hochschulen (PH)
in einem stark vom Staat reglementierten Bereich tätig und arbeiten dabei zwangsläufig eng mit
den Bildungsdepartementen zusarnmen. Angesichts dessen kannAutonomie für die PH nicht die
gleiche Bedeutung haben wie für andere Hochschulent'?en. Deshalb haben die PH einen Weg in
die ihnen eigene Autonomie zu flnden.

Schlagworte Hochschulautonomie, Pädagogische Hochschulen, Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung, Bildungspolitik

How much autonomy for the Universities of Teacher Education ?

Abstract The concept of Universities' autonomy or self-govemance implies a set of assump-
tions that can be met in the abstract world, but not in the Swiss cantonal reality. However, one
University can be very different from the other. Universities of Teacher Education work in a

deeply regulated sector; they must cooperate with the cantonal Departments of education. In this
context, autonomy or self-govemance cannot mean the same thing for any kind of University. Yet
the Universities ofTeacher Education do have a ground to gain.

Keywords autonomy, self-govemance, Universities, teacher education

2005 veröffentlichten die Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten (CRUS), die
Konferenz der Fachhochschulen der Schweiz (KFH) und die Konferenz der Pädago-
gischen Hochschulen der Schweiz (SKPH, später COHEP) sechs Thesen zur Hoch-
schulautonomie. Deren Grundpostulat lautet: <<Wissensbasierte Gesellschaften sind
auf exzellente Hochschulen angewiesen. In einem intemationalen Wettbewerb haben
jene Hochschulen die besten Chancen aufhervorragende Qualität ihrer Lehre und For-

I Volkswirtschaftler Dr. rer. pol. Michel Perriard ist Generalsekretär der Direktion für Erziehung, Kultur und
Sport des Kantons Freiburg. Als Vizepräsident der EDK-Anerkennungskommission von Hochschuldiplomen
für die Lehrpersonen der Vorschulstufe und der Primarstufe hatte er Gelegenheit, alle Gesuche um
Anerkennung von Lehrdiplomen für den Kindergarten und die Primarschule zu prüfen. Er äussert hier seine
persönliche Meinung.
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schung, die über den grösstmöglichen Grad an Autonomie verfügen>> (CRUS, KFH &
SKPH, 2005). Hochschulautonomie wird somit als unverzichtbare Voraussetzung für
eine hohe Qualität von Lehre und Forschung an den Hochschulen angesehen. Die erste

These geht sogar noch weiter, indem Autonomie nicht nur als notwendig, sondern als

hinreichend erachtet wird.2 Die drei Konferenzen bedauerten, dass es <bis heute [...] zu

keiner politischen Klärung dieses Begriffs gekommen> sei. Mit den sechs Thesen woll-
ten die drei Reklorenkonferenzen zur Klärung des Begriffs der Hochschulautonomie

beitragen, dies zu einet Zeit, als man im Zuge der Vorbereitungen zum Bundesgesetz

über die Förderung der Hochschulen damit begann, die Befugnisse der Akteure der

Schweizer Hochschullandschaft neu festzulegen - und dabei Gewirrrer und Verlierer

zu schaffen.

Die ideale Autonomie der Hochschulen aus Sicht der Rektorenkon-
ferenz im Jahr 2005

Der Begriff der Autonomie, wie ihn die drei Konferenzen verstehen, wird in einem

Grundsatzpapier von Fredy Sidler (2005), dem damaligen Generalsekretär der KFH,

erläutert. Dieser Text geht von einem Spannungsfeld <Marktwirtschaft vs. Planwirt-
schaft> aus, in welchem die besondere Stellimg der Hochschulen untersucht wird. Aus-

gehend von der Annahme, dass die Hochschulen bezüglich Qualität und Leistungs-

fühigkeit im Wettbewerb miteinander stehen und dieser Wettbewerb die Autonomie

der Hochschulen voraussetzt, stellt sich die Frage, welcher Kompromiss gefirnden

werden kann, um dennoch eine gewisse Koordination und damit ein gewisses Mass

an Planung, die in der Schweiz angebracht erscheint, zu sichern. Für Sidler bedeutet

Autonomie <Selbstbestimmungsrechb> (S. 5) - ein Selbstbestimmungsrecht gegen-

über den Trägem, von denen die Hochschule abhängt, aber auch gegenüber Dritten,

einschliesslich des Hochschulrats, in dem <<keine Vertreter/innen des Trägers Einsitz

nehmen> und auch keine Partikularinteressen vertreten sein sollten (S. 8). Finanziell

soll die Autonomie durch ein Globalbudget mit einer verbindlichen Finanzplanung

über die ganze Periode sowie einer Übertragung der Rechnungsergebnisse aufkünf-
tige Rechrungsperioden konkretisiert werden (S. 9). Autonomie bedeutet für Sidler

auch ein eigenes Personalrecht, eigene Kompetenzen für die Anstellung von Perso-

nal und die Festlegung eines eigenen Gehaltssystems. Wettbewerb setrtzudem Eigen-

tum an Produktionsmitteln voraus. Die Beziehungen zwischen Staat und Hochschule

werden in einer Leistungsvereinbarung geregelt: <Der Träger bestellt und bezahlt, die

Hochschule produziert und lieferb (S. 1l). Der Staat übt eine Aufsichtsfunktion aus,

allerdings ist <Aufsicht ... keine Führungsaufgabe> (S. l1). Sidler sieht schliesslich

die Hochschule in einer besonderen Stellung zwischen der öffentlichen Verwaltung,

die keinen Wettbewerb kennt, und einer privaten Untemehmung, deren Erfolg sich am

finanziellen Ergebnis misst. Sidler verhehlt dabei nicht, dass er einen idealtypischen

2 <Sie sichert ...>, <Elle garantit
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zustand beschrieben hat, den es in der Realität so nicht geben wird. So ist abzusehen,
dass realpolitisch Abstriche an diesem idealtypischen Zustand vorgenornmen werden
müssen. Wichtig für ihn ist aber, dass für alle Hochschulrypen der Schweiz die gleichen
Rahmenbedingungen geschaffen werden.

wie sieht die Lage für die pädagogischen Hochschulen imJahr2010 aus? wie autonom
sind sie oder könnten sie sein? Die nachfolgenden Überlegungen konzentrieren sich auf
zwei allgemeine Fragen: l. Ist die im Jahr 2005 geforderte Autonomie, wenn auch als
Ideal dargestellt, mit dem politisch-administrativen System eines Kantons oder einer
Gruppe von Kantonen vereinbar? 2. Sind die pädagogischen Hochschulen vom glei-
chen Typus wie alle anderen auch? Aus denAntworten auf diese beiden Fragen ergeben
sich einige persönliche Überlegungen.

2 Die Hochschulautonomie und die Kantone

Der im Grundsatzpapier von 2005 (Sidler, 2005) dargelegteAnsatz stand gewissermas-
sen unter dem Einfluss der Entwicklung, welche die öffentlichen Verwaltungen seit den
l990er-Jahren erlebten, nämlich des New Public Managements, der Führung mittels
Leistungsauftrag oder der leistungsorientierten Führung. Die Abstriche, die bei derAn-
wendung dieses Konzepts zu machen sind, oder auch dessen Grenzen, sind mittlerweile
bekannt. Für Berka (2002, s. 26) ist Hochschulautonomie daher <eher ein programm
als ein streng analytischer Begriff>. Im Bezug auf den Spezialfall der in hohem Mass
von den Trägerkantonen abhängigen Hochschulen werden nachfolgend einige Aspekte
kurz kommentiert.

Finanzautonomie: Das system der Globalbudgets, der verbindlichen Mehrjahresfi-
nanzpläne und der Übertragung von Rechnungsüberschüssen funktioniert auf abstra-
hierter Ebene an sich gut, es lässt sichjedoch aus verschiedenen Gründen nicht überall
undjederzeit praktizieren. Die kantonalen Finanzhaushalte zeichnen sich nicht gerade
durch mustergültige Stabilität aus. Sie vollfiihren mitunter einen schwierigen Balance-
akt zwischen schwankenden Einnahmen und generell wachsenden Aufivendungen,
zudem interferieren häufig auch konjunkturell oder strukturell bedingte Sparmass-
nahmen. Eine politische Behörde, die unter dem Druck der Mittelknappheit verschie-
dene Möglichkeiten abwägen muss, kann einer Einrichtung wohl kaum zusichern, sie
werde als Einzige von den Sparmassnahmen verschont bleiben. In der Folge müsste
die ganze Last durch diejenigen stellen getragen werden, die das pinzip des Kos-
tenrahmens nicht kennen. Dies liesse sich weder politisch verheten, noch gegenüber
denjenigen rechtfertigen, von denen dieses Opfer verlangt wtirde. Die Politik sieht sich
unter diesen Bedingungen also gezwungen, die Mehrjahresfinanzpläne zu ändem und
von der Hochschule zu verlangen, in ihrem Jahresbudget gegebenenfalls Abstriche zu
machen. Einige Direktionen, die mit einem Globalbudget arbeiten, bekunden mitunter
Mtihe, schmerzliche Budgetktirzungen vor ihrem Personal anvertreten, ohne auf den
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Umstand verweisen zu können, dies geschehe auf Anordnung einer vorgesetzten Be-

hörde. Weiter ist mehr Finanzautonomie zwangsläufig mit einer strengeren Kontrolle
verbunden, und die betreffenden Abteilungen müssen regelmässig Berichte erstellen

(Reporting), in denen (fast) alles belegt werden muss. Zwar arbeitet man nach einer

vorgegebenen Leistungsvereinbarung, auf deren Basis der Staat von der Hochschule

Leistungen kauft. Doch wird dieses System stark durch den Umstand untergraben, dass

der Staat den Input, den Output, die Mengen und die Preise festlegt. Schliesslich ist

auch einzuräumen, dass die Kantonsparlamente sich bei der Prüfrrng der Budgets und

der Rechnrurgen nicht geme vorschreiben lassen, nur Ja oder Nein zum Budgetrahmen

als Ganzes zu sagen, ohne sich im Detail zum Inhalt äussem zu können. Unweigerlich
werden also auch von dieser Seite Fragen zu bestimmten Budgetposten gestellt. Die
Kantonsparlamente halten das für ihr Vorrecht, auch werm ursprünglich das Prinzip des

Kostenrahmens akzeptiert wurde.

Personalautonomie: Ein eigenes Gehaltssystem und Flexibilität in der Personalführung

lassen sich schwer mit einem öffentlich-rechtlichen Status vereinbaten, wie er in den

meisten Kantonen besteht. Doch ohne eine solche Flexibilität wird der Spielraum der

Direktion stark eingeschänkt und der Geltungsbereich des Leistungsvertrags teilweise

beschnitten. Die Realität zeigt aber, dass einige Schweizer Hochschulen, allen voran

die Universitäten, dennoch ein gewisses Mass an Selbstbestimmung bezüglich Perso-

nalentscheiden bei einer Stellenbesetzung emrngen haben. Dies ist für eine Einrichtung

sehr wohl ein strategischer Vorteil. Die Frage der Autonomie hat auf personaler Ebene

aber auch noch andere Auswirkungen: Je autonomer eine Einrichtung wird, desto mehr

muss sie Rechenschaft ablegen, sei es in finanzieller Hinsicht, aber auch in Form von
Leistungs- und Qualitätskontrollen. So steht die Hochschule immer kurz nach einer und

unmittelbar vor der nächsten Evaluation. Das für diese Kontrollen nötige System er-

fordert entsprechende Ressourcen, der damit verbundene administrative und organisa-

torische Aufirand bedingt entsprechend oft auch eine Erhöhung des Personalbestands,

wodurch Mittel gebunden werden, was wiederum die Möglichkeiten der Hochschulen

einschränkt, Personal für ihre prim?ire und eigentliche Aufgabe zu beschäftigen.

Selbstbestimmungsrecht: Hierfür ist ein starker Trend hin zur Freiheit der wissenschaft-

lichen Lehre und Forschung zu beobachten, wenn auch grosse Unterschiede zwischen

den Schweizer Hochschulen bestehen,3 sowohl was das Studienprogramm, die Lehr-

methoden, die Zulassungsverfahren als auch die Vergabe von Abschlüssen und Titeln
betrifft. Diese Entwicklung ist sehr wichtig, ist doch die Autonomie in Lehre und For-

schung eine unabdingbare, aber nicht hinreichende Voraussetzung für die Seriosität

von Hochschulen. Bezüglich der intemen Organisationsstruktur der Hochschule ist die

Organisationsautonomie gegenüber dem Staat hingegen weniger gross. Die Forderung

nach einem unabhängigen Hochschulrat, der weder den Staat noch irgendwelche Par-

3 Bei diesem Aspekt von Autonomie geniessen die Universitäten seit ihrer Grä.Lndung eine besondere

Stellung.
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tikularinteressen vertritt, sondem seine Bestrebungen einzig auf den Erfolg der Hoch-
schule ausrichtet, ist zwar verständlich, aber in Wirklichkeit nicht unbedingt zweckdien-
lich. So ist es zum Bespiel nicht unerheblich, dass Mitglieder des Kantonsparlaments
im Hochschukat sitzen, die in der Lage sind, eine vermittlerrolle zu übemehmen und
die Interessen der Hochschule im Parlament zu vertreten.

Strategische Autonomie: Laut Sidler soll der Staat sich an die Aufsichtsfunktion hal-
ten und keine Führungsaufgabe übemehmen. Die Hochschule sollte ihr Profil und ihre
Prioritäten selber bestimmen. Doch in einer kleinräumig organisierten direkten Demo-
kratie, wie sie in den Kantonen gelebt wird, ist die Trennlinie zwischen der politischen
Steuerung einerseits und der Strategie der Hochschule und ihrer operativen Führung
andererseits in der Praxis schwierig zu ziehen. Zudem kann sich diese Trennlinie je
nach den Problemen, die auftreten, rasch verschieben. So kann eine Frage, die a pri-
ori rein die operative Führung betrifft, schnell eine politische Dimension arurehmen.
Wie könnte dies auch anders sein, in einer so kleinen Republik? Auch bei einem rein
administrativen Fehler wird, je nach Art des Problems, politisch direkt die Vorsteherin
oder der Vorsteher des Bildungsdepartements verantwortlich gemacht, die bzw. der in
unseren Kantonen gleichzeitig die politische Führung und die operative Gesamtleitung
innehat. In keinem Kanton der Schweiz kann die gewählte Person stets schlicht und
einfach versichem, sie trage keinerlei Verantwortung für den Betrieb der Institutio-
nen, die ihrem Departement unterstehen. Schliesslich: Die Hochschule steht unter der
Oberaufsicht des Parlaments. Viele strategische Entscheide werden im Laufe einer Le-
gislaturperiode durch parlamentarische Vorstösse beeinflusst, die ebenso das Profil der
Hochschule wie auch die Anforderungen in der Zweitsprache oder das Niveau betref-
fen können, das von den Studierenden bei den Sportprüfrrngen verlangt wird.

Diese verschiedenen Dimensionen derAutonomie würden es verdienen, genauer unter
die Lupe genommen zu werden, und die Analyse müsste dabei die Unterschiede in den
Bereichen Lehre, Forschung und Dienstleistungen berücksichtigen. Die Leisfungsmes-
sung im Bereich der Lehre ist Gegenstand intensiver Forschungen und hitziger Debat-
ten. In diesem Zusammenhang ist die Arbeit von Mäder (2006) von Interesse, der zur
Messung derAutonomie von Hochschulen ein Indikatorenmodell mit einer subjektiven
Einschätzung kombiniert und die Ergebnisse der beiden Herangehensweisen anschlies-
send vergleicht. Im Übrigen sind noch weitere Formen von Autonomie vorstellbar,
insbesondere innerhalb der Institutionen bzgl. der körperschaftlichen Autonomie der
Professorenschaft. Schliesslich gilt es auch zu bedenken, dass diese verschiedenen Di-
mensionen der Autonomie hier in <gegen-idealtypischen Manier präsentiert worden
sind, die in der Realität ebenso wenig anzutreffen ist wie das von Sidler erläuterte
idealtypische Modell.
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3 Die Besonderheit der pädagogischen Hochschulen

Nicht alle Hochschultypen sind gleich; vor allem nicht hinsichtlich ihrer Bildungs-
gänge. So vergeben pädagogische Hochschulen Abschlüsse in einem in der Schweiz
stark reglementierten Berufsbereich, im Gegensatz efrva zu den technischen Fachhoch-

schulen und den Hochschulen für Wirtschaft sowie den Universitäten (mit Ausnahme

der Medizin). Während eine technische Fachhochschule einen neuen Studiengang und

einen neuen Abschluss weitgehend autonom schaffen kann, müssen die von den päd-

agogischen Hochschulen (PH) abgegebenen Lehrdiplome bestimmten Anforderungen

entsprechen, um von der EDK anerkannt zu werden. Diese Diplome sind nicht den

Marktsanltionen ausgesetü, da die Arbeitgeber von Lehrpersonen grösstenteils Ge-

meinwesen sind. Der Arbeitsmarkt ist somit eng mit den jeweiligen Praktiken dieser

Gemeinwesen verknüpft, mit einem institutionalisierten, vereinheitlichten System für
die Diplomanerkennung, mit genau vorausberechenbaren starren Gehaltsskalen sowie

mit Gleichstellungsbestimmungen. Im Gegensatz zu den meisten anderen Hochschu-

len zeichnen sich die PH zudem dadurch aus, dass sie staatliche Einrichtungen sind
und gleichzeitig Studierende ausbilden, die später vom Staat angestellt werden. Aus

Sicht der leistungsorientierten Führung steht der Staat damit - über sein Bildungsde-

partement - sowohl auf der Input- wie auch auf der Output-Seite. Aufgrund dieser

Besonderheit befinden sich die PH in einer grösseren Distanz zum Bildungsmarkt als

beispielsweise die technischen Fachhochschulen. Sollen die Hochschulen hinsichtlich
ihrerAutonomie zum Staat positioniert werden, so sind die PH weniger in derNähe der

FH, sondem vielmehr in der Nähe des Staates einzuordnen. Allerdings ist eines klarzu-
stellen: Diese weniger stark ausgeprägte Autonomie bedeutet weder, dass die Qualität
der Ausbildung weniger gut ist, noch dass der tertiäre Anspruch der Ausbildung dort

nicht überprüft werden kann.

Hinzu kommt noch eine weitere Eigenart. Die bisherigen Studien haben gezeigt, dass

bei den PH rund 80% der Studierenden aus der eigenen Trägerregion stammen (SKBF,

2010, S. 229).Die Mobilität der Studierenden ist nicht oder noch nicht so stark aus-

geprägt wie bei den übrigen Hochschulen. Dies trägt dazu bei, dass viele PH regional

ausgerichtet sind. Es besteht jedoch eine Wechselbeziehung zwischen derAusstrahlung

einer Hochschule und ihrer Autonomie. Allerdings ist festzuhalten, dass eine Erhöhung

derAnzahl Studierender nicht unbedingt ein Zeichen für die Qualität einer Hochschule

ist, da dies auch auf geringere Anforderungen zurückgeführt werden könnte.

Die PH sind also in ihrem operativen Alltag zwangsläufig eng mit ihrem Bildungsde-
partement bzw. mit den für die Bildung zuständigen Departementen verbunden. Damit
verbunden sind zum Beispiel folgende Aufgaben:

- Sicherstellen, dass die Grund- und Weiterbildung den vom Kantor/der Region fest-

gelegten Schulprogrammen entspricht, oder zumindest dafür sorgen, dass die Diplo-
mierten in der Lage sind, mit dem jeweiligen kantonalen Lehrplan zu arbeiten;
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- für die Studierenden in den Schulklassen des Kantons/der Region Praktikumsplätze
finden;

- Praktikumslehrpersonen ausbilden, die hauptsächlich für den Kanton/die Region
arbeiten;

- für die Prüfirngssessionen Expertinnen und Experten aus den Kantonen beiziehen;

- die Begleitung von berufseinsteigenden Lehrpersonen, die von den Kantonen neu
angestellt werden, gewährleisten;

- ein Weiterbildungsprogamm anbieten, das den Bedürfrrissen der kantonalen Lehr-
personen und den kantonalen Prioritäten entspricht;

- angewandte Forschwrg betreiben, die häufig, aber nicht zwangsläufig einen Bezug
zum Schulwesen des Kantons/der Region aufueist;

- Leistungen anbieten wie etwa die Nachkontrolle und Evaluation imZuge der Ein-
flihrung eines Lehrmittels in den Schulklassen des Kantons/der Region;

- eine Dokumentation oder pädagogische Ressourcen für die Lehrpersonen der Kan-
tone bereitstellen;

- sich an der Erarbeitung kantonaler Lehrmittel beteiligen.

Diese Liste liesse sich fast beliebig weiterführen. Zusätzlichzt diesen organischen Ko-
operationen bleiben die gewohnten alten Strukturen weiter bestehen, vor allem wenn in
der Hochschule wie auch in der Verwaltung des Bildungsdepartements immer noch die
gleichen Leute tätig sind wie nn Zeit der Lehrerseminare. Die Macht der Gewohnheit
ist gross, egal ob es sich schlicht und einfach um Trägheit oder um ein zu geringes
Bedürfnis nach Veränderung oder gar um einen passiven widerstand gegen den para-

digmenwechsel handelt. Nicht alle haben begriffen oder wollen begreifen, dass die Zeit
der Lehrerseminare abgelaufen ist und dass die Bildungsdepartemente Hochschulen
aufTertiärsfufe nicht am Gängelband führen können. Andere hingegen haben es sich
zur Aufgabe gemacht, die Autonomie ihrer PH zu bekräftigen, wobei sie bisweilen
gegenüber dem Bildungsdepartement eine Haltung einnehmen, die derjenigen eines
Teenagers gegenüber seinen Eltem nicht unähnlich ist. Dies ist in einem Erziehungs-
prozess zweifellos normal, sollte aber irgendwann vorübergehen.

4 Perspektiven für die Autonomie der pädagogischen Hochschulen

Versuchen wir nun, über die lautstarken Forderungen nach Autonomie hinaus der Frage
nachzugehen, wie denn dieAutonomie derpädagogischen Hochschulen in den Schwei-
zer Kantonen in ihren Grundzügen aussehen kann bzw. könnte.

Natürlich kann man den Standpunkt vertreten, dass die PH über sehr viel Autonomie
verfügen. Denn der Staat erteilt ihnen einen sehr allgemein formuliertenAuftrag, näm-
lich auf einer wissenschaftlichen Grundlage qualifizierte Lehrpersonen auszubilden,
damit sie in der Lage sind, Lehrpläne - welcher Art auch immer - vmzusetzen, sodasss
sie über einen gut gefüllten Rucksack mit pädagogischen werkzeugen verfügen, die sie
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in ihrer Klasse situationsabhängig gekonnt einzusetzen verstehen. Man könnte sich mit
dieser Erklärung begnügen und hier aufhören. Aber wie wir gesehen haben, wird der

Spielraum der PH in Wirklichkeit stark durch ihr besonderes Verhältnis zum Staat be-

stimmt. Die PH haben nicht völlig freie Hand in derAusübung dieses Auftrags, sondem

müssen sich an Vorgaben halten.

Ist Hochschulautonomie a priori und per se etwas <<Gutes>> oder ist sie das Ergebnis

einer Entwicklung? Ist die Autonomie eine Voraussetzung, die ex ante gegeben sein
muss, oder lässt sie sich erwerben? Sind autonome Hochschulen erfolgreicher oder sind
erfolgreiche Hochschulen autonomer? Es ist fraglich, ob die Frage nach derAutonomie
der PH als solche ein guter Weg ist, um dieses Thema anzugehen. Vielleicht hat deshalb

diese Frage, wenn sie als Erste gestellt wurde, in der Praxis mehr als einmal entweder

zu einer dogmatischen Spaltung zwischen der PH und dem Kanton geführt, zu Missver-

ständnissen, scharfen Seitenhieben, ja sogar zu gegenseitigem Groll, oder sie hat dann

allmählich eine bewusste wechselseitige Ignoranz entstehen lassen, die rasch einmal

eine inkohdrente kantonale Bildungspolitik zur Folge hatte.

Die Autonomie der pädagogischen Hochschulen wird daher stets notgedrungen und
glücklicherweise aus Freiheiten und Wechselbeziehungen zwischen PH und kanto-

nalem Bildungsdepartement bestehen. Sie wird sich nicht per Dekret verordnen lassen,

sondem muss von unten her (mit)erarbeitet werden, und zwar konkret von Fall zuFall,
in einer Dialektik aus wissenschaftlicher und pädagogischer Qualität und der Veranke-

rung in einem komplexen, sich wandelnden Umfeld.

Im Fortbildungsbereich könnte sich die Autonomie womöglich am besten zu entfalten

beginnen. Fär den Bereich der Aus- und Weiterbildung sowie der notwendigerweise

damit verbundenen angewandten Forschung könnten die pädagogischen Hochschu-
len sich als Einrichtungen, die der Tertiärstufe angehören, Anerkerutung verschaffen,

indem sie sich weiterhin um eine Tertiarisierung bemühen (die in Wirklichkeit noch

nicht in allen PH realisiert ist). Sie könnten auf Inhalte mit hohem wissenschaftlichem

Gehalt und berufsbefühigender Zielsetz,nghinarbeiten und dabei keine Kompromisse

hinsichtlich der Qualität eingehen (bezüglich Inhalten, Didaktik und Methodik, aber

auch bei der Zulassung von Studierenden, der Festlegung der Studienanforderungen,

derAnstellung von Dozierenden, der Prioritätensetzung in der angewandten Forschung

und der Mitwirkung der Ausbildnerinnen und Ausbildner in der Forschung sowie bei

denZtsatzqualifikationen, die gelordert werden), indem sie leistungsfühige Instrumen-

te für die inteme und exteme (unabhängige) Evaluation entwickeln und sich mit ihres-
gleichen an einem umfassenden, aber nicht zu kostspieligen Monitoring beteiligen (da

die Mittel mit anderen Verwendungszwecken konkurrieren müssen). Auf diese Weise

können sich die pädagogischen Hochschulen die Autonomie einer voll ausgereiften

Hochschulinstitution verschaffen.
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Lehrerbildung an pädagogischen Hochschulen in Baden'
Württemberg

Liesel Hermes und llva Wagner

Zusammenfassung Der vorliegende Text befasst sich mit der Situation der pädagogischen

Hochschulen in Baden-Württemberg. Es werden die Steuerungs- und Führungsstrukturen darge-

stellt und aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen erläutert.

Schlagworte Lehrerbildung, Pädagogische Hochschulen Baden-Württemberg

Teacher education at Universities of Education in Baden-Württemberg

Abstract The following article describes the Universities of Education in Baden-Württemberg.

Control and management structures as well as present developments, challenges and opportuni-

ties are included.

Keywords Teacher education, Baden-Württemberg Universities of Education

1 Kurzer historischer Rückblick

Die pädagogischen Hochschulen in Baden-Württemberg wurden am29. Mai 1962 als

pädagogische Hochschulen eigenständiger Prägung gegründet und sind seit 1971 wis-

senschaftliche Hochschulen.

Von den zunächst neun pädagogischen Hochschulen des Landes wurden Mitte der

l98Qer-Jahre aufgrund der mangelnden Nachfrage nach Lehrpersonal drei geschlossen.

Übrig blieben je drei Hochschulen in Baden (Heidelberg, Karlsruhe und Freiburg) und

Württemberg (Ludwigsburg, Schwäbisch Gmünd und Weingarten). Die pädagogischen

Hochschulen bilden für die Lehrämter an Grund- und Hauptschulen sowie Realschulen

aus und haben damit das <Bildungsmonopol) für mehr als 600Ä aller Lehrkräfte im
Bundesland. An den beiden Hochschulen in Heidelberg und Ludwigsburg, Aussenstelle

Reutlingen, existiert der Studiengang zum Sonderschullehramt. Einige pädagogische

Hochschulen bieten zudem gemeinsam mit benachbarten Hochschulen (ehemals Fach-

hochschulen) Lehramtsstudiengänge für Berufsschulen an (Master of Science).

Ein erster Meilenstein der wissenschaftlichen Hochschulen bestand in der Verleihung

des eingeschränkten Promotionsrechts, welches mit dem Gesetz über die Pädago-

gischen Hochschulen von 1977 möglichwurde. Dieses Gesetz verlieh den Hochschulen

einen spezifischen Forschungsauftrag in den Erziehungswissenschaften und der Fach-
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didaldik. Da die pädagogischen Hochschulen schon seit 1971 wissenschaftliche Hoch-
schulen waren, kann die Verleihung des Promotionsrechts als logische Konsequenz
dieser Entwicklung verstanden werden. Die Ausübung des Promotionsrechts bedurfte
zunächst der Kooperation mit einer Universität (insoweit handelte es sich also um ein
eingeschränktes Promotionsrecht). seit 1987 aber verfügen die pädagogischen Hoch-
schulen über ein eigenständiges Promotionsrecht und verleihen je nach Forschungs-
schwerpunkt den Dr. paed. oder den Dr. phil.

Ab 1995 hatten die pädagogischen Hochschulen, wiederum zunächst in Kooperation
mit einer Universität, das Habilitationsrecht; seit 2005 können sie es eigenständig ausü-
ben. Seit dem Jahr 2000 existiert an den pädagogischen Hochschulen in Karlsruhe und
Freiburg das sogenarmte Europalehramt, ein achtsemestriger bilingualer Studiengang
mit wahlweise Englisch oder Französisch als Fremdsprache und einem Sachfach, das
in der jeweiligen Fremdsprache unterrichtet wird.

Als in den l980er-Jahren in zahlreichen Bundesländem die pädagogischen Hochschu-
len auf unterschiedliche Weise in die Universitäten integriert wurden, wurde in Baden-
Württemberg eine hochkarätig besetzte Kommission eingesetzt, die konzeptionelle
Überlegungenzar Zvktnft der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in diesem Bundesland
erarbeiten sollte. Obwohl diese Kommission einstimmig für die Integration der päda-
gogischen Hochschulen in die Universitäten votierte, entschied die Landesregierung
seinerzeit, die pädagogischen Hochschulen als eigenständige Institutionen der Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung beizubehalten. In diesem Jahr hat die vom Wissenschafts-
ministerium eingesetzte Zukunftskommission <Pädagogische Hochschulen 2020>> mit
ihrem <Bericht zur Entwicklung der Pädagogischen Hochschulen in Baden-Württem-
berg> den Anstoss zu einer weiteren politischen Diskussion gegeben. Die Entwicklung
in den nächsten Jahren, gerade auch hinsichtlich der Autonomie der pädagogischen
Hochschulen, bleibt abzuwarten.

Seit 2005 wwde das Gesetz über die Hochschulen in Baden-württemberg (Lan-
deshochschulgesetz - LHG) insgesamt achtmal novelliert. Hintergrund war zum einen
die Absicht des Landesgesetzgebers, die Autonomie der Hochschulen zu stärken. Zum
anderen wurden die Vorgaben des Bolognaprozesses sowie der Föderalismusreform
umgesetzt. Grössere Anderungen ergaben sich aufgrund der umwandlung der Berufs-
akademien in die Duale Hochschule Baden-Württemberg.

2 Gremien und Aufgaben

2005 wurden im LHG erstmalig die Regelungen für alle Hochschularten (Universi-
täten, pädagogische Hochschulen, Kunsthochschulen, Fachhochschulen, Berufsakade-
mien [seit 2009: Duale Hochschule]) in einem Gesetz zusarnmengeführt. Das LHG ist
die Ausgangsbasis für die derzeitige rechtliche Stellung auch der pädagogischen Hoch-
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schulen, ihrer Ziele undAufgaben. Vom Status her sind die pädagogischen Hochschulen

den Universitäten gleichgestellt und verfügen über das Promotions- und Habilitations-
recht, aber dennoch sind sie in mancher Hinsicht weniger autonom und unterscheiden

sich von den Universitäten vor allem durch eine deutlich geringere Ausstattung und In-
frastruktur. Hinzu kommt, dass die pädagogischen Hochschulen dem Wissenschaftsmi-
nisterium unterstehen, dass aber in allen Fragen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung,

soweit sie Prüfungsordnungen und Studienstruktur betreffen, das Kultusministerium
zuständig ist. Diese Doppelzuständigkeit ist sachlich sicher gerechtfertigt, kann aber

Entscheidungsprozesse erschweren, da das Wissenschaftsministerium nicht ohne das

Einverständnis des Kultusministeriums agieren kann.

Mit dem LHG 2005 wurde ein an das Gesellschaftsrecht angelehnter Aufsichtsrat
(Hochschulrat) eingeführt. Dieser setzt sich aus sieben, neun oder elf Mitgliedern
zus€ünmen, wobei die Zahl der extemen Mitglieder die der internen Mitglieder um

mindestens eins übersteigen muss. Der Hochschulrat wählt die hauptamtlichen Vor-

standsmitglieder (Rektor,/Rektorin, KarnlerlKanzlerin), die Wahl bedarf der Bestäti-

gung durch den Senatr. Der Aufsichtsrat trägt die Verantworhrng für die Entwicklung
der Hochschule und schlägt Massnahmen vor, die der Profilbildung und der Erhöhung

der Leistungs- und Wettbewerbsfühigkeit dienen. Zudem beaufsichtigt derAufsichtsrat

die Geschäftsführung des Rektorats. Neben dieser allgemein formulierten Zuständig-

keit führt das Gesetz einen konkreten Aufgabenkatalog auf. Der Aufsichtsrat ist unter

anderem zustäindig für die Beschlussfassung über Struktur- und Entwicklungspläne

sowie über die Planung der baulichen Entwicklung, die Beschlussfassung über den

Entwurf des Haushaltsvoranschlages sowie auf Vorschlag des Vorstands (Rektorat) für
die Beschlussfassung über Grundsätze für die Ausstathrng und für den wirtschaftlichen

und aufgabengerechten Einsatz der Mittel für Forschung, Kunstausübung, künstleri-

sche Entwicklungsvorhaben und Lehre. Er beschliesst die Funktionsbeschreibung von

Stellen für Hochschullehrer und Hochschullehrerimen. Femer nimmt derAufsichtsrat
Stellung zu grundsätzlichen Entscheidungen im akademischen Bereich (Eirnichtung,

Änderung oder Aufhebung von Studiengängen usw.) sowie zur Grundordmrng und ist

zustäindig für die Erörterung des Jahresberichts des Rektors oder der Rektorin sowie die

Entlastung des Vorstands.

Der Vorstand (Rektorat) leitet die Hochschule. Das Rektorat ist flir alle Angelegen-

heiten zuständig, für die nach dem Gesetz oder der Grundordnung nicht eine andere

Zuständigkeit festgelegt ist. Insbesondere ist das Rektorat zuständig für die Strukxilr-

I Nach $ 19 LHG i.V.m. der Grundordnung der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe setzt sich der Senat

wie folgt zusammen:

Amtsmitglieder: die Rekforatsmitglieder, die Dekane/Dekaninnen, die Gleichstellungsbeauftragte der

Hochschule, der/die Beauftragte für die schulpraktische Ausbildung;
aufgrund von Wahlen: sechs Hochschullehrpersonen, drei Vertreterinnen/Vertreter der Akademischen

Mitarbeitenden und der Lehrkräfte für besondere Aufgaben, vier Studierende bzw. eingeschriebene

Dokloranden{Doktorandirmen, zwei sonstige Mitarbeitende.
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und Entwicklungsplanung einschliesslich der Personalentwicklung, die Planung der
baulichen Entwicklung, die Einrichtung und Nutzung eines Qualitätsmanagementsys-
tems sowie die Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsvoranschlags und den Vollzug
des Haushaltsplanes. Femer ist das Rektorat zuständig für die Verteilung der Stellen
und Mittel sowie die Festsetzung von Leistungsbezügen sowie von Forschungs- und
Lehrzulagen.

Der Senat entscheidet in Angelegenheiten von Forschung, Kunstausübung, künstleri-
schen Entwicklungsvorhaben, Lehre, Studium und Weiterbildung, soweit diese nicht
durch Gesetz einem anderen zentralen Organ oder den Fakultäten zugewiesen sind.
Dem Senat obliegt die Bestätigung der Wahl der hauptamtlichen Vorstandsmitglieder
(Rektorin/Rektor, Kanzlerin/Kanzler). Unter anderem nimmt er Stellung zu Struktur-
und Entwicklungsplänen, zu Entwürfen des Haushaltsvoranschlags sowie zu Funkti-
onsbeschreibungen von Stellen für Hochschullehrpersonen. Im akademischen Bereich
ist der Senat unter anderem zuständig flir die Beschlussfassung im Zusammenhang mit
der Einrichtung, Anderung und Aufhebung von Studiengängen, die Beschlussfassung
im Zusammenhang mit der Festsetzung von Zulassungszahlen sowie die Beschluss-
fassung über Satzungen der Hochschule (Grundordnung, Studien- und Prüfungsord-
nungen, Benutzungsordnungen etc.). Der Senat erörtert femer die Jahresberichte des
Rektors/der Rektorin sowie der Gleichstellungsbeauftragten.

3 Forschung

Die pädagogischen Hochschulen sind im Rahmen ihrer Aufgabenstellungen, d.h. der
Ausbildung von Lehrkräften in allen Schulformen und wissenschaftlichen Studiengän-
gen, zur Forschung verpflichtet. Der theoretisch erhobene Anspruch, auf Augenhöhe
mit den Universitäten zu forschen, karm aber in der Realität kaum eingelöst werden,
da eine viel geringere finanzielle und vor allem räumliche Ausstattung sowie eine un-
zureichende Infrastruktur den pädagogischen Hochschulen nicht die entsprechenden
Forschungsmöglichkeiten erlaubt. Zurzeit können sie sich nicht mit den Universitäten
messen. Das Wissenschaftsministerium hat allerdings in den letzten Monaten seine
Unterstützung deutlich verstärkt. So wird zurzeit an einem gemeinsamen Graduierten-
kolleg gearbeitet. Ausserdem erfahren die Hochschulen personelle Unterstützung im
Bereich der Forschung und Forschungsforderung. Damit verbessert sich die Infrastruk-
ix nn Unterstützung der Forschung erheblich. Derzeitige Forschungsschwerpunkte
der pädagogischen Hochschulen liegen unter anderem in den Bereichen der schul-,
Unterrichts- und Bildungsforschung.

Die Landesrektorenkonferenzhat zudem zusarnmen mit der schweizerischen COHEP
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich mit Möglichkeiten der Kooperation in For-
schung und Nachwuchsfürderung befassen wird.
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4 Finanzen

95% desjährlichen Etats werden in der Regel für Personalkosten verwendet, sodass die

freie Verfügbarkeit über Finanzmittel denkbar gering ist. Problematisch ist zudem, dass

Sondermittel meist erst im Herbst angewiesen werden. Die neuen BA-Studiengänge,
die ab 2006 im Rahmen des Programms <Hochschule 2012>> entwickelt wurden und
finanziell bezuschusst werden, sind zurzeit gut ausgestattet. Diese Sondermittel wer-
den den Hochschulen voraussichtlich bis 2015 zufliessen. Problematisch ist aber, dass

die Kosten für Studienplälze an pädagogischen Hochschulen deutlich geringer veran-

schlagt werden als universitäre Studienplätze. Wegen der insgesamt unzureichenden

Grundfinanzierung sind die Hochschulen in hohem Masse von der Schöpfirng von Mit-
teln aus nicht besetzten Stellen abhängig.

Für das Sommersemester 2007 wurden in Baden-Württemberg erstmals allgemeine
Studiengebühren in einer Höhe von 500 Euro erhoben. Die Studiengebühren werden
zwar direkt durch die Hochschulen eingenommen. Bereits zum Sommersemester 2009

erfrrhren diese aber einen drastischen Einbruch aufgrund der neuen <Geschwisterrege-

lung>. Befreit werden können nach dieser Regelung im Landeshochschulgebührenge-

setz (LHGebG) Studierende, die zlvei oder mehr Geschwister haben, die selbst keine
Gebührenbefreiung in Anspruch nehmen bzw. genommen haben. Die Befreiung ist
nnabhängig davon, ob die Geschwister studieren oder Studiengebühren zahlen. Das be-

deutete für die pädagogischen Hochschulen einen Einbruch um bis nt 50oÄ der Einnah-
men aus Studiengebühren. Es zeigte sich, dass gerade dieser Hochschultypus strukturell
am meisten betroffen ist. Es bedeutet auch, dass keine Planungssicherheit mehr besteht.

Ein entsprechender Finanzausgleich seitens der Landesregierung besteht nicht.

Der Solidarpakt II, der von den Hochschulen mit der Landesregierung abgeschlossen

wurde und finanzielle Sicherheit bis 2014 garantiert, wird daher durch den Einbruch
der Studiengebühren möglicherweise schon infrage gestellt, da der Rückgang der Stu-

diengebäfuen im Haushaltsplan pauschal nur mit 20Vo berucksichtigt wird, bei den

Pädagogischen Hochschulenaber 40oÄ und mehr beträgt.

5 Personalpolitik

Berufirngen auf Professuren gelten zusarnmen mit der Durchführung von Forschungs-

projekten und der Einwerbung von Drittmitteln als wichtigste Aufgaben jeder Hoch-
schule zur Profilbildung. Für die pädagogischen Hochschulen ist dabei $ 47 Abs. 3 LHG
entscheidend, wonach auf eine Stelle, deren Funktionsbeschreibung die Wahrnehmung

erziehungswissenschaftlicher oder fachdidaktischer Aufgaben in der Lehrerinnen- und

Lehrerbildung vorsieht, nur berufen werden soll, wer eine dreijährige Schulpraxis nach-

weist. Die geforderte Doppelqualifikation der wissenschaftlichen und fachdidaktischen

bzw. pädagogischen Qualifikation ist angesichts derAufgaben sicherlich gerechtfertigt,
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kann sich allerdings bei strengerAuslegung als Hemmschuh erweisen, da zurzeit insbe-
sondere wissenschaftlich ausreichend qualifizierte Fachdidaktikerinnen und -didaktiker
nur schwer zu finden sind. Hier zeigt sich, dass die Nachwuchsfürderung im Bereich
der Fachdidaktiken jahrelang nicht mit hinreichendem Nachdruck betrieben worden
ist. Das politische Ziel wird sein, hier flexible Regelungen zu finden und alternative
schul- und unterrichtspraktische Erfahrungen anzuerkermen.

6 Ausblick

Seit 2007 haben die pädagogischen Hochschulen mit der Entwicklung von BA- und
MA-Studiengängen ihr Angebot über die Lehrerinnen- und Lehrerbildung hinaus er-
weitert. Im Gegensatz zs den bestehenden Lehramtsstudiengängen mit Abschluss
Staatsexamen werden die Prüfungsordnungen in diesen Studiengängen von der Hoch-
schule selbst gestaltet. Zwar bedärfen diese Studiengänge weiterhin der Zustimmung
des Wissenschaftsministeriums, inhaltlich jedoch werden sie von der Hochschule ent-
wickelt und im Rahmen eines obligatorischen Akkreditierungsverfahrens geprüft. Aus-
gangspunkt der Entwicklung neuer Studiengäinge war rJm einen die Problematik des
Abiturjahrganges 2012, in dem Schülerinnen und Schüler des neunjährigen und des
achdährigen Gymnasiums im selben JahrAbitur machen und ein erhöhterAndrang auf
Studienplätze erwartet wird. Andererseits wird mittelfüstig mit einem geringen Bedarf
an Lehrkräften gerechnet. All diese strukturellen Neuentwicklungen bedeuteten zw&r
eine erhebliche Entwicklungsarbeit, sie bedeuten aber andererseits eine größere Auto-
nomie der Hochschulen gerade im Bereich Studium und Lehre und bieten den Pädago-
gischen Hochschule auch die Chance, sich breiter aufzustellen und verstdrkt polyvalent
zu lehren und zu forschen.

Autorinnen

Liesel Hermes, Prof. Dr., Rektorin der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe
Ilva Wagner, Ass. iur., Persönliche Referentin der Rektorin der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe
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Die Hochschulräte an den pädagogischen Hochschulen der
deutschsprachigen Schweiz

Lucien Criblez und Chantal Oggenfuss

Zusammenfassung Im Zuge der sllirkeren Orientierung der Hochschulen an Managementkon-

zepten wurde bei der Neugri.indung der meisten pädagogischen Hochschulen in der Schweiz ver-

sucht, die strategische und die operative Führung zu trennen; Erstere wurde in der Regel einem

Hochschulrat zugeordnet. Der folgende Beitrag zeiS zunächst auf, dass und wie die Schaftrng

von Hochschulräten unterschiedlichen ideellen Traditionen verpflichtet ist, gibt in einem zweiten

Abschnitt einen Überblick über die Situation der Hochschulräte an den pädagogischen Hoch-

schulen der deutschsprachigen Schweiz und konkretisiert dies an arei Beispielen (St. Gallen und

Zürich). Im letztenAbschnittwird zusammenfassend auf Grundfragenbei derAusgestaltung von

Hochschulräten und auf damit verbundene Forschungsdesiderata hingewiesen.

Schlagworte Lehrerinnen- und Lehrerbildung, Pädagogische Hochschulen, Steuerung von

Hochschulen, Hochschulräte, New Public Management, Govemance

Boards of trustees at Universities of Teacher Education in German-speaking Swit-
zerland

Abstract Following the strong orientation of universities to managerial concepts, the newly

founded Universities of Teacher Education in Switzerland adopted the idea of separating the

operational from strategic control. Thus, in the majority of cases, strategic control was alloted to

boards of trustees (Hochschulräte). The following article shows the different ideological tradi-

tions these boards of trustees seem to follow, then overviews the current situation of the different

Universities of Teacher Education in German-speaking Switzerland and focuses on two specific

examples (St. Gallen and Zurich). Lastly, some key questions and research deficits conceming

the organizational arrangements ofthese boards oftrustees are pointed out.

Kelnrords: teacher education, Universities of Teacher Education, educational govemance,

Boards of Trustees, New Public Management

Die Schaffirng von pädagogischen Hochschulenr seit Mitte der l99Oer-Jahre (Ciblez,
2010) erfolgte in der Schweiz zeitlich leicht später als diejenige von Fachhochschu-

len und orientierte sich - obwohl die pädagogischen Hochschulen im Bildungsfode-

ralismus von den Kantonen geregelt werden - an den Eckwerten der eidgenössischen

1 Im Folgenden wird für die Institutionen der Lehrerhrnen- und Lehrerbildung vereinfacht von pädagogischen

Hochschulen gesprochen, obwohl im Reformprozess unterschiedliche Organisationsformen entstanden sind;

zur Strukhr vgl. Lehmann et al. (2007), S. 7ff.; vgl. auchAbschnitt 2.1.
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Fachhochschulpolitik (Weber et a1.,2010). Während die Kantone in der Organisation
ihrer universitäten und pädagogischen Hochschulen autonom sind, macht das eidge-
nössische Fachhochschulgesetz die Genehmigung zur Errichtung und Führung einer
Fachhochschule durch den Bundesrat unter anderem von der zweckmässigen Organi-
sation (FHSG, 199512007, Art. 14, Abs.2,lit. b) abhängig.

Obwohl die Kantone für die Organisation der Hochschulen also nur unbedeutende Vor-
gaben zu berücksichtigen haben, sind die meisten Hochschulen in der Schweiz seit
Mitte der l99Oer-Jahren nach Konzepten des New Public Management organisiert wor-
den. Dazu gehörte meist auch die Schaffrrng eines strategischen Führungs- und/oder
Aufsichtsorgans in Form eines Hochschulrates2. Der folgende Beitrag beschäftigt sich
erstmals mit diesen Hochschulräten an pädagogischen Hochschulen. In einem ersten
Abschnitt wird aufgezeigt, dass die Idee der Hochschulräte unterschiedlichen Denktra-
ditionen verpflichtet ist. Im zweiten Teil wird die heutige Situation der Hochschulräte
an pädagogischen Hochschulen im Überblick präsentiert und zwei Hochschulräte wer-
den detaillierter vorgestellt. Der dritte Abschnitt weist zusammenfassend auf Kernfra-
gen der strategischen Fährung durch Hochschulräte und aufForschungsdesiderata zur
Steuerung von Hochschulen hin.

1 HochschulräteimschnittpunktunterschiedlicherDenktraditionen

Im Verlaufe der 1990er-Jalue gerieten - ähnlich wie in andern Politikfeldem auch - so-
wohldiepolitischeSteuerungdesHochschulbereichs(Hödl&zegelin,l999,s. 147ff.;
Kohler & Huber, 2006) als auch die traditionelle akademische Selbstverwaltung als
ineffrzient und zu wenig wirkungsvoll in Kritik (u. a. weber, 2006). Die seitherigen
Hochschulreformen sind denn auch allgemein mit einer verstärkung der Managemen-
torientierung verbunden gewesen (Kehm &Lanzendorf,2005). Sie sind allerdings mit
unterschiedlichenZielsetntngen verbunden worden (Boer, 1998; Klenk, 2008, S. 82;
Teichleq 2005, S. 36f.): Erstens sollten die Hochschulen im zunehmenden nationalen
nnd internationalen Wettbewerb autonomer werden, um sich durch schnelle:urrrdinner-
halb dff Hochschulen verantwortete Entscheidungen im intemationalen Umfeld besser
positionieren zu können. Zweitens sollten im Sinne einer Public Private Partnership
(PPP) Kooperationssürrkturen zwischen staatlichen, privaten und zivilgesellschaft-
lichen Akteuren aufgebaut werden und drittens sollte mit der Einführung von Prin-
zipien des New Public Managements (NPM) die staatliche Detailaufsicht für adminis-
trativ-finanzielle Entscheidungen im Rahmen des <<Wandels der Staatlichkeib (Jansen,
2010) reduziert werden. Im Kontext dieser letzten Entwicklung stellte und stellt sich
auch die Frage, wie Hochschulen trotz reduzierter Prozesskontrolle gesteuert werden

2 Im Folgenden wird für diese hier analysierten Gremien generell der Begriff <Hochschulra5 verwendet,
obwohl sie in den einzelnen Hochschulen unterschiedlich benannt werden und den Gremien unterschiedliche
Funktionen zugewiesen sind (vgl. Abschnitt 2).
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können. Neben Zielvereinbarungen mit Globalhaushalten/-budgets und Evaluationen
gelten seit den 1990er-Jahren auch im deutschen Sprachraum Hochschulräte als wich-
tiges Reformkonzept: Die traditionelle Dualität von akademischer Selbstverwaltung

und (politischer) Verwaltungssteuerung wird durch eine dritte Steuerungsgrösse er-
gänzt, durch sogenarurte <exteme StakeholdeD (Amaral & Magalhäes,2002), welche
die Profilbildung der Hochschulen unterstützen.

Schmidt (2004, S. 1l) beschreibt unter juristischen Gesichtspunkten drei Merkmale
von Hochschulräten: Ein Hochschulrat ist <ein unterhalb der ministeriellen Ebene an-

zusiedelndes Gremium ... (l), das mit Entscheidungsbefugnissen zur Einflussnahme

aufdie Hochschule ausgestattet ist (2) und das aufgrund seiner Besetzung die Funktion
erfüllt, ausseruniversitären Sachverstand in die Hochschule zutragen (3)>. Mit dieser

Umschreibung ist implizit auf Spanmrngsfelder hingewiesen, in denen sich Hochschul-
rdte per definitionem befinden (Klenk, 2008, S. 253ff.; Schreiterer, 2008, S. 233): Sie

stehen zwischen Bildungspolitik und Bildungsverwaltung auf der einen und der Hoch-

schule mit ihrem (Leitungs-)Personal auf der andem Seite. Sie entscheiden anstelle von
Bildungspolitik und -verwaltung in strategischen Fragen und begrenzen damit sowohl
die Selbstverwaltungsrechte und -ansprüche der Hochschulen (Rektorat und Profes-

sorenschaft) als auch die Detailsteuerung durch Bildungspolitik und -verwaltung. Sie

repräsentieren neben dem Staat als Steuerungsakteur und Finanzierer der Hochschu-
le und den Hochschulangehörigen mit ihren Ansprüchen auf individuelle Autonomie
(Lehr- und Forschungsfreiheit) weitere gesellschaftliche <Stakeholden (Amaral &
Magelhäes, 2002; Jansen,2010, S. 39; Teichleg 2005, S. 38) bzw. die Anliegen der

Öffentlichkeit, die die Hochschulen in der Regel mit Steuergeldern finanziert und ent-

sprechende Relevanzerwartungen formuliert.

In diesem Spannungsfeld sind Hochschulräte meist Legitimations-, Kontroll- und

Strategieentwicklungsgremium zugleich (Klenk, 2008, S. 240). Je nach Konzeption

sind diese Funktionen unterschiedlich ausgeprägt, oftmals nicht klar voneinander ab-

gegrenzt und nicht selten zusätzlich mit Beratungsfimktionen vermischt. Aber selbst

wennAufgaben und Entscheidungskompetenzen zwischen den unterschiedlichen Gre-

mien formal klar abgegrenü sind, kommt es imAlltag zwischen den unterschiedlichen
Funktionen und in den unterschiedlichen Spanmrngsfeldern zu Konflikten. Die Hoch-

schulräte sind deshalb zu einem Politikum geworden (Kottusch, 1999, S. 335).

Dass Funtrition, Aufgaben und Rollen der Hochschulräte selten sehr klar definiert sind,

hängt unter anderem mit unterschiedlichen, meist nicht explizit formulierten Erwar-

tungen an Hochschulräte zusammen, die sich drei unterschiedlichen Denktraditionen

zuordnen lassen: der Tradition der Verwaltungsräte a), der Tradition der buffer institu-
tionsb) und der Tradition der Laienaufsicht c).

a) Insbesondere vor dem Hintergrund des zunehmenden Intemationalisierungsdruckes

und der Implementation von Mechanismen der Marktsteuerung in Hochschulen dienten
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privatwirtschaftliche Verwaltungsräte seit den l99Oer-Jahren bei der Einführung von
Hochschulräten als Vorbild. Damit wurde das dualistische Leitungsmodell einer Alcti-
engesellschaft - ein Leitungsgrcmium und ein Gremium, das die Leitung kontrolliert
(Klenk, 2008, S. 248tf.) - auf Hochschulen übertragen und zum Teil mit der Trennung
von operativer und strategischer Führung, wie sie in NPM-Modellen vorgesehen ist (für
die Schweiz vgl. Buschor, 1998; Kopp, 1998; Senn, 2000), legitimiert. Kritisch wurde
allerdings immer wieder betont, dass eine Hochschule kein privatwirtschaftlicher Be-
trieb sei und öffentliche Institutionen auch nach andern als Effizienzkriterien beurteilt
werden müssten. Es könne deshalb weder darum gehen, Managementstrukturen der
Wirtschaft einfach auf die Hochschulen zu übertragen, noch darum, Hochschulen in
Dienstleistungsbetriebe umzuwandeln oder die akademische Kultur der Selbstverwal-
tung einfach aufzugeben (Müller-Böling & Fedrowitz,1998, S. 15).

b) Die nveite Traditionslinie geht auf amerikanische Vorbilder zurück: Alle amerika-
nischen Universitäten und Colleges verfügen über einen Aufsichtsrat, ein Gremium,
das die Hochschulen treuhänderisch führt, board oftrustees oder board ofregents ge-
nannt (Lange, 2010, S. 347f.; Schreiterer, 2008, S. 2I9ff.). Hochschulräte gelten in
dieser Traditionals buffer institutions, die zwischen Staat und Hochschule stehen (Mül-
ler-Böling & Fedrowitz, 1998, S. 21).

Es [das Gremium LCICO] emennt die Hochschulleitung und nimmt deren Berichte entgegen, beschliesst
die Eckdaten frir die Haushaltsentwicklung und hat das letzte Wort in allen Angelegenheiten von grund-
sätzlicher und strategischer Bedeutung. Öffentliche Einrichtungen schirmt es darüber hinaus vor direkten
Eingriffen und Steuerungsversuchen des Staates ab, ohne selbst an dessen Stelle artreten oder dessen
Funlctionen zu übemehmen. (Schreiterer, 2008, 5. 220)

Allerdings wird diese idealtypische Funktionsbeschreibung in neuerer Zeit infrage ge-
stellt, weil von den Mitgliedern (den trustees) immer deutlicher erwartet wird, dass sie
sowohl einen eigenen Beitrag ntmfundraisingleisten (auf das insbesondere die pri-
vaten Hochschulen angewiesen sind), als auch ztgang zu Netzwerken und wichtigen
Personen verschaffen.

c) Die dritte Tradition ist vor allem in der Schweiz verhaftet. Hier hat sich - wie sonst
nur in den USA - eine Tradition der Laienaufsicht im Bildungswesen entwickelt und
erhalten, in der Schulen von demokratisch gewählten Gremien als Vertreter der Öffent-
lichkeit beaufsichtigt werden. Zudem haben verschiedene Kantone auch die während
der Helvetischen Republik (1798 bis 1803) eingeführten Erziehungs- oder Bildungs-
räte beibehalten (Bütikofer, 2006, S. 52 ff.; Osterwalder, 1997, S. 256tr.). Diese Bil-
dungsräte haben teilweise beratende Funktion, in einzelnen Kantonen aber auch wich-
tige Entscheidungsfimktion. Die Bildungs- bzw. Erziehungsräte sind als Vertreter der
Öffentlichkeit strukturell weder Teil der Legislative noch Teil der Exekutive; Sebastian
Brändli hat sie deshalb als <vierte Gewalb bezeichnet (Brändli, 1997).Im Sinne von
checlcs and balances hat ein solcher Rat, der die Öffentlichkeit repräsentiert, ohne aber
integraler Teil der Bildungsverwaltung zu sein, auch den Einfluss des Staates und sei-
ner Verwaltung ntbegrenzen, denn eine <staatliche Kontrolle ... der Schule könnte zu
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leicht die Kontrolle der Bürger über den Staat ausser Kraft setzen und die Schule zu[r]
Staatsschule schlechthin machen> (Osterwalder, 1997, S. 25 6).

Die Hinweise auf die drei Traditionslinien verdeutlichen, dass ein differenzierter Blick
auf die Hochschulräte notwendig ist. Die Hochschulräte als solche sind weder die In-
korporation der Ökonomisierung der Hochschulen oder neoliberaler Bildungspolitik
noch Instrument der Demokratisierung oder <Patenb-Lösrxrg im Rahmen der Neude-
finition des Verhältnisses von Staat und Hochschule. Welche der drei unterschiedlichen
Steuerungsideen an einzelnen Hochschulen in welchem Ausmass zum Tragen kommt,
hängt von der konkreten Ausgestaltung der Hochschulräte ab. Der folgende Abschnitt
bemüht sich deshalb um weitere Differenzierungen am Beispiel der pädagogischen

Hochschulen in der Schweiz.

2 Hochschulräte an pädagogischen Hochschulen in der Schweiz

Die bei den Universitätsreformen der 1990er-Jahre eingeführten Schweizer Modelle von
Hochschulräten der Universität Basel (Gäblea 2000; Soiron, 2000) und der ETH Zn-
rich (Fulda, 1998) haben - neben der amerikanischen Tradition - die Diskussionen um
Hochschulräte in Deutschland mit beeinflusst (Lange, 2010, S. 348 f.).3 Inzwischen liegt
eine empirische Studie ztr Zusammensetzung, Aufgaben, Kompetenzen, Arbeitsweisen,
Entscheidungsprozessen und Erfahrungen der Hochschulräte an23l Hochschulen in
Deutschland und Österreich unter Berücksichtigung der deutschsprachigen Schweizer

Universitäten vor (Bogumil et a1., 2007; Gerber et al., 2009). Sie zeigt folgendes Bild:
Den Hochschulräten kommt in der Regel die Funktion eines Aufsichtsorgans zu. Sie

verfügen über weitreichende Kompetenzen, dazu gehört meist auch die Rektorenwahl.
Durchschnittlich sitzen zehn Personen im Hochschulrat. In rund 60 Prozent aller unter-
suchten Gremien sind exteme Verheter sowie Hochschulangehörige vertreten. In uni-
versitären Hochschulräten stammt etwa ein Drittel der Mitglieder aus der Wirtschaft,
an Fachhochschulen sind es mit 46 Prozent etwas mehr. Relevante Auswahlkriterien
für die Mitglieder sind die Vemetzung mit anderen gesellschaftlichen Institutionen und
Kenntrisse des Wissenschafts- und Hochschulsystems. Die Ergebnisse zeigen weiter,
dass der durch die Hochschulräte eingebrachte exteme Sachverstand den gtössten Ge-

winn darstellt. Insgesamt lässt sich aus den vorliegenden Sfudien schliessen, dass die

Hochschulräte die Funktion der strategischen Führung noch nicht wirklich erfüllen.

Eine allgemeine, überinstitutionelle und öffentliche Diskussion über Funktion und
Aufgaben von Hochschulräten hat in der Schweiz bislang nicht stattgefunden. Weder

die programmatische noch die analytische Literatur zur Entwicklung der Hochschulen

3 Der erste Hochschuirat in der Schweiz war allerdings 1949 an der Universität Freiburg im Üechtland

eingesetzt worden, um der katholischen Kirche, die sich finanziell stark am Ausbau der Universität beteiligte,

ein bestimmtes Mitspracherecht zuzuordnen (Biland, 2004).
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noch die Rektorenkonferenzen haben sich (anders als in Deutschland; vgl. Hochschul-
reklorenkonferenz,2000) bislang systematisch mit dieser Funktion auseinandergesetzt.
Eine vergleichende Studie zur Hochschulautonomie (Mäder, 2006)hatmvar dieZnsam-
mensetzung der Hochschulräte als eines der Kriterien im Faktor Strategie operationali-
siert, ohne aber detaillierter auf die Hochschulräte einzugehen. Für die pädagogischen
Hochschulen fehlt eine überinstitutionelle Beschäftigung mit dem Thema vollständig.
Der folgende Überblick kann deshalb nicht mehr als eine erste Skizze sein, an die sich
weitere Analysen anschliessen müssen.

2.1 Überblick über die Hochschulräte der pädagogischen Hochschulen in
der deutschsprachigen Schweiz

Eine Übersichtsdarstellung über die Gremien, die an pädagogischen Hochschulen der
deutschsprachigen Schweiz eine Hochschulratsfunktion innehaben, ist nicht ganz ein-
fach, weil die Funktionen zum Teil auf mehrere Gremien verteilt sind, weil die gesetzli-
chen Grundlagen und die über die Webseiten präsentierte aktr.relle Situation nicht über-
all deckungsgleich sind und weil der Detaillierungsgrad der öffentlich zugänglichen
Informationen sehr heterogen ist. Wir haben uns auf die deutschsprachige Schweiz
konzentriert, weil die Situation in der französischsprachigen Schweiz flir Aussenste-
hende noch schwieriger nachzuvollziehen ist als die in der deutschsprachigen Schweiz.
Die folgende Darstellung stützt sich auf Internetrecherchen (Stand: 30. Oktober 2010)
und die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen der verschiedenen Kantone sowie auf
eine im Rahmen einer Qualifikationsarbeit an der Universitat Züilch erarbeitete Über-
sicht zu den Hochschulräten an pädagogischen Hochschulen (Oggenfuss, 2010, S. 13;
vgl. Tab. 1).

Allein schon diese kleine und nicht sehr detaillierte Übersicht zeigt einige interessante
Ergebnisse: Erstens unterscheiden sich die beiden pädagogischen Hochschulen, die
Teil einer Fachhochschule sind (Nordwestschweiz undZurich) von den eigenständigen
pädagogischen Hochschulen: Während die eigenständigen pädagogischen Hochschu-
len über einen eigenen, nur für die pädagogische Hochschule zuständigen Hochschulrat
verfügen, sind die Hochschulräte in den Organisationsmodellen, in denen die Lehre-
rinnen- und Lehrerbildung Teil einer Fachhochschule ist, für alle Fachrichtungen der
Hochschule zuständig. Ob sich ein Hochschulrat aber vorwiegend mit Lehrerinnen-
und Lehrerbildung oder in einer Mehrsparten-Hochschule mit unterschiedlichen Fa-
kultäten, Fachgruppen, Disziplinen oder Departementen beschäftigt, ist im Hinbtick
auf die Zusammensetzttng, aber auch flir die Art und Weise der strategischen Führung
von Bedeutung.

Zweitens zeigen sich massgebliche Unterschiede hinsichtlich der Grösse der Hoch-
schulräte. Sie variiert zwischen mindestens 5 (Thurgau) rurd l6 (Wallis). Die meisten
Hochschulräte haben zwischen 7 und 9 Mitglieder. Die mehrkantonale Trägerschaft
(FHNW und PHZ) führt nicht zwingend zu grösseren Strategiegremien. Drittens zeigt
diese Übersicht, dass die Hochschulräte unterschiedliche Konzeptionen hinsichtlich
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Tabelle 1: Die Hochschulräte der pädagogischen Hochschulen in der deutschsprachigen Schweiza

Steuerung und Aufsicht repräsentieren. In verschiedenen Kantonen sind die Hoch-

schulräte sowohl mit Steuerung als auch mit Aufsicht betraut. Zwischen stategischer

Steuerung und Aufsicht wird also nicht klar unterschieden. In andern Kantonen liegt
die Steuerung beim Hochschulrat, die Aufsicht beim Erziehungsdepartement oder beim

4 Aus verschiedenen Grtinden wurden in dieser Darstellung nicht berücksichtigt: die pädagogischen

Hochschulen der fianzösischsprachigen Schweiz und des Tessins, die Hochschule ftr Heilpädagogik Zürich,

das Eidgenössische Hochschulinstitut frr Berußbildung (Zollikofen, Lausamre, Lugano), die Eidgenössische

Hochschule für Sport Magglingen sowie die Universiräten und Fachhochschulen, die lediglich spezifische

Stufen- oder Fachausbildungen anbieten.
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Regierungs-/Staatsrat insgesamt. Von solchen Ausprägungen sind aber Stellung und
Funktion des Hochschulrates und unter anderem derAutonomiestatus der Hochschulen
abhängig. Drei Beispiele sollen dies dokumentieren: (a) Der Konkordatsrat als strate-
gisches Führungsorgan der pädagogischen Hochschule Zentralschweiz besteht aus den
sechs Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren der Trägerkantone, also direktde-
mokratisch gewählten Exekutivmitgliedern. Diese Konzeption entspricht nicht der Idee
eines Gremiums, das zwischen Staat und Hochschule angesiedelt ist (vgl. Abschnitt 1)
und den Autonomiestatus der Hochschule gegenüber Bildungspolitik und -adminis-
tration verteidigt, sondern es handelt sich klar um ein politisches Gremium, das selbst
die strategische Führung übemommen hat. (b) Vielleicht nicht ganz zufüllig sind die
Gremien in Freiburg und Schaffhausen als <Kommissionen> und nicht als Hochschul-
rat bezeichnet: So nimmt zum Beispiel die Freiburger PH-Kommission Kontroll- und
Beratungsfi.rnjrtionen wahr; in wesentlichen Fragen entscheidet sie jedoch nicht selbst,
sondern stellt Antrag an die Direktion für Erziehung, Kultur und Sport zuhanden des
Staatsrates (Exekutive). Sie übernimmt also eher die traditionelle Aufsichtsflrnktion als
die in NPM-Modellen vorgesehene Steuerungsfunktion. Dies ist an der Pädagogischen
Hochschule Schaffhausen noch ausgeprägler: Ein organ der strategischen Ftihrung
zwischen Bildungsverwaltung und operativ tätigem Rektorat ist in diesem Modell gar
nicht vorgesehen. (c) wie die folgenden Fallbeispiele (Abschnitt 2.2) zeigen, ist der
Hochschulrat der Pädagogischen Hochschule St. Gallen nach politischem proporz zu-
sammengesetzt, repräsentiert also die Stärke der politischen Parteien (im Parlament).
Dagegen ist die Zusammensetzung des Zürcher Fachhochschulrates eher an fachlichen
Kriterien orientiert. Auch dies wirkt sich wesentlich auf Stellung und Funktion des
Hochschulrates aus.

In verschiedenen pädagogischen Hochschulen ist die Oberaufsicht dem Regierungsrat
(Exekutive, z.B. Freiburg) oder sogar dem Kantonsrat (Legislative, z.B. st. Gallen)
zugeordnet, auch wenn der Hochschulrat über eine Aufsichtsfunktion verfügt. Da päd-
agogische Hochschulen in aller Regel Institutionen in öffentlicher Trägerschaft sind
und die Kantone nach wie vor Monopolarbeitgeber im Schulbereich sind, dürfte diese
Regelung im Interesse der Kantone liegen. Jedenfalls lässt sich am Beispiel der Hoch-
schulräte an Pädagogischen Hochschulen der deutschsprachigen Schweiz zeigen, dass
diese Gremien nicht als <Einfallston der Privatwirtschaft oder privater (Stakeholder)
in den Hochschulbereich interpretiert werden köruren (in den meisten Fällen sind Do-
zierende und Rektorat zumindest mit beratender Stimme, zum Teil auch Studierende
im Gremium vertreten), sondem eher eine öffentliche Legitimations- und Aufsichts-
firnktion einnehmen.
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2.2 Zwei Fallbeispiele: Die Hochschulräte der Pädagogischen Hochschu-
len St. Gallen und Zürich

Die beiden im Folgenden dargestellten Fallstudien basieren aufAnalysen rechtlicher

Grundlagen sowie Interviews mit je einem Hochschulratsmitglied5 der Pädagogischen

Hochschule St. Gallen (PHSG) und der Pädagogischen Hochschule Zijrich (PHZH).

Die Ergänzung mit Interviews zielte darauf ab, ntsätzliche Informationen zur Umset-

zung der formalen Regelungen im Gremienalltag zu generieren. Bei der Dokumenten-

analyse und den Interviews standen Aufgaben, Funktion und Zusammensetzung des

jeweiligen Hochschulrates im Vordergrund des Interesses.

2.2.lDer Hochschulrat der Pädagogischen Hochschule St. Gallen (PHSG)

Die PHSG entstand 2007 durch Fusion aus den beiden bestehenden Pädagogischen

Hochschulen St. Gallen und Rorschach; die PHSG ist eine eigenständige Institution
(Gesetz PHSG, 2006, Afi.1, Abs. 1). Der Kanton führt die Oberaufsicht über die Päd-

agogische Hochschule. Der Kantonsrat beschliesst unter anderem den Kantonsbeitrag

und wählt auch den Hochschulrat (Gesetz PHSG, 2006, Art. 7, Abs. 3). Die Regierung

übt die allgemeine Aufsicht aus, erteilt den Leistungsauftrag und genehmigt die Rek-

torenwahl (Gesetz PHSG, 2006, Art.8, Abs. 3).

Der Hochschulrat ist das oberste Organ der PHSG. Laut Gesetz werden ihm unter an-

derem folgende Aufgaben zugewiesen:

Erlass von Statut, ... Vorbereitung des besonderen Leistungsauftrags, Erstellung von Voranschlag, Rech-

nung und Geschäftsbericht, Erteilung von Aufträgen für anwendungsorientierte Forschung und Entwick-

lung, Wahl der Rektorin oder des Rektors und von Prorektorinnen oder Prorektoren, ... Wahl der Verwal-

tungsdirektorin oder des Verwaltungsdirektors, Wahl von hauptamtlichen Dozierenden und nebenamtlichen

Dozierenden mit unbefüstetem Lehrauftrag, Verleihung des Professortitels. (Gesetz PHSG, 2006, Arr. 14,

Abs.5).

Die Kontaktpflege zu verschiedenen Tätigkeitsbereichen der Hochschule gehört eben-

falls in den Aufgabenkatalog:

Jedes Mitglied des Hochschulrates übemimmt einen Kontaktbereich. Die Vertretung des Hochschulrates

trift sich in der Regel ein bis zwei Mal pro Studienjahr mit der zuständigen Person oder den zuständigen

Personen innerhalb der PHSG. ... Die Vertretung des Hochschulrates nimmt in Absprache an einzelnen

Lehrveranstaltungen oder weitemAnlässen des betreffenden Kontaktbereiches teil. (Rahmenbedingungen,

2008, Art. 3).

Dem Rektorat (Rektor oder Rektorin, Prorektorinnen und Prorektoren, Verwaltungs-

direktorin oder -direktor und zwei zusätzlich gewählte Verfreterinnen oder Vertreter)

obliegen unter anderem die <<strategische Planung für die Hochschule> und <<die Sicher-

stellung des Qualitätsmanagements> (Statut PHSG, 2007, Afi.40, Abs. 6). Der Rektor

oder die Rektorin leitet die Hochschule und übernimmt unter anderem die <Vorberei-

tung der Geschäfte des Hochschulrates ... die Leitung der Strategieentwicklung der

Hochschule und Erarbeitung der Entwicklungspläne zuhanden des Hochschulrates>

s Um die Anon)'mität der befragten Personen zu gewährleisten, wird hier aufnähere Angaben verzichtet.
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(statut PHSG, 2007, Art. 42, Abs. 6). Die Rektorin oder der Rektor reicht die Ge-
schäfte im Sinne einer Antragsstellung dem Seliretariat des Hochschulrates ein. Das
Sekretariat des Hochschulrates ist für die Vorprüfirng und eigentliche Vorbereitung der
Geschäfte zuhanden des Hochschulrates verantwortlich.

Der Hochschulrat übernahm in der Anfangsphase der PHSG wichtige Funktionen für
die Weiterentwicklung der organisation, die Konstituierung der organe sowie den Er-
lass gemeinsamer Rechtsgrundlagen für die Lehre. Er kümmerte sich um die Positi-
onierung und die strategische Ausrichtung der PHSG, indem er z.B. profilmerkmale
und Entwicklungsziele der PHSG festlegte, ein Konzept für den Mittelbau erliess,
neue Studiengänge und Studienpläne bewilligte oder die internationale Ausrichtung
verstärkte (Einführung eines englischsprachigen Semesters, Fremdsprachenassistenz-
Praktika, Kooperation mit ausländischen Hochschulen).

Der Hochschulrat übt seine Aufsichtsfrrnktion auf unterschiedliche Weise aus, so zum
Beispiel durch die Erstellung der Jahresrechrurg. Die Finanzkontrolle verfasst den Re-
visionsbericht. Beides dient der Rechenschaftslegung über die finanziellen Verhält-
nisse. Der Hochschulrat behandelt und berät die Ergebnisse extemer Evaluationen für
einzelne Leistungsbereiche. Weiter übt der Hochschulrat die Aufsichtsfi.rnktion durch
die direkte Kontaktpflege aus (siehe oben). Im Bereich des Qualitätsmanagements be-
schränkt sich die Aufgabe des Hochschulrates auf das Festlegen der Rahmenbedin-
gungen: Er verabschiedet das Qualitätsmanagement-Konzept. Das Rektorat orientiert
den Hochschulrat über die wesentlichen Ergebnisse der intemen Qualitätsevaluation
und über die daraus abgeleiteten Entwicklungsschritte. Dem Hochschulrat kommt kei-
ne unmittelbare Vermittlungsrolle zwischen Pädagogischer Hochschule, Politik und
Öffentlichkeit zu.

Zur Zusammensetzung des Hochschulrates geben die gesetzlichen Grundlagen mr ge-
rade vor, dass ihm die Vorsteherin oder der Vorsteher des Bildungsdepartements als
Präsidentin oder Präsident sowie sechs (in der Übergangsphase bis 2012: acht) weitere
Mitglieder angehören (Gesetz PHSG, Art. 13, Abs. 5). Der Hochschulrat ist wie die
kantonsrätlichen Kommissionen nach einem politischen Verteilschlüssel zusammenge-
setzt. Die Fraktionen haben ein Vorschlagsrecht, die Wahl der Mitglieder erfolgt durch
den Kantonsrat (Legislative). zurzeit sind die SVP mit drei, die cvp, FDp und Sp je
mit zvvei Mitgliedern vertreten. Die Mitglieder vertreten unterschiedliche gesellschaft-
liche Bereiche: Vier Personen sind in der Privatwirtschaft tätig, drei sind beruflich mit
der volksschule verbunden, drei sind zugleich Mitglied des Erziehungsrates.

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen sind keine grundlegenden Veränderungen in der
Funktionsweise des Hochschulrates geplant. Der Hochschulrat selbst hat sich letztmals
2009 mit seiner Amtsführung auseinandergesetzt. Aufgrund dieser Selbstevaluation
wurde beschlossen, dass der Hochschulrat vermehrt in das Auswahlverfahren von un-
befristet angestellten Dozierenden einbezogen werden soll.
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2.2.2 Der Hochschulrat der Pädagogischen Hochschule Zürich (PHZH)
Die Pädagogische Hochschule Zürich entstand 2002 aus den elfbisherigen Institutionen

der Lehrerinnen- und Lehrerbildung. Die PHZH ist Teil der Zürcher Fachhochschule

(ZFH). Laut Fachhochschulgesetz des Kantons Ziirich (FaHG) vom 2. April2007 hat

der Kantonsrat (Legislative) die Oberaufsicht über die Hochschule und beschliesst

die Errichtung, Zusammenlegung oder Schliessung der staatlichen Hochschulen, legt

Standorte fest, beschliesst die Globalbudgets für die Hochschulen und genehmigt die

Wahl des Fachhochschulrates (FaHG,2007, Art.7 , Abs. 2). Der Regierungsrat hat die

allgemeine Aufsicht über die Hochschulen und ist für die Wahl der Fachhochschulmit-
glieder zuständig (FaHG, 2007, Att.8, Abs. 2).

Das oberste Organ der Zurcher Fachhochschule ist der Fachhochschulrat. Er ist für die

strategische Führung der Hochschulen der ZFH6 ntständig. Dies ist ein wesentlicher

Unterschied zum Hochschulrat der PHSG, der alleine für die Pädagogische Hochschule

zuständig ist. Die Aufgaben des Fachhochschulrates sind im Fachhochschulgesetz wie
folgt festgehalten:

Der Fachhochschulrat legt Studienangebote und Stnrkturen der Hochschulen fest . .., beschliesst über die

Berichterstattung an die zustZindigen Bundesbehörden, erlässt die Prüfungs- und Promotionsordnungen,

verabschiedet die Entwicklungs- und Finanzpläne der Hochschulen, entscheidet über die Verwendung der

Rücklagen, genehmigt die Hochschul- rmd Departementsordnungen, genehmigt die Organisationsord-

mrngen von Instituten sowie deren Gründungen und Auflösung, beschiiesst über die Integration von Fach-

bereichen oder Studiengängen ..., wählt die Rektorinnen und Relloren sowie deren Stellvertreterinnen

und Stellvertreter aufeine Amtszeit von vier Jahren, stellt die übrigen Mitglieder der Hochschulleitung an,

verleiht Professorinr:en- und Professorentitel, regelt die kantonalen Zulassungsvoraussetzungen. (FaHG,

2007 , Aft. 10, Abs. 2)

Die Funktion des Fachhochschulrates lässt sich als kritische Begleitung der Hochschu-

len und als Vertretung der öffentlichen Hand umschreiben. So werden Anträge für neue

Studiengänge abgesegnet oder Stmkturentscheide begleitet. Beim Fachhochschulrat

handelt es sich um ein Laiengremium, dessen fachliche und zeitliche Ressourcen nicht
ausreichen, um strategische Konzepte zu entwickeln. Eine Ausnahme stellt ein Papier

für die strategische Ausrichtung der Fachhochschule dar, welches Visionen für die Zu-
kgnft enthält. Die einzelnen Hochschulen müssen auf dieser Grundlage ihre eigenen

strategischen Konzepte vorlegen. Die Entscheide des Fachhochschulrates basieren auf
Anträgen der Hochschulen und des Hochschulamtes. Das Qualitätsmanagement ist

Aufgabe der einzelnen Hochschulen. Die Qualitätsberichte und die Jahresberichte wer-

den dem Fachhochschulrat vorgelegt.

Wichtiges Element der shategischen Führung des Fachhochschulrates ist die Wahl der

Rektoren der einzelnen Hochschulen. Mit der Zerthat sich die Zusammenarbeit zwi-

6 Zv Zircher Fachhochschule gehören in staatlicher Trägerschaft neben der Pädagogischen Hochschule die

Hochschule für Angewandte Wissenschaften und die Hochschule der Ktinste sowie in privater Trägerschaft

und mit berufsbegleitenden Studieng2ingen die Hochschule für Tecbnik und die Hochschule für Wirtschaft

(vgl. http://www.zfh.ch-iueber-uns/organisation.html; Stand: 3 1. Oktober 2010)'
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schen Fachhochschulrat und ReklorinnenlRektoren eingespielt - die Rektoren wissen,
aufgrund welcher Kriterien entschieden wird. Dies führt auch zu einer Qualitätssteige-
rung, daAnhäge an den Fachhochschulrat gut vorbereitet sind.

Neben der Aufgabe des kritischen Begleitens nimmt der Fachhochschulrat auch eine
Vermittlerrolle zwischen Politik (Kantonsrat) und Schulen ein. Durch die Teilnahme an
Sitzungen erhalten die Hochschulräte Einblick ins Tagesgeschäft der Hochschule rxrd
die Möglichkeit, persönliche Gespräche zu führen. Die Funktion der Vertretung der
Öffentlichkeit spielt dabei offensichtlich eine untergeordnete Rolle.

Der Fachhochschulrat hat sieben bis neun (ntrzeit: sieben) Mitglieder, Fachpersonen
aus unterschiedlichen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereichen. Geleitet wird
der Fachhochschulrat von der Bildungsdirektorin des Kantons Zijl/rchs. Während die
Präsidentin einen rechtswissenschaftlichen Hiatergrund mitbringt, sind aus der Wirt-
schaft ein selbstständiger Grafiker mit bildungspolitischen Erfahrungen und ein ehe-
maliges Mitglied einer Konzernleitung aus der Maschinenindustrie vertreten. Je ein
Mitglied stammt aus den Bereichen Wissenschaft und Kunst. Ein weiteres Mitglied
ist Verbandsekretär und Personalchef einer Gewerkschaft. In der Regel hält der Fach-
hochschulrat jährlich zehn Sitzungen ab. Daran nehmen neben den Fachhochschul-
ratsmitgliedem die Rektoren der einzelnen Fachhochschulen, je eine Vertreterin oder
ein Vertreter der Studierenden, der Dozierenden und des übrigen Hochschulpersonals
sowie der Leiter des Hochschulamtes mit beratender Stimme teil.

Die PHZH wird wie die anderen Hochschulen von einem Rektor oder einer Rektorin
geleitet, der bn'r. die über die Zuteilung der Mittel im Rahmen des Globalbudets ent-
scheidet nnd für alleAufgaben zuständig ist, die nicht explizit einem andern Organzu-
definiert sind. Die Hochschulleitung der PHZH setzt sich nnzeit aus dem Reklor oder
der Rektorin, zwei Prorektorinnen oder Prorektoren sowie dem Verwaltungsdirektor
zusammen. Der Fachhochschulrat hat sich so weit bewährt. Für eine weitergehende
strategische Führung wdre ein grösseres Arbeitspensum unumgänglich, das von einem
Laiengremium nicht zu bewältigen wäre. So ist es zum Beispiel unmöglich, sich für die
Vergabe von Professorentiteln in Details einzuarbeiten. Das Hochschulamt übemimmt
in diesem Fall die Triage anhand eines Kriterienrasters. Die strategische Führung ist für
Fachhochschulratsmitglieder nur möglich, wenn einzelne Mitglieder eine Hochschule
besser kennen, die Entscheide sehr gut vorbereitet sind und die operative Führung den
einzelnen Hochschulen überlassen wird.

Aufgrund der vorliegenden Fallstudien lässt sich zusammenfassend sagen, dass dem
Hochschulrat nicht wirklich die Funktion der strategischen Führung zugeschrieben
werden karur. Denn diese Aufgabe ist zum grössten Teil ans Rektorat delegiert. Letzt-
lich werden Konzepte oder Berichte dem Hochschulrat vorgelegt und von diesem ge-
nehmigt oder abgelehnt.Trotz der Tendenz, betriebswirtschaftliche Konzepte des New
Public Managements zu übemehmen, findet die Trennung von strategischer und ope-
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rativer Führung in der Umsetz:ung an den pädagogischen Hochschulen nicht wirklich
Anwendung.

Es scheint, dass die Hochschulräte eherAufsichtsfunktionen wahmehmen. Dem Rekto-
rat der einzelnen pädagogischen Hochschulen kommt durch die übertragenenAufgaben
im Bereich strategischer Führung und Qualitätsmanagement hohe Autonomie zu. Im
Hinblick auf die Rechenschaftspflicht und Legitimationsfrrnktion gegenüber der Öf-
fentlichkeit hat die Aufsichtsfunktion eine wichtige Bedeutung. Es stellt sich aber die

Frage, ob und inwiefern die Laienaufsicht, insbesondere wenn die Besetzung der Hoch-
schulratssitze nicht aufgrund von Expertise, sondern aufgrund von parteipolitischem

Proporz erfolgt, dieser Aufgabe noch gerecht werden kann.

3 Ausblick

Hochschulräte sind auch in der Schweiz und auch im Bereich der pädagogischen Hoch-
schulen sehr unterschiedliche Gremien. Sie unterscheiden sich hinsichtlich Grösse und
Zusammensetzung, demokratischer Legitimation (wer wählt die Hochschulräte?),

Stellung zwischen Hochschulleitung und Hochschul- bzw Bildungsverwaltung und

hinsichtlich ihrer Aufgaben, Funktionen und Entscheidungsbefugnisse. Je nach Aus-
prägung der einzelnen Merkmale ergeben sich sehr unterschiedliche Gremien. Renate

Mayntz hat dies für die deutschen Hochschulräte in der folgendenAussage zusammen-

gefasst: <<university councils have uncertain identities> (Mayntz, 2002,5.27).

Diese Aussage trifft einerseits auf die Hochschulräte im Allgemeinen zu: Nur eine ge-

naue Analyse der Gremienstruktur einer bestimmten Hochschule liesse eine Einschät-

zung ztr, ob ein Hochschulrat eher als Element einer neoliberalen Bildungspolitik und

der Ökonomisierung der Hochschulen oder aber eher als sinnvolles Element einer ver-
waltungsunabhängigen, demokratisch-öffentlichen Legitimation öffentlich finanzierter

Hochschulen interpretiert werden kann. Je nach Ausprägung hat ein Hochschulrat - so

hat die Analyse der Hochschulräte an pädagogischen Hochschulen der deutschspra-

chigen Schweiz gezeigt- lediglich eine Aufsichtsfunktion oder aber er kann zumindest

teilweise die Funktion der strategischen Führung übernehmen. Eine gute und weitrei-
chende strategische Führung scheint aber nur möglich zu sein, wenn normativ sinnvolle

checl<s and balances zwischen Hochschulrat und Hochschulpolitik und -verwaltung

einerseits und Rektorat und akademischer Selbstverwaltung andererseits institutiona-

lisiert werden.

Andererseits ist die Identitätbnr. die genaue Funlction eines Hochschulrates nicht nur

von der Zusammensetzung und Funktionszuordnung abhängig, sondern von konkreten

Akteurskonstellation und imAlltag der Hochschulratsarbeit habituierten Funktionswei-

sen. Ein Blick in die normativen Grundlagen der Hochschulratstätigkeit reicht offen-

sichtlich nicht aus, um das, was in Hochschulräten geschieht, analysieren zu können.
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Dies bedeutet einerseits, dass Analysen die Praxis der Ratstätigkeit mituntersuchen
müssten, andererseits aber auch, dass der Wahl der Hochschulratsmitglieder eine ent-
scheidende Bedeutung zukommt. <Who has the power?> (Tapper, 2007, S. 225ff.) ist
sicher eine Frage, der in der <govemance> von Hochschulen eine zentrale Bedeutung
zukommt. Im Hinblick auf eine demokratische Organisation und Legitimation öffent-
licher Hochschulen scheint aber noch wichtiger zu sein, wie die Macht im Sime von
checlrs and balances zwischen den einzelnen Gremien verteilt ist und dass Machtdele-
gation mit sinnvoller Machtkontrolle einhergeht (Ciblez,1998). Hier ist insbesondere
die Verteilung von Aufgaben und Entscheidungskompetenzen zwischen Bildungspo-
litik (Legislative), Bildungsverwaltung (Exekutive), Hochschulrat, Hochschulleitung
und der akademischen Selbstverwaltung immer wieder auszutarieren. Dies ist einer-
seits eine normative Aufgabe, aber auch eine Aufgabe, die in Details zwischen den
unterschiedlichen Akteuren immer wieder ausgehandelt werden muss.

Mit der Schaffung von Hochschulräten in pädagogischen Hochschulen ist das insti-
tutionalisierte System der ehemaligen Lehrerbildungsinstitutionen von checks and
balances, von Machtdelegation und Machtkontrolle, aus dem Gleichgewicht geraten
und die balance muss erst wieder hergestellt werden. Interessanterweise wissen wir
heute über ein flir die Balance wichtiges Gremium an pädagogischen Hochschulen,
die Hochschulräte, systematisch nur sehr wenig. Es würde sich lohnen, hier empirisch
gesichertes Wissen zu generieren, insbesondere über die Aufgaben und Funktionen von
Hochschulräten, auch im Vergleich zwischen unterschiedlichen Hochschultypen und
insbesondere im Hinblick auf die Klärung von Aufgaben und Funktionen der unter-
schiedlichen Steuerungsgremien.
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Führung einer Hochschule in einer Matrixorganisation
Erfahrungen und Folgerungen

Claudio Zingg

Zusammenfassung Die Pädagogische Hochschule ZiJrt',ch war in ihrer Pionierphase von 2002

bis 2010 in einer Matrixorganisation aufgestellt. Damit eröffrrete sich die Möglichkeit, die Kom-

petenzen des wissenschaftlichen Personals flexibler und breiter zu nutzen. Die Matrixorganisation

kann den Wissensaustausch fürdem und dem wissenschaftlichen Personal vielfültige Karrieren

innerhalb der Organisation eröffnen. Eine Matrixorganisation ist jedoch eine gtosse Herausfor-

derung für die Führungspersonen. Das Funktionieren der Organisation ist noch stärker als sonst

von der klaren Definition der Kompetenzen und der Übemahme der Führungsrollen abhängig.

Schlagworte Hochschulmanagement, Organisationsentwicklung, Pädagogische Hochschulen,

Führung, Lehrerbildung

Management of a university in a matrix organization - experiences and conse-

quences

Abstract In its pioneer phase from 2002to 2010 the Zurich University of Teacher Education

(PH Zürich) was set up in a matrix organization. This opened the potential to use the competenci-

es of the scientific personnel more flexibly and more broadly. The matrix organization promotes

knowledge exchange and opens to the scientific personnel various careers within the organiza-

tion. A matrix organization is however a big challenge in terms of leadership. It depends even

more than other forms of organisation on the clear definition of the leadership role and a strong

role taking ofits leaders.

Kelnrords higher education management, university management, organizational development,

leadership, educational universities, teacher education

Die Pädagogische Hochschule (PH) Zidrrich hat bei ihrer Neugründungt 2002 eine

Matrixorganisation gewählt. Ende 2008 hat die Hochschulleitung der Pädagogischen

Hochschule Zirich entschieden, diese Matrixorganisation zugunsten einer Linienorga-

nisation aufzulösen. Ich möchte diesen auf Herbstsemester 2010 vollzogenen Übergang

zum Anlass nehmen, Erfahrungen und Folgerungen für die Führung einer Hochschule

I Zusammenführung von zehn Institutionen derAus- und Weiterbildung von Lehrkäften im Kanton Zürich:

Seminar für Pädagogische Grundausbildung (2 Abteilungen), Kinderg2irtnerinnen- und Hortnerinnenseminar,

Primarlehrpersonenseminar (2 Abteilungen), Real- und Oberschullehrpersonenseminar, Sekundar- und

Fachlehrpersonenausbildung, Handarbeitslekerinnenseminar, Hauswirtschaftslehrerinnenseminar, Pesta-

lozzianum Z:dri,ch (ohne Sekundarstufe II).
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als Matrixorganisation aus der Perspektive eines der Mitglieder der zweiten Leitungs-
ebene2 festzuhalten.

Nach Pellert ist die Expertenorganisation Hochschule grundsätzlich durch eine Ma-
trixstruktur von Fachlichkeit und Leistungsauftrag der gesamten Hochschule gekenn-
zeiclxtet (vgl. Pellert, 2006a, S. 10, 2006b, S. 48). Die PH Zidlrich wird auch mit der
Neuordmrng 2010 nicht nach Fakultäten, sondem nachAusbildungs-, weiterbildungs-,
Forschungs- und Beratungsdepartementen gegliedert sein. In diesen Departementen
werden die fachlichen Gruppierungen ihre Leistungen erbringen. So wird sich die von
Pellert aufgezeigte Matrixstruktur nicht nur in der Gesamtorganisation, sondem in je-
dem der Departemente zeigen - ob dies nun in einem organigramm ausgewiesen wird
oder nicht.

1 Was ist eine Matrixorganisation?

Matrixorganisationen zeichnen sich durch die gleichberechtigte Aufteilung der Verant-
wortung von Funktionsaufgaben (weq wie) und Produkt- bzw. Projektaufgaben (was,
wann) auf die beiden Ebenen der Matrix aus. Die Matrixleitung hat dabei die Aufgabe,
für den Ausgleich der zl koordinierenden Ma-trixstellen zu sorgen. Allgemein lässt
sich eine Matrixorganisation wie folgt darstellen (vgl. Abb. 1).

ML = Matrixleitung
MS = Matrixstelle
SS = Schnittstelle

Abbildung 1: Matrixorganisation (aus Bühner, 1999, S. 170)

2Yon2002bis2006 leitete ich im Prorektorat Weiterbildung und Beratung das Departement Berufseinführung
und Zusatzqualifikationen und nach der Reorganisation 2006 im Prorektorat Fachbereiche die Abteilung
Entwicklung, Interaktion und Gesundheit. Dies ermöglichte mir Einblick in beide Perspektiven der Matrix.
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Da es in der Matrixorganisation zu einer Überlagerung von Weisungssystemen kommt,

ist die Zuordnung undAbgrenzung von Kornpetenzen zwischen den Matrixstellen von
zentraler Bedeutung (vgl. Bühner, 1999, S. 167 tr.).

Die Matrixorganisation hat das Potenzial zu einer produktiven Organisation, aber auch

zu einer Organisation, in der sich die Matrixstellen gegenseitig blockieren. <Die Ma-

trixorganisation schaft folglich gezielt und bewusst den institutionalisierten Konflikt.
Von solchen Divergenzen wird eine vitalisierende Wirkung für das Gesamtsystem er-

wartet) (Siedenbiedel,200I, S. 24). Dabei geht es nach Siedenbiedel darum, im kri-
tischen Diskurs zwischen den Fachleuten die Entscheidungsqualität zu verbessern.

Voraussetzung ist allerdings eine grosse Kooperationsbereitschaft und vor allem die

Fähigkeit der Führung, den <Dissensdialog> aufrechtzuerhalten und Differenzen zur

Sprache zubringen (vgl. Jarmai, 1996; Laske,2006, S. 1ll).

Damit die Matrix als komplexe Organisationsform sinnvoll ist, müssen nach Bühner

(1999, S. l72f .) dre folgenden Bedingungen erfüllt sein. Sind diese Bedingungen nicht

erfüllt, rät er von einer Matrixorganisation ab:

- Die Lösung von komplexenAufgabenstellungen legitimiert das Bestehen der Orga-

nisation. Eine Zusammenarbeit aus verschiedenen Perspektiven ist zur Problemlö-

sung darum unumgänglich.

- Die Informationsverarbeitungskapazität der Mitarbeitenden zur Behandlung eines

Problems aus unterschiedlichen Perspektiven ist vorhanden.

- Wenn gleichzeitig meh-rere unterschiedliche Ziele mit unterschiedlicher Dauer er-

reicht werden sollen, ermöglicht die gemeinsame optimale Ressourcennutzung die

bestmögliche Erfüllung der Aufgaben.

Die Matrixorganisation an der Pädagogischen Hochschule Zürich
2002 bis 2010

Vor der Fusion funktionierten die zehn Institutionen weitgehend unabhängig voneinan-

der. Die strategische und operative Leitung war fast ausschliesslich bei den einzelnen

Institutionen und deren politischenAufsichtsgremien angesiedelt, wobei die Bildungs-

verwaltung bei wichtigen personellen und finanziellen Entscheiden zentralen Einfluss

hatte. Ein Austausch von Dozierenden zwischen den Institutionen existierte praktisch

nicht. In einer Seminardirektorenkonferenz wurden übergreifende Themen der Ent-

wicklung der Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften zusammen mit der kantonalen

Bildungsverwaltung koordiniert. Im Unterschied zu den meisten anderen Kantonen war

in Ztirich neben derAusbildung der Gymnasial- und Sekundarlehrkräfte auch diejenige

der Primarlehrkräfte als nachmaturitäre dreij?ihrige Ausbildung konzipiert.

Im beschriebenen Zeitraum sind zwei Hauptphasen in der Aufstellung der Pädago-

gischen Hochschule ZiJl*irch als Matrixorganisation unterscheidbar.
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2.1 Phase 1:2002-2006
Fär die Aufstellung der Pädagogischen Hochschule Zäch 2002 entschied man sich
für eine Matrixorganisation (vgl. Abbildung 2). Darnit eröfifrrete sich die Chance, die
unterschiedlichen Ausbildungs- und Weiterbildungskulturen von Beginn weg näher
zrsarnmenzubringen. Die Bereiche des vierfachen Leistungsauftrags (Ausbildung,
Weiterbildung, Forschung und Dienstleistungen) wurde durch die fachliche und per-
sonelle Verknüpfung aufeinander bezogen. Das Personal sollte flexibel einsetzbar sein
und inteme Laufbahnmöglichkeiten sollten eröffrret werden, was gemeinsame Regeln
und Prozesse der Personalentwicklung und des Personalmanagements voraussetzte. Im
Zusammenspiel zwischen transdisziplinärer Sichtweise der Produktdepartemente und
der fachlichen und personellen Perspektive der Abteilungen und deren Fachbereiche
sollten die vier Leistungsbereiche entwickelt und positioniert werden.

Die Departementsleitungen als Produktmanagerinnen und -manager waren verantwort-
lich für die organisatorische und inhaltliche Ausrichtung ihrer Produkte (was, wann).

Abbildung 2: Organigramm Pädagogische Hochschule Zürich 2OO2 (überarbeitet: ohne Departement
Dienstleistungen)
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Führung einer Hochschule in einer Matrixorganisation

Sie waren federführend in der übergreifenden Studiengangsplanung, erteilten Aufträge

für die Studiengangsentwicklung und entschieden z.B. über Schwerpunktsetzungen

zwischen den Ansprüchen der einzelnen Fachlichkeiten. Die fachlich ausgerichteten

Abteilungen (Bildung und Erziehung; Sprachen und Künste; Mensch und Umwelt; Ma-
thematik und Sport) übemahmen das Funktionsmanagement (wer, wie) (vgl. Osterloh,

2003, S. 128). Von den Abteilungen wurde der Personaleinsatz über die Departemente

hinweg koordiniert, in Absprache mit den Departementen Personal eingestellt und im
Auftrag der Departemente wurden neue Produkte entwickelt.

Von Beginn weg war die Funktionalität der Matrixorganisation umstritten. Sie wurde

zur Projektionsfläche für die Nachteile der grossen Organisation und ermöglichte eine

willkommene Aussenattribution, um etwas zu erkldren, was nicht funktionierte - und

es funktionierte zu Beginn vieles nicht, denn zu vieles wurde mit den Mitteln und

Vorgehensweisen der bisherigen Kleinorganisationen zu bewältigen versucht. Die Ma-
trixorganisation mit ihrem zusätzlichen Absprachebedarf war da nicht erleichtemd. Der

Griindungsrektor legte jedoch gegen den Widerstand einer Minderheit der Hochschul-

leitung fest, dass frtihestens 2005 über eine Veränderung der Matrix entschieden werde.

Der Organisationsform sollte eine Chance gegeben werden und die hohe Belastung

durch die Aufbauarbeit nicht zusätzlich erhöht werden.

2.2 Phase 2= 2006-2O10
Ende 2005 entschied die Hochschulleitung, die Organisation auf Sommersemester

2006 anzttpassen, jedoch an der Matrixorganisation festzuhalten. Das Prorektorat

<<Forschung und Innovation> wurde aufgelöst, dafür wurde die Funktionsebene (Abtei-

lungen und Fachbereiche) neu im Prorektorat Fachbereiche organisiert. Damit war die

Matrix auch auf der Ebene der Prorektorate abgebildet (vgl. Abbildung 3).

Nach einer im Jahr 2008 vorgenommenen Analyse der Prozesse in den drei Prorektora-

ten entschied die Hochschulleitung unter dem neuen Rektor, die Matrixorganisation per

1.7 .2010 zugunsten einer Linienorganisation aufzulösen. Die Abteilungen wurden auf-

gelöst. Die Fachbereiche verloren ihre operative Bedeutung und sind mit dem Auftrag
des Wissensmanagements direkt der Hochschulleitung unterstellt. Die Departemente

bleiben weitgehend bestehen3 und übemehmen auch die personelle und fachliche Ver-

antworhrng. Damit ist das wissenschaftliche Personal sowohl personell als auch fach-

lich in der Linie einem Departement unterstellt.

3 Das Departement Beratung und Schulentwicklung wird in ein Zentrum umgewardelt'
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Abbildung 3: Organigramm Pädagogische Hochschule Zürich 2006

3 Erfahrungen aus acht Jahren Matrixorganisation an der pH Zürich

Im Folgenden versuche ich einige Erfahrungen aus acht Jahren Arbeit in einer Ma-
trixorganisation in Bezug auf forderliche und hinderliche Bedingungen darzulegen.
Dabei werden einige ausgewählte Beispiele der organisatorisch-strulturellen Bedin-
gungen, der strategischen Führung, der Produktesteuerung und der Steuerung der Per-
sonalprozesse beleuchtet.

3.1 Organisatorisch-strukturelle Bedingungen
Die Setzung einer Matrixstruktur hat das relativ schnelle Zusammenwachsen der Or-
ganisation PH Zürich begünstigt, denn diese Organisationsform erforderte die Zusam-
menarbeit über die Leistungsbereiche hinweg und untersttitzte damit die Aruräherung
der verschiedenen Kulturen in Aus- und Weiterbildung. Träger des übergreifenden
Fach- und Kulturwissens waren in erster Linie das wissenschaftliche Personal sowie
die Leitungen der Fachbereiche und Abteilungen. In der Matrixorganisation muss die
Führung so installiert sein, dass eine Person über ihre Funktion bei Differenzen in der
Matrix abschliessend entscheiden kann (vgl. Bühner, 1999). Die zenlrale Position der
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Führung einer Hochschule in einer Matrixorganisation

Matrixleitung wurde in Ziirt'rch sowohl bei der Matrixaufstellung 2002 als auch 2006

nicht nach dem Modell der klassischen Matrixorganisation gesetzt. Die ausgleichende

und entscheidende Leitungsposition fiel somit weg, was Aushandlungsprozesse zwi-
schen den Matrixstellen (Departemente, Abteilungen) zusätzlich verlängerte und Vor-
teile der Matrixorganisation zunichtemachte. In der Startaufstellung 2002 standen sich

in der Matrix unter der Leitung des Rektors zudem zwei unterschiedliche Führungse-

benen gegenüber (Prorektorinnen/Prorektoren und Abteilungsleitungen), was zu Hier-
archiekonfl ikten führte.

Bei der zweiten Aufstellung 2006 wurde die Matrixleitung im Grunde dem Rektor zu-

gewiesen, wobei nur die drei Prorektorate als Matrixstellen direkt ihm unterstellt waren

(vgl. Abbildung 3). Da Matrixfragestellungen und -konflikte praktisch immer auf der

operativen zweiten Führungsebene zwischen Departementen und Abteilungen entstan-

den, mussten Entscheide entweder in die Hochschulleitung gebracht werden oder sie

wurden nicht bearbeitet.

Die erwähnten Problemlagen könnten mit einer altemativen Matrixstruktur mit zwei kla-
ren Matrixleitungen mit abschliessender Entscheidungskompetenz in übersichtlicheren
Einheiten reduziert werden (vgl. Abbildung 4). Entscheide der unteren Hierarchieebene

müssten in einer solchen Matrix nicht in die Hochschulleitung getragen werden.
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3.2 Strategische Führung durch die Hochschulleitung
Es ist zwar gelungen, die pädagogischen Hochschulen neben Fachhochschulen und
Universitäten als eigenständigen Hochschultlpus auch in nationalen Gesetzen zLt po-
sitionieren,a doch haben die pädagogischen Hochschulen seit ihrer Gründrurg sehr un-
terschiedliche Wege in der Profilierung als eigenständiger Hochschultypus beschritten.
Die Herausbildung eines eigenständigen Profils der pädagogischen Hochschulen wird
durch den kaum geführten Diskurs über den Zweck der pädagogischen Hochschulen
und deren Unterscheiürng von anderen Hochschulen behindert (vgl. Fomeck,2009,
s.e).

Die Spannung zwischen oft an Modellen universitdrer Hochschulen ausgerichteter wis-
senschaftlicher Ausbildung und dem Auftrag der Berufsausbildung hat als ungelöste
Identitätsfrage viele Matrixkonflikte zwischen Fachlichkeit und Produktesicht belastet.
Während sich der grössere Teil der Departementsleitenden stärker der transdiszipli-
nären beruflichen Fachlichkeit verpflichtet fühlte, orientierten sich Verhetungen der
Fachbereiche stärker an der jeweiligen Wissenschaftsgemeinschaft. Dies flihrte dazu,
dass die Einflussnahme durch die Produktverantwortlichen als <Geführdungspotenzial
der Fachlichkeit einer Bildungsinstitutioru> (B&E, 2008, S. 8) kdtisiert wurde. Diese
Gruppe plädierte für eine stärker aus der Fachlichkeit heraus geführte Hochschule, die
am traditionellen Modell der Hochschule als Kooperationsprojekt bzw. Gelehrtenge-
meinschaft orientiert ist. Dabei soll die Hochschule den Infrastrukturrahmen flir hoch
autonome Fachbereiche bieten (vgl. Nullmeier, 2000, S. 101 f.).

Mit der neuen Aufstellung der PH Zürich 2010 scheint dieser Konflikt definitiv zu-
gnnsten der Produktsicht entschieden nt sein. Damit entwickelt sich die PH Zürich
in Richtung Hochschule als Bildungsagentur, welche Nullmeier (2000, S. 102ff.) wie
folgt beschreibt: <Die Hochschule emanzipiert sich von den Trägern der Wissenschaft
und Lehre, dem Professoriat, und nimmt sie in Dienst für die Erfüllung von zerrtral
definierten Aufgaben in Lehre, Forschrurg und wissenschaftlichem Transfer ... Damit
ist gleichsam die Umkehrung des alten Modells der Hochschule als Gelehrtengemein-
schaft erreicht. Als Hochschule fungieren jene, die gerade nicht Gelehrte sind: Verwal-
ter, Manager ... .>

In vielen Veröffentlichungen zu Hochschulmanagement wird die nicht auf Manage-
mentkompetenzen aufbauende Karrierelogik der Hochschulen als Risikopotenzial
bezeichnet (vgl. z.B. Baier,2006). verstärkt wird dieses Risikopotenzial an pädago-
gischen Hochschulen durch die meist primäre berufliche Sozialisation in einem Um-
feld (Volksschule), welches Führung und Macht kritisch betrachtet und bis vor weni-
gen Jahren stark basisdemokratisch orientiert war. Dies kann zu einem für Experten-/
Expertinnenorganisationen charakteristischen Leitungsdefizit führen (vgl. daz:u z.B.

a Vgl. EntwurfBundesgesetz über die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen
Hochschulbereich (HFKG) und Botschaft des Bundesrates vom 29.5.2009.
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Pellert, 2000b, S. 46). Zudembesteht die Gefahr, dass Mikropolitiks eine zentrale Be-

deutung erlangt (vgl. Neuberger,2}D2, S. 680tr). Innerhalb der Matrix mit vielen Ent-

scheidungsschnittpunkten eröffiren sich damit unzählige ntsätzliche Einflussgrössen,

welche den Entscheidungsprozess immer wieder ins Stocken bringen köruren. Diese

Gefahren hat für die PH Zixrch der Bericht Werren (2009)6 aufgezeigl.

3.3 Produktsteuerung in den Prorektoraten
Die PH-interne Wahrnehmung, dass die Matrixorganisation schlecht funktioniert, wur-
de durch das Fehlen einer der Grösse und Komplexität angemessenen Führungsstruktur
im Prorektorat Ausbildung verstdrkt. Die alten Ausbildungsgänge waren vor 2002 von

sieben Direktorirmen und Direktoren und acht Stellvertretenden bzrv. Schulleitenden

geführt worden. Mit der Fusion wurden diese Leitungsfunktionen auf einen Prorektor

und drei Departementsleitungsstelled reduziert. Verbunden mit der sprunghaften Zu-

nahme der Studierendenzahlen entstand damit im ProrektoratAusbildung eine massive

Überlastung der Departementsleitungen. Das Bemühen um eine schlanke Führungs-

struktur wurde dysfirktional; die nächste firnktionale Fährungsebene (Fachbereichslei-

tungen und Abteilungsleitungen) übernahm die Entscheidungen zur Entwicklung der

Studiengänge. Dadurch entstand eine Abhängigkeit der Departementsleitungen von
den Fachbereichsleitungen, die in die Nähe einer ungleichberechtigten <<unreiferu> Ma-
trix führte (vgl. Btihnea 1999, S. 170f.). Dieses Führungsungleichgewicht wurde 2006

mit der Verdoppelung der Leitungsstellungen bei den Abteilungen akzentuiert.

Die Departementsleitungen dagegen versuchten nach und nach mit dem Einsatz von

Stufenverantwortlichen aus den Fachbereichen einen direkteren Einfluss auf die in-
haltliche Studiengangsentwicklung der Fachbereiche zu erhalten. Damit wurden die

relativ einflussreich gewordenen Fachbereichsleitungen zurückgebunden. Dies führte

wegen der nicht klar deklarierten Positionierung der Stufenverantwortlichen zu einer

Art sanktionierter Mikropolitik, welche teilweise ntDifferenzen und Konflikten zwi-
schen Stufenverantwortlichen und Fachbereichsleitungen führte.

Die DepartementeimProrehorat Weiterbildungund Beratungbzw. Weiterbildung und

Forschung mussten im Fusionsprozess weniger institutionelle Kulturen zusammenfüh-

ren. Es erfolgte mehr ein Passungs- denn ein Fusionsprozess. Die meisten Fachbereiche

wurden bei fachlichen Entwicklungen im Prorektorat Weiterbildring und Forschung

bzw. Weiterbildung und Beratung zu Beginn nur am Rande einbezogen und mussten

5 <Mikropolitik bezeichnet das Arsenal jener alltäglichen ,kleinen' (Mikro-!)Techniken, mit denen Macht

aufgebaut und eingesetzt wird, um den eigenen Handlungsspielraum zu erweitem und sich fremder Kontrolle

zu entziehen> (l.ieuberger,2002, S. 685).
6 Anlass für den Bericht: Der Verwaltungsdirektor der Pädagogischen Hochschule Zürich musste im April

2008 wegen Verdachts der unrechtmässigen Verwendung staatlicher Mittel freigestellt werden.
7 ohne Sekundarstufe II
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sich ihre Position im <Spieb> der Matrix erkämpfen. Im Unterschied nxn Prorektorat
Ausbildung wurden hier auf der dritten Führungsebene gut positionierte Bereichslei-
tungen eingesetzt, welche oft auch die fi.rnktionale Steuerung übemahmen (wer, wie).
Dieses Ungleichgewicht wurde durch die Belastung begtinstigt, welche die Fachbe-
reichsleitungen mit der Führung der Aufbauarbeit im Prorektorat Ausbildung erlebten.
Dies führte so weit, dass einzelne Fachbereichsleitungen noch 2007 von <wir in der
Ausbildunp sprachen und die Weiterbildung, Beratung und Forschung als anderen Teil
der PH Zürich wahrnahmen, der nichts mit ihnen zut.nhat oder haben will. Nach Büh-
ner (1999) könnte man grössere Teile des Prorektorats Weiterbildung und Forschung
wahrscheinlich der Kategorie <<unvollständige Matrixorganisation> zuweisen.

Durch den grossen Personalbedarf des Prorektorats Ausbildung wurde wissenschaft-
liches Personal mit dem Beschäftigungsschwerpunkt in Weiterbildung und Forschung
sehr schnell auch in der Grundausbildung eingesetzt. Dies erleichterte das <<Zusam-
menwachsen> der PH Ziji,ch. Die Möglichkeiten der Mitarbeit in der Weiterbildung,
Beratung und Forschung für Dozierende mit Schwerpunkt Ausbitdung wurde jedoch
erst nach dem ersten Boom der Ausbildung erweitert.

3.4 Steuerung des Personaleinsatzes und der Personalentwicklung
Eine Matrixorganisation an pädagogischen Hochschulen hat vor allem im Personalbe-
reich grosses Potenzial. Im Folgenden werden Personaleinsatz, Wissenstransfer und
Laufbahnentwicklungen als Beispiele erläutert. Die Abteilungen und vor allem die
Fachbereiche und deren Mitglieder bildeten von Beginn weg die inhalttiche Klammer
derAngebote der verschiedenen Departemente. Das vielfliltige Wissen und Können des
wissenschaftlichen Personals aus Grundausbildung, weiterbildung, Beratung und For-
schung wurde dwch die Fusion der ganzen organisation zugänglich gemacht. Damit
wurde die wichtigste Ressource der PH z;iÄch, das im Personal aufgehobene wissen
und Können, potenziert und der Wissenstransfer sichergestellt.

Die inhaltliche Entwicklung der Angebote wurde praktisch durchwegs Gruppen und
nicht Einzelpersonen übertragen. Damit wurde das wissen und Können des wissen-
schaftlichen Personals als wichtigste Ressource einer Hochschule irurert kurzester Zeit
ohne formalisierte Weiterbilftmg in grossem Ausmass erweitert. Zudemhatte das wis-
senschaftliche Personal relativ viele Modelle, wie die Herausforderung der Verbindung
von wissenschaftlicher Fundierung und Praxisausrichtung gemeistert werden kann,
zur Auswahl. Die Notwendigkeit der diskursiven Auseinandersetzung unterstützte den
Kulturwechsel von den Seminarien zur Hochschule.

Die Führung des Personals als Funktionsaufgabe in einer Matrixorganisation erlaubt es,
Schwankungen beim Einsatz in den Studiengängen oder bei vorübergehenden grossen
Dienstleistungsaufträgen besser aufzufangen. Dafür zwei Beispiele:
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Zu Beginn startete die PH Zürich jedes Semester auf allen Stufen der Grundausbildung

neue Studiengänge. Seit Herbst 2007 begirmen die Studiengänge nur noch jährlich.

Dies brachte zwar für die Studiengangsorganisation eine Vereinfachung, der Personal-

einsatz unterliegt nunjedoch in den einzelnen Fachrichtungen zwischen den Semestern

grossen Schwankungen. Oft ist dies nur durch eine Verbreiterung des Einsatzfeldes

in der PH Ziiich oder des fachlichen Portfolios des wissenschaftlichen Personals zu

erreichen. Diese Aufgabe übemahmen die Abteilungen.

Die schulintemen Weiterbildungen im Rahmen des Projekts <<Umsetzung neues Volks-

schulgesetz des Kantons Züirch>> (vgl. Bildungsdirektion, 2007) generieden einen

mehrere Jahre dauemden Grossauftrag, der ohne eine funktionierende Matrix nicht zu

leisten gewesen wdre. Nur dank dem Zusammenspiel in der Matrix und vor allem dem

grossen Einsatz von wissenschaftlichem Personal, das vorher zu einem rechten Teil nur
in der Grundausbildung tätig war, konnten die Auftragsspitzen bewältigt werden.

Mit dem Start der PH Zürich hatte das ganze wissenschaftliche Personal die Chance,

sich in der neuen Organisation neu zu positionieren. Die Arbeitsmöglichkeiten wurden

durch die Matrixorganisation potenziell für alle Leistungsbereiche und Stufenausbil-

dungen geöffiret. Für den gtössten Teil des wissenschaftlichen Personals bedeutete dies

eine Erweiterung des Portfolios, die Chance einer abwechslungsreichen intemen Be-

rufslaufbahn und damit eine vielfültigere Arbeitssituation. Diese Möglichkeiten ww-
den auch wahrgenommen: Etwa 70oÄ des wissenschaftlichen Personals (270 Personen)

arbeiteten 2008 gleichzeitig im ProrektoratAusbildung und in einem der Departemente

im Prorektorat Weiterbildung und Forschung. Zudem arbeiteten innerhalb des Prorek-

torats Ausbildung etwa 60% (lS5 Personen) für mehr als ein Departement.8

Der interne Arbeitsmarkt war vor allem für hoch qualifiziertes wissenschaftliches Per-

sonal ein Artreiz, an der PH Zürich zu bleiben und Angebote anderer Hochschulen

auszuschlagen. Dies führte aber auch zu einem <<Schlaraffenlandeffekt>>: Viele Dozie-

rende mussten mit dem Zielkonflikt der Selbstwertsteigerung durch hohe Nachfrage
gnd latenter Überforderung durch zu viele Aufträge zurechtkommen. Die Abteilungs-

leitungen hatten die Aufgabe, das wissenschaftliche Personal in seiner beruflichen Pla-

nung zu beraten und zu unterstützen und das Wohl der gesamten Organisation imAuge

zu behalten. Dies brachte die Abteilungsleitungen, die als Schiedsrichter im internen

<war for talents>> auftraten, unweigerlich in einen Gegensatz zu den Produktverant-

wortlichen. Von den Departementsleitungen wurde die Möglichkeit der beruflichen

Veränderung innerhalb der Organisation nämlich nicht immer geschätzt. Sie hatten

einiges in die Entwicklung von Produkten und damit ebenfalls in das Wissen von Per-

sonen investiert. Eine Matrixorganisation setzt deshalb Transferregeln sowohl für das

Verlassen als auch das Hineinkommen in einen Leistungsbereich vor allem bei grös-

seren Pensen notwendig voraus. Da in der neu installierten Linienorganisation der Ein-

8 Stand 3.7.2008
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satz über die Leistungsbereiche hinweg erhalten werden soll, werden Transferregeln in
Zukunft noch wichtiger. Für die Organisation als Ganzes waren solche Transfers und
der bisherige Wissens- und Könnensaufbau meist ein Gewinn.

Im offenen, aber relativ gesichertenArbeitsmarftt der PH zinchgab und gibt es immer
auch Personal, das schwer vermittelbar war bzw. sein wird. Die Matrixorganisation
erlaubte es den Departementsleitungen, diese undankbare Aufgabe den Abteilungslei-
tungen zu delegieren. Das Bemühen um das Femhalten von leistungsschwachem Per-
sonal aus den Produkten führte zu einem weiteren Spannungsfeld in der Matrix. Die
immer wieder neuen Vorgesetzten in den Matrixstellen erschwerten zudem den ohnehin
schwierigen Tremungsprozess von ungenügenden Mitarbeitenden.

3.5 Das Zusammenspiel an der Matrixschnittstelle
Eine Matrixorganisation lebt von der Qualität der gemeinsamen Entscheidungen an den
Schnittstellen und damit vom Zusammenspiel der Führungspersonen. Dieses zusam-
menspiel war von Anfan g an totz grosser gegenseitiger W'erts chätztttglabil und immer
wieder gefülrdet durch ungeklärte Zuständigkeiten. Das klassische gleichberechtigte
Aushandeln von Entscheiden an der Matrixschnittstelle musste vor dem Hintergrund
einer Organisation erfolgen, deren formelle und informelle Regeln neu entwickelt wer-
den mussten. So waren die Absprachen immer überlagert von Aushandlungsprozessen
bezüglich Regeln und Kultur, was die Effizienz und Effektivitat des Systems reduzierte.
Ohne ein relativ grosses Mass an Respekt und Vertrauen wären sehr schnell massive
Konflikte aufgebrochen. Dies vor allem auch, weil in der Organisation keine klare Ma-
trixleitung bezeichnet wurde (vgl. Abschnitt 3.1).

Es muss rückblickend als grosse Qualität gesehen werden, dass trotz gegensätzlicher
Positionen lange Zeit die gegenseitige Wertschätzung der geleisteten Arbeit beim Auf-
bau der PH Zürich sehr hoch war und auf der zweiten Führungsebene (Departements-
leitungen, Abteilungen) relativ wenig offene Konflikte entstanden.

Die Hochschulleitung verzichtete nach der Pionierphase darauf, bei der ersten Reor-
ganisation 2006 die Kompetenzen in der Matrix klar ztt regeln. Vorschläge für eine
Regelnng lagen zwn vor und gingen in die Richtung einer <<reiferu> statt einer gleich-
berechtigten Matrixorganisation (Bähner, 1999): klare Zuweisung von Entscheidungs-
vorrechten in der Matrix. Solche Entwicklungen sind in Mahixorganisationen häufig
aazutreffen (vgl. osterloh, 2003,s. I 28). Insgesamt blieb aber das problem der Matrix-
leitung auch für die zweite Phase nach 2006 bestehen.

4 Einige Folgerungen

Zu den Stärken der Matrixorganisation der PH Zimchgehörten aus der Sicht der Orga-
nisation die Erleichterung des kulturellen Zusammenwachsens nach der Fusion, die gute
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Nutzung der personellen und fachlichen Ressourcen und der damit verbundene Ausbau

und Erhalt von Wissen in der Gesamtorganisation. Für die einzelnen Dozierenden war
die Möglichkeit zu intemen Laufbahnen sehr attraktiv.

Die fehlende Funktion der Matrixleitung, Zurückhaltung in der Wahrnehmung der

Führungsverantwortung, ungeklärte Verantwortlichkeiten und ungeklärte Identität als

Hochschule gehörten zu den wichtigsten Schwächen der an der PH ZiJirich gelebten

Matrixorganisation. Allein mit der Einführung einer neuen Organisationsform lassen

sich diese Schwächen nicht beheben. In der Matrixorganisation wurden die erwähnten

Schwächen jedoch akzentuiert und führten zur Lähmung der Organisation.

Betrachtet man die von Bühner (1999, S. 172f.) formulierten drei Anwendungsbedin-

gungen einer Matrix, darur kann festgestellt werden, dass an der PH Zäch zwei Be-

dingungen erfüllt waren:

- Sowohl die Perspektive der Fachlichkeit als auch die Perspektive des Produktma-

nagements sind für die Problemlösungen notwendig.

- Die gemeinsame optimale personelle Ressourcennutzung bei Aufgaben mit unter-

schiedlichen Zielen und bei unterschiedlicher Dauer erleichtert die Auftragserfül-
lung.

Eine wichtige Bedingung war jedoch offensichtlich nicht erfüllt:

- Die Informationsverarbeitungskapazität der Mitarbeitenden auf allen Ebenen, vor
allem auch auf der Führungsebene, reichte für die Problemlösung in einer Ma-

trixorganisation offenbar nicht aus.

Zudem haben sich alle sechs von Btihner (1999, S. 173) aufgeführten Gefahren von

Matrixorganisationen an der PH Zürich gezeigt'. Probleme hinausschieben, <faule>

Kompromisse, Umdefinition von Sachkonflikten zu persönlichen Konflikten, Überlas-

tung der Leitung, Innengerichtetheit und steigende Koordinationskosten.

Für ein möglichst gutes Funktionieren einer Matrixorganisation an Hochschulen sind

aus meiner Sicht dies wichtige Erfolgsbedingungen:
1. geklärte Matrixleitung mit klaren Kompetenzen;
2. Fähigkeit und Wille der Führung, den Dissensdialog aufrechtzuerhalten und in der

Matrixleitung zu entscheiden;

3. geklärte Führungs- und Entscheidungsfunktionen in den Matrixstellen und der an-

gegliederten Verwaltung bezüglich Aufgaben, Verantwortungen und Kompetenzen

bei der inhaltlichen, finanziellen, infrastmkturellen und personellen Führung;

4. kommunizierbare Grundlagen des Personalmanagements und der Personalentwick-

lung inklusive klarer Regeln für den Transfer des wissenschaftlichen Personals in-

nerhalb der Organisation;
5. funktionierende Qualitätskontrolle durch die nächsthöhere Führungsebene;

6. räumliche Nähe, Sichtbarkeit und Erreichbarkeit von Führungspersonen;
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7. gegenseitiger Respekt und Vertrauen der beteiligten Führungspersonen;
8. hohes Commitment der Mitglieder der Hochschulleitung zur Matrixorganisation

und ihren Regeln.

Fär Hochschulen gibt es sicher nicht die gute Organisationsform, wie es auch nicht
die gate Führung einer Hochschule gibt (vgl. Neuberger,2002). Mahixorganisationen
sind zudem in der Führung sehr anspruchsvoll. Für eine Hochschule, welche wie die
PH Ztirich eine stark produktorientierte und interdisziplinäre Ausrichtung hat, ist eine
Matrixorganisation mit der Fachlichkeit als zweiter Matrixstelle jedoch Garant für eine
Balance zwischen den Ansprüchen von Produkrverantwortlichen und den der Wissen-
schaft und Forschung verpflichteten fachlichen Gruppierungen. Mit dem Entscheid,
die Fachlichkeit in der neuen Organisation ab 2010 wieder in viele Teilbereiche auf-
zuteilen und weitgehend von den Produktenher nt steuem, ist ein Entscheid Richtung
Fachhochschule erfolgt. Dies ist aus meiner Sicht nicht falsch, geht in der Relativierung
der Fachlichkeit jedoch zu weit und geftihrdet damit die wichtigste Ressource der PH
Zijrj.ch.

Trotz allem bin ich der Meinung, dass eine gut geleitete und gut aufgestellte Ma-
trixorganisation (vgl. das Beispiel in Abbildung 4) für die Erfüllung des Leistungs-
auftrags einer Pädagogischen Hochschule eine gute Organisationsform ist. Nicht die
Matrix war an der PH Zijrich das Problem, sondem deren unzureichende umsetzung.
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Zur Einführung des Beitrags von Hans Zbinden

Die Gründung der pädagogischen Hochschulen hat die Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung im Verlaufe der letzten 15 Jalre massgeblich verändert. Die politische Steuerung
und die Führung von pädagogischen Hochschulen setzen andere Rahmenbedingungen,
andere Strukturen und andere Prozesse voraus, als dies noch in den l99Oer-Jahren für
die meist übersichtlichen Seminare und andere Ausbildungsinstitutionen notwendig
war. Pädagogische Hochschulen werden formal als Fachhochschulen definiert. Wir
haben deshalb Dr. Hans Zbinden, Präsident der eidgenössischen Fachhochschulkom-
mission und als ehemaliger Aargauer Nationalrat Auslöser des Prozesses, der zur neuen
Bildungsverfassung geführt hat, um einen Ausblick gebeten. Entstanden ist ein Essay,
der die Weiterentwicklung pädagogischer Hochschulen in den Kontext sich weiterent-
wickelnder Schulen stellt und davon ausgeht, dass die Reform der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung bei Weitem nicht abgeschlossen ist. Der Essay möge das Nachdenken
über die Zukunft der pädagogischen Hochschulen anregen.

Lucien Criblez, Christina Huber, Lukas Lehmann

Schulen, Lehrkräfte und Pädagogische Hochschulen unter
Druck notwendige Suchbewegungen - ein essayistisches
Nachwort

Hans Zbinden

Im folgenden Beitrag geht es um die Wahmehmung und die Analyse der Signale, die
in letzter zeit von den Schulen selbst, vom Lehrpersonal, von ihren Aus- und weiter-
bildungsinstitutionen sowie von den Lehrpersonal-Märkten an Politik, Wissenschaft
und Medien gesendet werden, und die daraus abzuleitenden Folgerungen. Das schwei-
zerische Bildungswesen, insbesondere die Volksschule und mit ihr das Lehrpersonal,
ist durch die zahlreichen Reformen und die knappen Mittel noch stärker als bisher
auf den Prüfstand der Öffentlichkeit gehoben worden. Diese Symptome der verunsi-
cherung und des Ressourcenmangels können - wie oft bei gesellschaftlich-wirtschaft-
lichen Herausforderungen - grundsätzlich aufzwei unterschiedliche Arten interpretiert
werden: Entweder handelt es sich um Erscheinungen oberflächlicher, kurzfristiger oder
konjunktureller Art, die grundsätzlich das Wesen des Ganzen nicht infrage stellen. Sie
erheischen schnelle Antworten durch Sofortmassnahmen und Kompensationen. Oder
es handelt sich um tiefer greifende und wesentliche Probleme, die das bisherige prak-
tizierte Modell grundsätzlich zur Disposition stellen und entsprechend seine mögliche
Weiterentwicklung und Zukunft sperspektive thematisieren.
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Ich vertrete im Folgenden die zweite Interpretation. Werrn es zutrift, dass das Schul-

wesen vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Wandels mit tief greifenden Ver-
änderungen konfrontiert ist, dann bleibt auch das Personal der Schulen davon nicht
verschont. Ich zeichne zunächst in wenigen groben Federstrichen einige zentrale Ver-

änderungen der Schule vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Wandels nach, skiz-
ziere anschliessend <Bilden der möglichen Zukunft von Institutionen und Personal-

gruppen des Bildungswesens und zeige abschliessend auf, dass zwar mit einer Reform
der Lehrerinnen- und Lehrerbildung aufdie Umbrüche und Verunsicherungen reagiert
worden ist, dass diese Reformen aber noch wesentlich weiter gehen körrnten.

1 lnventardergesellschaftlichen Herausforderungen

Ich beginne mit einer allgemeinen Situations- und Tendenzbeschreibung von Gesell-
schaft und Bildungswesen. Der unaufhaltsame Aufstieg der Bildung auf den politischen

Agenden und in den Parteiprograrnmen der letzten Jahre in der Schweiz weist darauf
hin: Die Zeiten einer von der Gemeinschaft getragenen, firnktional auf Kemaufgaben
fokussierten undinZielund Zweck unumstrittenen Volksschule sind vorbei. Damit ge-

raten direkt und indirekt die Lehrerschaft mit ihrenAufgaben und Kompetenzen sowie
die vorbereitenden Ausbildungsinstitutionen ins Kreuzfeuer einer zunehmend parzel-

lierten, uneinigen und widersprüchlichen Öffentlichkeit.

1.1 Gesellschaftliche Veränderungen und deren Folgen für Bildungsinsti-
tutionen

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit und im Bewusstsein, dass eine solche Kurzdarstel-
lnng letztlich nt l<ttrz greift, will ich als Ausgangspunkt auf einige gesellschaftliche

Herausforderungen aufrnerksam machen, mit denen Schulen aller Stufen konfrontiert
sind.

Die Anpassungs- und Entwicklungsleistungen infolge des global geführten und ver-

schärften Wettbewerbs zw"ischen den regionalen und nationalen Standorten mit Bil-
dungsambitionen überfordem immer mehr unser nach wie vor binnenorientiertes und
traditionsbewusstes Schulwesen. Dazu kommen des Weiteren seine zunehmende Aus-
richtung auf die Bedürfirisse einer innovations- und leistungsorientierten Ökonomie,
der Wandel der Werte in der Gesellschaft und ein verstärkter Pluralismus der Kulturen,
Sprachen, Ethnien, Religionen und Lebensumstände.

Verschiedenste Institutionen und Interessengruppen artikulieren sich gegenüber dem

Bildungswesen und insbesondere gegenüber der nach wie vor gemeinwesenorien-

tierten Volksschule. Wachsende Reformvielfalt und beschleunigte Reformkadenz sind
die Antworten der Politik darauf. Die davon betroffenen Hauptträger der Schule, die

Schüler und Schülerinnen, die Lehrpersonen und die Schulleitungen, sehen sich so in
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ihrem Alltag mit Anpassungsforderungen konfrontiert, die sie neben ihrer täglichen
Kernarbeit schlicht nichtzu leisten imstande sind. Ihre traditionell gewachsene organi-
satorische Kultur, ihre breite Einbethrng in die örtliche oder regionale Öffentlichkeit,
ihre komplizierte demokratische Steuerung und schliesslich ihre ständige und ausrei-
chende Versorgung mit qualifiziertem und entwicklungsoffenen Personal durch praxis-
nahe pädagogische Hochschulen setzt im grossen Ganzen ein Reformpotenzialvoraus,
das so nicht vorhanden ist.

Die wachsende Komplexität der Bildungsinstitutionen auf allen Bildirngsebenen und
in allen Bildungsbereichen erschwert die Übersicht, Zusammenarbeit, Steuerbarkeit
und Überprüfbarkeit des ganzen Bildungswesens und verlangt auf allen Ebenen zu-
sätzlichen Informations- und Koordinationsaufivand, der dann oft von den Betroffenen
kaum nachvollziehbar und durchschaubar als sinnloser bürokratischer Aufuand wahr-
genommen wird.

In einem unübersichtlichen und sich rasend schnell modernisierenden gesellschaftlich-
kulturellen Umfeld sind die dabei leitenden Ziele, Werte und Akteure flir wachsende
Kreise der Öffentlichkeit nicht mehr erschliessbar und erkennbar. Die damit verbun-
denen ständigen Umbrüche, Irritationen und Verunsicherungen schaffen nicht nur ei-
nen Nährboden für populistische Ideen. Sie drängen die Schule auch unfreiwillig und
zusehends in eine symbolische Stellvertretungsfrmktion: Auf sie richtet sich das öf-
fentliche Brennglas, in dem sich alle die partikularen und privaten Weltentwürfe und
Interessenkundgebungen sammeln. Die Schule wird zur Projektionswelt und erführt
dabei eine massive emotionale und gesellschaftliche Bedeutungsaufladung. Sie sieht
sich als Adressatin von politisch-gesellschaftlichen, elterlichen und wirtschaftlichen
Leistungs- und Rechtfertigungsansprüchen in der Wissensgesellschaft, deren Interes-
senvertreter in weiten Teilen mit ihr direkt gar nichts zu tun haben.

Die für Lehrerinnen und Lehrer im Alltag persönlich erfahrbaren Folgen dieses <Bil-
dungsmolochs> sind um sich greifende Orientierungsschwierigkeiten, Motivations-
und Attraktivitätsverluste, persönliche Identifizierungsschwierigkeiten, berufliche Er-
schöpfungszustände, innere Emigrationen und schliesslich Abwanderungsbereitschaft .

Konkret und situativ kann sich dieser breite unmut in einem - wie zum Beispiel im
Kanton Basel-Landschaft fast geschehen - kollektiven Aufruf zur Reformblockierung
Luft machen. Kein Wunder denn, werur diese Kette von Unsicherheiten, Erschwer-
nissen und Problemen schwer auf der Personalplanwrg der Kantone, Gemeinden und
Schulen lastet, und nichtzuletzt die entsprechenden Berufsaus- und -weiterbildungsbil-
dungskonzeptionen an den pädagogischen Hochschulen unter Druck geraten.

Bei aller Empathie und Sympathie flir Schule und Lehrerschaft stellt sich vor dem
Hintergrund dieses groben Inventars an Herausfordenrngen für die Schule die Frage,
ob die an den schulöflentlichen Veranstaltungen für das Malaise verantwortlich ge-
machte Schulbürokratie und der <Reformwahn> vom Himmel gefallen und eine Art
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Selbsterfindung des Bildungswesens sind. Oder ob diese Entwicklungen nicht selbst

nur indirekte Folge von gesellschaftspolitisch-wirtschaftlichen Zielen und Strategien

sowie eindimensionalen Modernisierungslogiken sind, die einmal grundsätzlich von
den Bildungsverantwortlichen, Bildungsinteressierten und Bildungsbetroffenen - un-
verkürzt und differenziert - analysiert, offengelegt, politisch artikuliert und diskutiert
werden müssten - in diesem Falle vor allem von den Schul-, Lehrer- und Lehrerausbil-
dungskreisen in den politisch-öffentlichen Foren.

1.2 Geschichte als Schlüssel zur Zukunft
Die Suche nach Lösungen vor dem Hintergrund dieses schwer durchschaubaren und
komplizierten Rahmeninventars kann nur gelingen, wenn man sich der Geschichte

bewusst ist, in deren Verlauf die Volksschule und mit ihr die Lehrlaäfte ihre öffent-
liche Bedeutung, ihren Status, ihre Wertschätnngund ihre entsprechende Honorierung

erreicht haben - bis heute notabene im Sinne eines historisch-gesellschaftlich verlie-
henen Bonus, der oft ihnen selbst und auch der massgeblichen Politik nicht bewusst ist.
Den im Vergleich zum Ausland bisweilen hoch erscheinenden Lohn verdanken unsere

Lehrkräfte einer staatspolitischen Leistung im 19. Jahrhundert. Für die freisinnigen
Bundesstaatsgrtinder von damals waren die Lehrkräfte verlässliche und treue Stützen

in den harten politischen Auseinandersetzungen um ein neues, das alte Staatenbund-

modell überwindende Bundes- und Nationalstaatsmodell. Diese staatsbürgerliche

Loyalitätsleistung ausserhalb der Schulzimmer und Schulhäuser wird der Lehrerschaft

bis heute hoch angerechnet, auch wenn dies mittlerweile von vielen längst vergessen

wurde. Bei allen Skizzen und Erwägungen um ein zeitgemässes und zukunftsf?ihiges

Rollenmodell und Selbstverständnis für die Lehrlaäfte geht es deshalb immer auch dar-

um, die staatspolitisch-gesellschaftliche Unverzichtbarkeit des Lehrerstandes für die

Zukunft unseres nationalen Gemeinwesens plausibel zu machen - notabene eine nicht
leichte Perspektivaufgabe !

1.3 Ein Auge für den stillen Wandel
Ein namhafter Teil des täglichen Wandels, der auch das Bildungswesen - und damit die

Schulen und die Lehrkräfte - betrifft, vollzieht sich nicht in offensichtlichen, lauten und

sichtbaren Umbrüchen. Und meist trägt er auch nicht den sichtbaren Mantel von öffent-
lich deklarierten Reformen. Er geschieht vielmehr in beinahe unmerklichen, <homöo-

patischen> Wandlungs- und Entwicklungsdosierungen, die deswegen auch sprachlich
und terminologisch schwer zu fassen und politisch auszudräcken sind. Beispiele da-

flir sind der aktuelle gesellschaftlich-kulturelle Wertewandel von materiellen zu mehr

immateriellen Gütern, Sicherheiten und Lebensqualitäten und die damit zusammen-

hängenden Veränderungen von Überzeugungen, Haltungen, Einstellungen und Stilen

von einzelnen Menschen, ganzen Gruppen oder Sozietäten, aber auch die schleichende

ökonomisierung und Kommerzialisierung des Bildungswesens durch die flächende-

ckende Übemahme von betriebs- und volkswirtschaftlichen Begriffen, Argumentati-

onsfiguren, Denloveisen, organisatorischen, kontrollierenden und qualitätssichernden

Konzepten, Kulturen und Führungsstilen, die - oft zu bedenkenlos - in den Schulalltag
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transferiert werden. Mehr Sirur oder einAuge für diese stillen Alltagsrevolutionen kann
letztlich nur durch eine differenzierte und sensibilisierte Bildung und Ausbildung der
im Schul- und Bildungswesen tätigen Personen vermittelt werden. Auch ein ständiger
und gemeinsamer Diskurs über den beruflichen Alltag, seine Verändenrngen und sein
Umfeld kann diese Sensibiliät für schleichende Veränderungsprozesse schärfen.

1.4 Unterscheidung zwischen formaler und nonformale[ informeller Bil-
dung

Bildung als systematisch organisierter Kompetenzerwerb im Hinblick auf eine auto-
nome und ganzheitliche Lebensführung in allen Lebensbereichen wird nicht nur im
Rahmen institutioneller Bildungsangebote in allgemeinen und berufsbildenden Schu-
len erworben. An verschiedenen Orten in Alltag und Lebenshorizont von Kindem und
Jugendlichen ereignen sich informelle Bildungsprozesse, bei denen im Rahmen des
ausserschulischen Alltags Kompetenzen personaler, fachlicher, sozialer und metho-
discherArt erworben werden können. Vomehmlich in der Familie, in Freizeit-, Förder-
und Sportorganisationen, in den Medien, im Internet, in Werbeumfeldern, im Rahmen
kommerzieller Anlässe, durch Mode, Styling und Marketing werden ausserschulisch
grosse Bildungsanstrengungen unternommen. Mit diesem erweiterten Bildungsver-
ständnis karur sich deshalb Bildungsforderung nicht nur auf eine Optimierung der Bil-
dungsinstitutionen - vorab der Schulen mit ihrer Birurenlogik - beschränken. Denn
rund um die Uhr und das Leben bewegen sich Kinder und Jugendliche auch in diesen
Beeinflussungs-, Lem- und Sozialisationsbereichen. Es gibt Schätzungen, dass der in-
formelle Bildungsbereich heute täglich mehr als die Hälfte der Bildungsaufrnerksam-
keit der Kjnder und Jugendlichen für sich in Anspruch nimmt und Wirtschaft, Medien
und Öffentlichkeit dafür grosse Summen ausgeben. In diesem Sinne hat der Deutsche
Bildungsbericht seit 2004 die informelle Bildung berücksichtigt, wobei auch die zu-
nehmenden Interdependenzen zwischen formaler und informeller Bildung in den Blick
genommen werden. In der Schweiz findet eine solche gesamtheitliche Bildungsbe-
trachtung noch wenig Beachtung.

2 Zukunftssuche: unterschiedliche Tiefenschürfungen und perspekti-
ven

Um den in der Gegenwart beschleunigten sbrrkturellen Wandel zu ernessen, braucht
es stets den Blick in die Vergangenheit. Aus der dadurch erkennbaren Entwicklungs-
differenz zu heute wird es für uns zumindest teilweise möglich, die sich punkruelt und
in unvollständigen Konturen abzeichnende Zukunft zu erfassen. Aus diesen vagen Ele-
menten konstruieren wir dann ein vollständigeres Bild der Zukunft.

Je nach wahrnehmung, Analyse und Einschätzung der Schul- und Lehrkräftekrise im
Umfeld der gesamtgesellschaftlich-kulturellen Weiterentwicklung ergeben sich mehr
oder weniger tief greifende Erörterungen, strategien, Eingritre und Massnahmen als
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Antworten auf die Herausforderungen - strukturell, organisatorisch und personell auf
verschiedenen Ebenen und in unterschiedlichen Bereichen. Darunter fallen Massnah-

men im Sinne von <oberflächenbezogenen) Personaloptimierungen, die schon früher
bei Lehrkräftemangel zurAnwendung gelangten, so etwa:

- zwischen den Kantonen und Gemeinden werden Lehrkräfte abgeworben;

- Rekrutierung von Quereinsteigerinnen und Quereinsteigem in den Lehrer- und Leh-
rerinnenberuf;

- Pensionierte werden in die Berufstätigkeit zurückgeholt;

- Anspruchsreduktion: Primarlehrkräfte unterrichten auf höheren Stufen;

- ausländische Lehrkräfte aus Nachbarstaaten werden in die Schweiz geholt.

Damit soll die für die nächsten Jahre prognostizierte Differenz zwischen dem schweiz-
weit jährlichen Bedarf an neu eintretenden Volksschullehrkräften von rund 5'000 und
den 2008 eintretenden 2'600 Studierenden in die l3 pädagogischen Hochschulen kom-
pensiert werden.

Allerdings scheint mir ein Bildungsumbau im Gang zu sein, der mit <oberflächenbezo-
genen) Personaloptimierungen nicht wirklich zu bearbeiten ist, sondem eher mit einer
Neukonstmktion der Schule. Diesem Entwicklungspfad möchte ich mich besonders

widmen, weil er sich grundsätzlich und vorausschauend mit der möglichen Zukunft der
heutigen Schulen in der Wissensgesellschaft befasst. Schulen der Zukunft interpretiere
ich grundsätzlich als Bildungsknoten in einem Sicherheits-, Stabilisierungs- und Orien-
tierungsnetzwerk. Was bedeutet das? Im folgenden, erst skizzenadig dargestellten Mo-
dell einer neudefinierten und erweiterten schulähnlichen Bildungsinstitution würde das

bestehende und sich ständig weiterentwickelnde Netzwerk von gesellschaftlich-kul-
turellen Orten der formalen und informellen Bildung in einem Bildungslcnotenpunh
zusalnmengehalten und integriert.

Die in einer solchen Schule arbeitenden Lehrpersonen hätten für Bildungsinteressierte
in verschiedenen Entwicklungsphasen folgende Hauptfunktionen:
- Eine Orientierungsfunktion: Sie würden den Kindern und Jugendlichen in ihrer

Neugierde und in ihrem Interesse helfen, sich im riesigen Kosmos des Wissbaren
und Verstehbaren zu orientieren, mit Hilfe von Landkarten des mehr oder weni-
ger Bedeutenden einen Sinn für Proportionen zu entwickeln und Verständnis für
Genauigkeit und Ganzheit zu finden. Diesem Wissen und Verstehen aber muss zu-

sätzlich eine Folie unterlegt werden, die man Aufklärung nennen könnte. Denn all
das orientierende Wissen ist hergestellt worden und hat seine Grenzen. Es muss mit
Argumenten und Herleitungen begrtindet werden - im Sinne eines Wissens zwei-
ter Ordnung der aufgeklcirt-lcritischen Art. In diesem Sinn werden Lehrpersonen zu

Lotsen und Navigatoren fi ir Bildungsinteressierte.

- Eine medirir-integrierende Funktion, in der die Elemente der formalen und infor-
mellen Bildung persönlichkeits- und gemeinschaftsbezogen integriert werden.

- Eine wertvermittelnde Fundion: Durch das Kennenlemen von und das Interesse
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am andem und Fremden entsteht ein Sinn für die Differenz und den Reichtum der
Vielfalt. Mit einher geht die Entwicklung des Einfühlungsvermögens in andere Per-
spektiven und Lebensumstände. Sie dient wiederum einer Sensibilität für die ver-
schiedensten Formen der Beeinträchtigung und Unterdrtickung.

- Auch weiterhin ist eine Unterrichtsfunktion im Sirure von Anlässen in der Form von
Kontakt- und Selbststudien sowie Lernberatungen notwendig.

- Eine persönlichkeitsbildende bildungsbiografische FunT<Iion: Die Begleitung der
Schülerinnen- und Schülergruppen an den verschiedenen Bildungsorten der forma-
len und informellen Bildung und die gemeinsame Reflexion der damit verbundenen
Erfahrungen und Erlebnisse dient der Persönlichkeitsentwicklung der Bildungsin-
teressierten, bei der alleAspekte der Person in ihrer sozialen Einbettung - auf einem
Grundvertrauen aufbauend - als Ganzes eine personale Identität ermöglichen.

3 Zur Zukunft der pädagogischen Hochschulen

Nicht nur die Schulen sind durch die Umbrüche und Reformen verunsichert, sondem
auch die Lehrerinnen- und Lehrerbildung hat mit der Einführung der pädagogischen
Hochschulen einen weiteren institutionellen Wandel vollzogen. Trotzdem bin ich der
Meimrng, dass die Reformen in vielen Bereichen nicht hinreichend gewesen sind. Ich
formuliere deshalb abschliessend thesenartig einige Entwicklungsperspektiven für die
pädagogischen Hochschulen :

Pädagogische Hochschulen verzichten auf ihren institutionellen Sonderstatus: Die
<Bologna-Reform>> macht den in der Schweiz besonderen institutionellen Typus der
pädagogischen Hochschulen (PH) durch die europaweite Beschränkung auf Hoch-
schulen mit Profilen obsolet. Bis heute konnte dieser institutionell-triale Hochschul-
Sonderfall Schweiz (die Unterscheidung von Universitäten, Fachhochschulen und
pädagogischen Hochschulen) aufrechterhalten werden, weil die Kantone nach wie
vor ein Interesse haben, ihre foderalen Strukturen und damit auch die Steuerung der
Ausbildung des Lehrpersonals in der Hand zu behalten; dies obschon die Märkte des
Lehrpersonals - notabene auch durch interkantonale Konkordate - längst national oder
regional funtritionieren. Durch die - im Ibrigen auch im Rahmen des Hochschulforde-
rungs- und Koordinationsgesetzes HFKG diskutierte - Integration der PH in die univer-
sitären Hochschulen und die Fachhochschulen verlieren die PH und ihre Ausgebildeten
einen historisch bedingten Sonderstatus. Damit würde gegenüber der Berufswelt und
Gesellschaft dokumentiert, dass sich auch das Lehrpersonal als solidarischer und inte-
graler Teil des schweizerischen Berufswesens versteht. Anderseits würde dieser Schritt
Erleichterungen innerhalb der Hochschulausbildung und auf den Arbeitsmärkten bei
interdisziplindren Kooperationen, Passerellen und Umstiegen mit sich bringen.

Institutionelle sozialwissenschaftliche Cluster: In Zukunft sollten pädagogische Hoch-
schulen, Hochschulen für Soziale Arbeit, Hochschulen für Angewandte Psychologie
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und zum Beispiel Hochschulen für Medien und Kommunikation organisatorisch und
bezüglich inter- und transdisziplinärer Hochschulkulturen näher zusammenrücken.

Eine wirkliche Struhurreform der fideralistischen Lehrerbildung ist schweizweit aus-

geblieben. Die bestehenden 13 PH für 26 Kantone und zwei EDK-Regionen basieren

weitgehend auf traditionellenAusbildungsstrukturen. ImAnschluss an die Harmonisie-
rung der Volksschulen sollten sie indes regional neu gebtindelt werden - zum Beispiel
zu nur noch je zwei pädagogischen Hochschulen pro Sprachregion. Damit wäre auch

dem HarmoS-Projekt im Bereich der schweizweiten Mobilität des Lehrpersonals ge-

dient.

Ein harmonisierendes Mantelelement fiir alle pddagogischen Hochschulen: Um der

regional ausgerichteten Ausbildungsvielfalt der zahlreichen pädagogischen Hochschu-
len einen gemeinsamen Querschnitts-Ausbildungsanteil im Sinne eines übergeordneten

Mantels umzuhängen, wird ein wesentlicher Teil an allen Ausbildungsstätten (2.B.
wichtige Module in bestimmten Semestern der Bachelor-Ausbildung) gemeinsam ge-

staltet: Und zwar ideell in Anlehmrng an die <General Studies> an deutschen Univer-
sitäten (Beispiel: Greifswald) oder im Sinne von Kontextstudien an schweizerischen

Hochschulen (Beispiel: Universität St. Gallen). Inhaltliche Elemente solcher verbin-
dender, hochschulübergreifender Studienprogrammteile sind etwa: Fremdsprachen und
interkulturelle Kompetenz, Schriftkompetenz, Rhetorik, Präsentation und Moderation,
Ethik, Projektmanagement, Innovatik, Wissenschaftstheorie, Systems Engineering,
Wirtschaft, Recht und Politik, Kulturwissenschaft oder Umweltwissenschaft .

Lehrpersonal als mobilisierbare Aufstiegsgruppe.' Die Schweiz hat viel Erfahrung
und taugliche Modelle eines traditionell mulikulturellen Landes. In ihm sind schon

im letzten Jahrhundert systematisch auch bildungsfeme, regionale, religiöse, ethnische

und sprachliche Gruppen integriert worden. Die Lehrpersonenausbildung konnte da

und könnte auch in Zukunft weiterhin einen bedeutenden Beitrag leisten. Dabei wä-
ren - wie früher - ambitionierte Studierende aus bildungsfernen und bildungskritischen
Milieus mit katholischem, ländlichem und gewerblichem Hintergrund über den Lehr-
personenberuf besser in die pädagogischen Hochschulen einzugliedem: zum Beispiel
Jugendliche aus bildungsfemen Milieus aus dem Mittelmeerraum und dem Balkan.

Systematische personenbezogene Selektion: l|ldit dem inhaltlich-funktionalen Umbau
der Schule ändem sich mit den modifizierten Berufsansprüchen auch die Ansprüche an

die personalen Voraussetzungen der Studierenden. Eine offene, vemetzte und lemende

Schule mit formalen und informellen Bildungselementen braucht Lehrpersönlichkeiten
mit folgenden Eigenschaften: breite und transferfähige Basis des Allgemeinwissens,

systemisch-reflexives Selbstverständnis und Denken, verarbeitete Erfahrungen in einer

möglichst vielseitigen Lebenspraxis, Neugier im Bereich des sozialen und kulturellen
Wandels im Umfeld der Schule, Sinn für Selbstständigkeit undAutonomie gepaart mit
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Verantwortung, grosse Navigationsfihigkeit und soziale Balance, Team- und Koopera-
tionsfühigkeil Verankerung im Gemeinsirur durch Mitbringen von Sozialprojekten in
die Ausbildung, kommunikative und soziale Kompetenzen, Fähigkeit zu Rolleninteg-
ration und -wechsel, kompetenter Umgang mit dissonanten Anforderungen und Struk-
turen sowie Offensivhaltung gegenüber Wandel der Rahmenbedingungen.

In diesem Sinne bestehen in den heutigen pädagogischen Hochschulen durchaus schon
entsprechende und sirmvolle Instrumentarien, die generalisierbar wdren.

Autor

Hans Zbinden, Dr., Präsident der Eidgenössischen Fachhochschulkommission, Fachhochschule Nordwest-
schweiz, hans.zbinden@fhnw. ch
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Forschung an pädagogischen Hochschulen - Kurzberichte'

Perspektiven der Nord-Süd-Partnerschaften in der Lehrerinnen- und
Lehrerbildung

Seit bald 20 Jahren beschäftigen sich Entwicklungsagenturen wie auch Forschende im
Bereich der internationalen Hochschulzusammenarbeit mit dem Konzept der Nord-
Süd-Hochschulparbrerschaften (NSHP). Aus diesem Engagement resultieren Pro-

gramme, Initiativen und Erfahrungen sowie einige wissenschaftliche Reflexionen über

das Thema. Hingegen sindNord-Süd-Parbrerschaftenkaum je selber Gegenstand erzie-

hungswissenschaftlicher Forschung geworden. Somit fehlen theoretische Grundlagen

zur Entwicklung von NSHP in der Lehrer- und Lehrerinnenbildung (LLB) weitgehend.

Die hier vorgestellte Untersuchung sollte der Bereitstellung solcher Grundlagen die-

nen. In einem ersten Schritt wurde anhand einer Literaturstudie das vielftiltige Material
(Fachliteratur, Grundlagenpapiere, Programmbeschreibungen und Evaluationen) auf-
gearbeitet. Die in der Literatur dargestellten konzeptionellen und praktischen Erfah-

rungen wurden mit besonderem Fokus auf die LLB analysiert und systematisiert. In
einem zweiten Schritt wwden Fallstudien durchgeführt, um diese Grundlagen zu va-

lidieren. Die mittels Fragebogen und telefonischer Interviews bei ausgewählten Nord-
gnd Süd-Partnem der LLB erhobenen Falldaten wurden in einem mehrstufigen inhalts-

analytischen Verfahren ausgewertet und fallvergleichend analysiert. Die Ergebnisse der

Studie zeigen, dass es kein Rezept für die gute Nord-Süd-Parbrerschaft in der LLB gibt.

Aufgrund der analysierten Literatur und ergänzender Erkenntnisse aus den Fallstudien

können jedoch einige interdependente Bedingungen genannt werden, die zum Gelingen

einer NSHP in der LLB beitragen. Zudemkonnte etwa auch gezeig! werden, dass sich

das Instrument der NSHP insbesondere für Entwicklungen in den Bereichen Intemati-
onalisierung, globales Lemen und interkulturelle Bildung an den Pädagogischen Hoch-

schulen im Norden wie im Süden eignet.

Institution und Kontakt
Pädagogische Hochschule Zentralschweiz (PHZ), Institut für intemationale Zusammenarbeit in Bil-
dnngsfragen (IZB), Zugerbergstrasse 3, 6300 Zug; Priska Sieber (priska.sieber@phz.ch)

Publikationen
Sieber, P., Schüssler, L., John, M. & Braunschweig, T. (2009). Nord-Süd-Partnerschaften aus theore-

tischer und empirischer Perspektive: Eine Literaturstudie. In P. Sieber & S. Lottenbach (Hrsg.), Nord-Süd'

Partnerschaftsperspektiven in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung (S' 25-102). Berlin: LIT.

Schüssler, L., Siebero P. & John, M. (2009). Nord-Süd-Partnerschaften in der Lehrerinnen- und Lehrer-

bildung aus der Nord- und der Süd-Perspektive: Sechs Fallstudien. In P. Sieber & S. Lottenbach (Hrsg.),

Nord-Süd-Partnerschaftsperspehiven in der Lehrerinnen- und Lehrerbildung (5.103-137). Berlin: LIT.

I Zusammengestellt von der Schweizerischen Koordinationsstelle für Bildungsforschung (SKBF), Ent-

felderstrasse 61, 5000Aarau, http:// www.skbf-csre.ch. Die schweizerische Datenbank zur Bildungsforschung

ist erreichbar unter: www.skbf-csre.ch/datenbank de hnnl.
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G-FIPPS - Grafomotorische Förderung in präventiv und integrativ ausge-
richteter Psychomotorik

In der Praxis der Psychomotorik standen lange ZeitKinder mit Therapieindikation im
Vordergrund. Die typische Form der Intervention in der Schweizwar die fallbezogene
Einzel- oder Kleinstgruppentherapie, welche im Therapieraum ausserhalb des Klas-
senverbandes stattfand. Gegenwärtig stehen in der Schweizer Bildungspolitik aber
inklusive und präventive Bestrebungen im vordergrund. Im vorliegenden G-FIppS-
Projekt wurde eine psychomotorisch-grafomotorische Förderkonzeption evaluiert, die
den geforderten präventiven und inklusiven Anforderungen Rechnung tragen soll. An
der Studie waren 188 Versuchspersonen im Kindergartenalter beteiligt, die sich auf
eine Experimental- und zwei Kontrollgruppen verteilten; die Experimentalgruppe er-
hielt ein eigens für den Zweck entwickeltes psychomotorisches Treatment ztx grafo-
motorischen Unterstützung (G-FIPPS), die Kontrollgruppe I ein herkömmliches gra-
fomotorisches Treatment (Paper-Pencil-Training). Die Kontrollgruppe 2 erhielt kein
Treatment, sondem erlebte den normalen Kindergartenalltag. Die G-FIPPS-Interven-
tion bei der Experimentalgruppe umfasste 24 Fördereinheiten. Alle Versuchspersonen
durchliefen drei Messungen: Neben dem Pretest vor und dem Posttest unmittelbar nach
der Intervention erfolgte eine Follow-up-Messung sechs Monate später. Die Kinder,
die in den Genuss der eigens entwickelten G-FlPPS-Förderkonzeption gekommen wa-
ren, machten langfristig eindeutig grössere Fortschritte als die Kontrollgruppen. Ihre
Fortschritte zeigten sich vor allem sechs Monate nach dem Treatment. Die Versuchs-
personen, welche mit G-FIPPS gefordert wurden, schnitten nach diesem zeitraum im
Bereich der Grafomotorik signifikant besser gegenüber der Gruppe ab, welche keine
unterstützung erhielt. Im Bereich der Körperkoordination schnitt die G-FIppS-Gruppe
signifikant besser ab als die Kontrollgruppe mit Paper-Pencil-Untersttitzung. Über ei-
nen berechneten psychomotorischen Gesamtindex konnte gezeigtwerden, dass nur die
G-FlPPS-Interventionsgruppe ihre grafomotorischen Leistungen nicht auf Kosten einer
anderen Dimension verbesserte. Es lässt sich daraus der Schluss ziehen, dass die G-
FlPPS-Förderkonzeption, die nach psychomotorischen Gesichtspunkten gestaltet ist,
einer konventionellen grafomotorischen Unterstützung überlegen ist. Sie legt die Wirk-
samkeit der Psychomotoriktherapie im Bereich der Grafomotorik in grösseren Gruppen
mit präventiven und integrativen Settings nahe. (10:022)

Institution und Kontakt
Interkantonale Hochschule für Heilpädagogik Zürich (HflI), Schaffhauserstrasse 239, 8057 Zürich;
Martin Vetter (martin.vetter6hfh.ch)

Publikationen
Vetter, M., Amft, S., Sammann, K., Kranz, I., Hättich, A. & Venetz, M. (2009). G-FIppS: Zur Wrk-
samkeit Srafomotorischer Förderung in integrativ und präventiv ausgerichteter Psychomotorik. Abschluss-
bericht. Zürich: Interkantonale Hochschule für Heilpädagog1k,2009,97 S. PDF auf der Website der HfFI
(http://www.hfh.ch,/ -> Forschung und Entwicklung -> Projekt A.7).
sammann, K., vetter, M., Amft, s. & Kranz, I. (2010). <Nicht nur üTbung macht den Meister...>>. Zeit-
s c hr ift P r axis der P sychomot orik, (l /20 I 0), 4-l 0.
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Was ist guter Geschichtsunterricht? Grundlagen, Erkenntnisse, Hinwei-
se

Im Zentrum der Studie steht alltäglicher Schweizer Geschichtsunterricht. Es wird ge-

fragt, ob es im Unterrichtsalltag Geschichtslektionen gibt, die in der Walrnehmung

sowohl von Lehrenden als auch von Lemenden sowie von extemen Expertinnen und

Experten als <gub beurteilt werden, und ob sich die als <<gut> identifizierten Ge-

schichtslektionen durch gemeinsame Merkmale und Schlüsselfaktoren charakterisieren

lassen. Die Studie kombiniert für die Schweizer Geschichtsdidaktik erstmals die Video-
grafierung von alltäglichem Unterricht mit der Triangulation verschiedener Urteile
zu diesem Unterricht aus mehreren Perspektiven. Auf diese Weise werden gelungene

Praxisfülle aus dem Geschichtsunterricht empirisch identifiziert, beschrieben und ana-

lysiert. Die Ergebnisse der Studie sind interessant: Erstens zeigt sich, dass Lernende,

Lehrende und Expertinnen bzw. Experten zwar unterschiedlich urteilen, dass aber eine

aufüillig grosse Übereinstimmung hinsichtlich der negativen Beurteilung herrscht.

Zweitens macht eine vergleichende Analyse der als gut identifizierten Geschichtslek-

tionen deutlich, welch zentrale Bedeutung fachspezifische Lernaufgaben haben, die

einen Bezug zu den Lernenden anbieten und sie zu historischem Erzählen anregen.

Die Studie <Guter Geschichtsunterrichb> zeigt auf, was Geschichtsunterricht ist, wie er

abläuft und wie er verbessert werden kann. Damit liefert sie einen Beitrag zur Weiter-

entwicklung der Geschichtsdidaktik und stellt Grundlagen bereit für die Qualitätsent-
wicklung des Geschichtsunterrichts. ( 1 0 : 026)

Institution und Kontakt
Pädagogische Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz (PH FHNW), Aarau; Peter Gautschi

(peter. gautschi@fhnw. ch)

Publikation
Gautschi, P. (2009). Guter Geschichtsunterricht: Grundlagen, Erkenntnisse, Hinweise. Schwalbach:

Wochenschau.

Erfolgsfaktoren in der Berufsbildung bei gefährdeten Jugendlichen

Manche Jugendliche mit einer schwierigen (sozialen, kulturellen, schulischen) Aus-
gangslage erwerben erfolgreich einen Abschluss auf Sekundarstufe II. Sie machen bei-

spielsweise eine Lehre und steigen ins Berufsleben ein. Andere mit einer ähnlichen

Ausgangslage schaffen das nicht. Was macht den Unterschied aus? Welche Faktoren

tragen dazu bei, dass Jugendliche bei der beruflichen Ausbildung und beim Einstieg

in die Berufwelt erfolgreich sind? Dieser Frage geht diese Publikation nach, die im
Auftrag der EDK entstanden ist. Sie ist Teil des EDK-Projekts <<Nahtstelle> und dient

dem von EDK, Bund (BBT und andere Bundesämter) sowie den Organisationen der

Arbeitswelt festgelegten bildungspolitischen Ziel, die Abschlussquote auf der Sekun-

darstufe II bis 201 5 gesamtschweizerisch von 90oÄ auf 95oÄ anzuheben.
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ZurBeanßryo.rtung der Frage nach den Faktoren für einen erfolgreichen Übertritt in die
Arbeitswelt wurden rund 60 ausgewählte schweizerische Untersuchungen und Projekte
der letzten fünf bis zebnJahre zum Übergang von der obligatorischen Schule in die Be-
rufswelt einer vergleichenden Analyse unterzogen. Im Zentntrn standen Längsschnitt-
untersuchungen nr Übergangsproblematik, welche sich insbesondere bei potenziell
geführdeten Jugendlichen (2.B. mit schulischen Schwächen, ungünstigen familiären
Verhälbrissen) als besonders relevant erwiesen haben. In die Studie wurden zudem
kantonale Projekte einbezogen, welche zur Förderung erfolgreicher Übergänge von der
obligatorischen Schule in eine Berufsausbildung (und in das Erwerbsleben) eingerich-
tet wurden. lnsgesamt wurde eine beeindruckende Vielfalt von fast 50 Einflussfakloren
identifiziert, und anscheinend spielen die strukhrrellen Faktoren eine grössere Rolle als
die individuellen. Der Katalog der Anregungen und Empfehlungen ist entsprechend
gross wie auch die Zahl der Adressaten. (10:033)

Institution und Kontakt
Interkantonale Hochschule für Heilpädagogik Zürich (HfH), Schaffhauserstrasse 239,8057 Zirich; Kurt
Häfeli (kurt.haefeliphftr.ch)

Publikationen
Häfeli, K. & Schellenberg, C. (2009). Erfolgsfaktoren in der Berufsbildung bei gefiihrdeten Jugendlichen.
Bem: Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK), 2009. (Studien + Berichte;
29A; auf www.edudoch-ch/ als Item 34458).
Häfeli, K. & Schellenberg, C. (2009). Facteurs de röussite dans laformation professionnelle des jeunes ä
rßque. Berne: Conförence des directeurs cantonaux de I'instruction publique (CDIP). (Etudes et rapports;
298 ; PDF sous www.edudoc.ch/, No 35457).
Schellenberg, C. & Häfeli, IC (2009). Erfolgsfaktoren beim Ürbergang von der Schule ins Berufsleben bei
Jugendlichen mit ungünstigen Startchancen. Schweizerische Zeitschrift f)r Heilpädagogik, I 5,31-37 .

Zusammenhänge zwischen Schulkontext, persönlichen Merkmalen und
dem Weiterlernen von Lehrpersonen

Die Schulen sind in den letzten Jahren mit zahlreichen Veränderungen konfrontiert
worden: neue Leitungsstrukturen mit erweiterten Kompetenzen, Harmonisierung von
Lehrinhalten und Kompetenzzielen, Schaffung von Tagesschulen, verkürzung der
Schulzeit bis zur Matur usw Derartige Reformen können nur erfolgreich sein, wenn
die Lehrerinnen und Lehrer bereit sind, weiterzulernen und neue Vorgehensweisen
zu erproben. lm erwähntenZeitraum wurde zudem die Weiterbildung weitgehend an
die pädagogischen Hochschulen verlagert und orientiert sich nun stärker am Weiterbil-
dungsbedarf im Zusammenhang mit den Anforderungen der Schulentwicklung. Die
hier vorgestellte Studie fragte nach den Faktoren, die das institutionalisierte oder in-
formelle weiterlernen der Lehrkräfte positiv zu beeinflussen vermögen. Es wurden
dazu die Weiterbildungsaktivitäten von Aargauer und Thurgauer Lehrpersonen (1953
Personen; Rücklauf: 4l.5vo bzw. 812 Fragebogen) während dreier Jahre im Rahmen
einer standardisierten schriftlichen Befragung erfasst.
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Das informelle Weiterlemen wird anscheinend vor allem dann positiv beeinflusst, wenn
eine oder mehrere der folgenden Bedingungen erfüllt sind: wenn die Lehrerinnen und
Lehrer die Schulleitung als zielführend oder fordernd wahrnehmen, wenn sie einem

Lehrteam angehören, das sie als unterstützend wahmehmen, und wenn dieses ein hohes

Engagement in Bezug auf den Umgang mit Schülerinnen und Schülern aufiveist, und
auch wenn sie sich kompetent fühlen oder von der Erlernbarkeit der einzelnen Kom-
petenzen ausgehen. Für die Häufigkeit der Teilnahme an institutionalisiertem Lemen

dagegen (also das Lemen im Rahmen von Kursen oder anderen Weiterbildungsveran-

staltungen) scheinen im Wesentlichen zwei Einflussgrössen bestimmend zu sein, die

beide mit der Schulleitung zu tun haben: entweder wenn diese schon vor Beginn des

beobachteten Zeitraums mit erweiterten Kompetenzen eingesetzt worden ist oder werxt

ihre Art der Führung als zielführend wahrgenommen wird. (10:034)

Institution und Kontakt
Pädagogische Hochschule Thurgau, Forschung, Nationalstrasse 19, Postfach, 8280 Kreuzlingen, in Zusam-

menarbeit mit der Pädagogischen Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz, Institut Forschung

und Entwicklung, Kasemenstrasse 20, 5000 Aarau; Doris Kunz Heim (doris.kunzgfhnw.ch), Emst Trachs-

ler (emst.trachsler@phtg.ch)

Publikation
Kunz Heim, D., Trachsler, E., Rindlisbacher, S. & Nido, M. (2007). Schulen als Lernumgebungen

fi)r Lehrerinnen und Lehrer Zusammenhtinge nuischen Schulkontext, persönlichen Merhnalen und dem

Weiterlernen von Lehrpersonen. Kreuzlingen: Pädagogische Hochschule Thurgau, Lehre, Weiterbildung,

Forschung.

Entwicklungsaufgaben im Berufseinstieg von Lehrpersonen (EABest)

Das Projekt EABest fokussiert die Anforderungswahmehmung von Lehrpersonen in
ihren ersten zwei Berufsjahren und fragt nach Zusammenhängen mit Merkmalen der

Persönlichkeit und des Kontextes. Die Untersuchung beruht auf einem Rahmenmodell,

welches sowohl die Anforderungswahmehmung nach der transaktionalen Stresstheorie

fasst und Phasen der Kompetenzentwicklung beschreibt wie auch zwischen Kompe-

tenzkomponenten als individuelle Ressourcen unterscheidet. Anforderungen werden

somit individuell wie auch berufsphasenspezifi sch gedeutet.

Um die berufsphasenspezifische Wahrnehmung zu fassen, wurden in einer Vorstudie

Gesprächsnotizen von zweijährigen Supervisionsprozessen (N:40) inhaltsanalytisch

ausgewertet. Die 80 identifizierten Anforderungen wurden zu Items umformulied, mit
Skalen bzw. Items zu Merkmalen der Persönlichkeit und der Arbeitssituation ergärut

und in einer Fragebogenerhebung im Sommer 2006 von berufseinsteigenden (l\:155)
und erfahrenen Lehrpersonen (1.{:136) unter verschiedenen Perspektiven einge-

schätzt.
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Die Ergebnisse zeigen, dass sich Berufseinsteigende und Erfahrene im Ausmass ihrer
Beanspruchung nicht unterscheiden. In der Kompetenzeinschätzung schreiben sich
Berufseinsteigende gute, aber geringere Kompetenzen ztJ als Erfahrene. Die unter-
schiedliche Strukturierung der Anforderungen belegt, dass sich Einsteigende bezüglich
Kompetenzentwicklung in einer andern Phase befinden als erfahrene Lehrpersonen.
Aus der Anforderungswahrnehmung der Berufseinsteigenden wurde faktoranalytisch
ein Modell berufsphasenspezifischer Entwicklungsaufgaben abgeleitet. Die breiten
Streuungen der wahrgenofltmenen Beanspruchung weisen darauf hin, dass nicht nur
berufsphasenspezifische Merkmale zur Beanspruchung beitragen. Eine Typenbildung
über die vier Entwicklungsaufgaben führt zu sechs Mustern, die sich sowohl in der Ge-
samtbeanspruchung wie auch im Muster derAusprägungen der vier Entwicklungsauf-
gaben unterscheiden. Durch die Überprüfung der Effekte von Persönlichkeitsmerkma-
len auf die Beanspruchungen konnten günstigere und ungünstigere Profile identifiziert
werden. Aus den Befunden lassen sich Folgerungen für die Aus- und weiterbildung
wie auch für die Selbstselektion der Studierenden ableiten. (10:036)

Institution und Kontakt
Pädagogische Hochschule Zünch (PHZH), Fachbereich Unterricht & Lernen, Rämistrasse 59,
8090 Zürich; Manuela Keller-Schneider (m.keller-schneiderophzh.ch)

Publikationen
Keller-Schneider, M. (2010). Entwicklungsaufgaben im Berufseinstieg von Lehrpersonen. Beanspruchung
durch berufliche Herausforderungen im Zusammenhang mit Kontext- und Persönlichkeitsmerlonalen.
Münster: Waxmann.
Keller-Schneider' M. (2009). Was beansprucht wen? - Entwicklungsaufgaben von Lehrpersonen im
Berufseinstieg und deren Zusammenhang mit Persönlichkeitsmerkmalen. (Jnterrichtswissenschaft,3T (2),
145-163.
Keller-Schneider, M. (2009). Sich neue Wege erschliessen! Supervision im Berufseinstieg von Lehr-
personen. Journal fir Lehrerinnen und Lehrerbildung, 9 (3), 4046.
Keller-Schneider, M. (2009). Beanspruchung im Berufseinstieg - eine Frage der Berußphase oder der
Persönlichkeit? Pädagogisches Forum, 3 7 (3), 108-112.

lV-Anlehre in Berufsschule und Betrieb

Im Rahmen der vorliegenden vergleichenden Fallstudie wurden zwölf junge geistig
und/oder psychisch Behinderte während zweier Jahre in ihrer IV-Anlehre zum pfer-
dew art/ zx Pferdewartin mit Eidgenössischem Berufsattest begleitet. Das Innovative
an dieser Ausbildung stellt der Besuch einer regulären Berufsfachschule (der land-
wirtschaftlichen Schule des Kantons Zäch, des Strickhofs) dar. Damit soll unter ande-
rem die Integration in die Arbeitswelt geftirdert werden.

Die Ergebnisse zeigen den Gewinn dieses Berufsschultags einerseits für die jungen
Erwachsenen: Fachliche und sozial-emotionale Kompetenzen wurden gefürdert, sie
konnten mit besonderer unterstützung in angemessenem Tempo lemen und handeln
(evtl. mit Verlängerung um ein drittes Lehrjahr), die Mehrheit konnte im ersten Arbeit-
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markt Q.{ischenplätze) vermittelt werden und einige haben eine Rentenverminderung

erreicht. Andererseits wurde mit den Ergebnissen auch sichtbar, welche Kompetenzen

und Kooperationen mit der Unterstützung der jungen Erwachsenen nötig sind. Es ist

beispielsweise durchaus praktikabel, auch einen Berufsschulunterricht unter heilpäd-
agogischen Aspekten zu gestalten (Teamteaching, situatives Lernen usw.). Um den

Theorie-Praxis-Transfer zu schaffen, bedürfen die Lernenden einer Untersti.itzung, die

eine Kooperation von Berufsschule und Betrieben voraussetzt. Und wenn der Über-
gang von der Ausbildung in die Arbeit gelingen soll, muss das Untersttitzungsnetz
(Kooperation zwischen Betrieben, Beratungsstellen, Ausgebildeten, Eltern oder ihren

Stellvertretem, IV-Berufsberatung) eine Weile bestehen bleiben, über die Vermittlung

hinaus. (10:037)

Institution und Kontakt
HEP-BEJLTNE, Porrentruy, et Universit6 de Fribourg, Centre de didactique universitaire, Bd de Pdrolles 90,

1700 ; Stdphanie Bodchat-Heer, responsable de projets de recherche ä la HEP-BEJUNE (stephanie.boechat-

heer@hep-bejune.ch)

Publikationen
Audeoud, M. & Häfeli, K. (2009). Nischen nutzen - <IV-AnIehre> im l{/andel. Evaluation eines Pilot-
projehs <Pferdewart/in in der Bedusschule und im Betriebs>.Bem'. Edition SZIVCSPS.

Audeoud, M. & Häfeli, K. (2009). Berufsschule für IV-Anlehrlinge - ein innovatives Projekt. Schwei-

zerische Zeitschrift Jür Heilpädagogik, I 4 (5), 12-17 .

Forschung an pädagogischen Hochschulen

Anmeldung von abgeschlossenen Projekten
Die Schweizerische Koordinationsstelle für Bildungsforschung (SKBF) nimmt die Forschungsprojekte

aus pädagogischen Hochschulen und weiteren Ausbildungsstätten für Lehrpersonen in die <Information

Bildungsforschung> auf. Durch die Aufrrahme in diese Forschungsinformation und -datenbank erfahren

die Projekte eine nationale und intemationale Verbreitung. Die schweizerische Datenbank zur Bildungs-

forschung ist erreichbar unter: htp://www.skbf-csre.ch/rojekt-suchen.0.html
Abgeschlossene Projekte mit Publikationen (gedruckt oder elektronisch) können eingereicht werden an:

skbf-csre@email.ch oder Postadresse: SKBR Entfelderstrasse 61, 5000 Aarau.
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Vera nsta ltu n gsberichte

Pädagogische Hochschulen. lhr lmpact im Bildungsdiskurs. 15. Forum
Lehrerinnen- und Lehrerbildung am27. April2010 in Lenzburg

Die Ursachen und Kontexte des eher geringen Impacts der pädagogischen Hochschu-
len im Bildungsdiskurs zu klären und zu verstehen, war der Grund für das diesjäh-
rige Zusammenkommen des Forums Lehreriruren- wrd Lehrerbildung im Stapferhaus,
Schloss Lenzburg. Wie Walter Bircher, der in das Tagungsthema einflihrte, selbstkri-
tisch konstatierte, haben sich die pädagogischen Hochschulen im Vorfeld derje kanto-
nalen Volksabstimmwtgen zum Harmos-Konkordat hinsichtlich des Einspielens ihrer
Position sehr zurückgehalten. Angesichts der teilweise knappen Abstimmungsergeb-
nisse hätten bildungspolitische Standortbestimmungen pädagogischer Hochschulen
sichtbare Wirkungen erzielen können. Die Determinanten des Bildungsdiskurses seien
bestimmt (i) durch die sowohl kantonale als auch EDK-geprägte gesamtschweize-
rische Bildungspolitik, (ii) durch die Bildungswissenschaft, die institutionell von päd-
agogischen Hochschulen, universitärer Lehrerinnen- und Lehrerbildung und COHEP
beeinflusst wird, und (iii) durch die Bildungspraxis in den Volksschulen. Im Gegensatz
zu den Universitäten könne für pädagogische Hochschulen die Ausgestaltung des Ver-
hältnisses der Lehre zur Forschung und der Lehre zum Berufsfeld zum besonderen
Charakteristikum werden. Vor diesem Hintergrund war es Bircher wichtig zu betonen,
dass die Basis für einen erhöhten medialen Impact weniger auf den Inhalten, sondern
mehr auf den stmkturen liegen müsse, sodass pädagogische Hochschulen im Diskurs
besser als eigenständige Hochschultypen in Erscheinung treten körurten.

Hans Ambtihl stellte in einem ersten Hauptreferat die Frage, ob die pädagogischen
Hochschulen handelnde oder verhandelte Institutionen seien. Obgleich die rechtliche
Verortung der pädagogischen Hochschulen keine Behinderung für einen erhöhten Me-
dienimpact sei, gelte die Lehrerinnen- und Lehrerbildung als ein heikles Thema, das
sich bei politischen Akteuren nicht gerade grösster Beliebtheit erfreue. Zwar sei seit
dem LEMO-Bericht in den l970er-Jahren die Tertiarisierung ein selbsfverständliches
Ziel der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, aber anders als in der Westschweiz würden
oftmals in der deutschsprachigen Schweiz Akademisierungsentwicklungen diskredi-
tiert werden. Dennoch sei gerade in den kantonalen Bildungsadministrationen ein Be-
dürfnis an empirischen Grundlagen zur <Verwissenschaftlichunp bildungspolitischer
Entscheide vorhanden. Ein Teil des Medienimpacts pädagogischer Hochschulen körure
darin bestehen, einfache Antworten auf komplexe Fragen zurückzuweisen rurd stattdes-
sen z.B. im Bereich der Wirkungsforschung eine Forschungskoordination anzubieten,
in deren Rahmen Pluralität von Expertise die Glaubwürdigkeit nur noch erhöht.

In den drei Ateliers befassten sich die Teilnehmenden unter jeweiliger Leitung von
Heinz vettiger, Jürg Sonderegger und Markus Diebold mit Erfahrungen und optimie-
rungsansätzen bezüglich des Impacts pädagogischer Hochschulen im Bildungsdiskurs.
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Dabei wurde u.a. anregend und nicht abschliessend diskutiert, welcher Medienmarkt -
der lokale, regionale bzw. (inter)kantonale oder gesamtschweizerische - vorrangig pro-

fessionell gepflegt werden sollte. Im medialen Mitwirken in einem äusserst komplexen

Feld müsse unterschieden werden zwischen Issues, die konsensual von allen pädago-

gischen Hochschulen vertreten werden, und Issues, bei denen eine Meinungsvielfalt
vorherrsche.

Wie bedeutsam flir einen Medienimpact der Gebrauch von Metaphern und rhetorischen
Figuren sein kann, exemplifizierte Peter Stücheli-Herlach anhand der Berichterstat-
tung über ausgewählte pädagogische Hochschulen in deutschsprachigen Printmedien.

Während für die Beschreibung von Tertiäreinrichtungen wie der Universität St. Gallen
(HSG) in der Presse sich eine Metaphorik und Emblematik von der <Kaderschmiede

der Schweizer Wirtschaft>> etabliert habe, sei es offensichtlich Skeptikem gelungen,

die Metapher der Akademisierung im Zusammenhang mit pädagogischen Hochschu-

len zum Emblem der <Verakademisierunp> herabsinken zu lassen. Folge man den ge-

bräuchlichen Figuren zur Berichterstattung über pädagogische Hochschulen, erschienen

diese oftmals eigentümlich passiv als Institutionen, die im Auftrag von anderen (2. B.

Erziehungsdepartementen) eher als Vollzugsgehilfen von in der Bevölkerung umstrit-
tenen Reformen handelten. Daher seien für pädagogische Hochschulen Perspektiven in
der Kompetenzentwicklung z. B. für Public Storytelling zu suchen.

Im abschliessenden Podiumsgespräch diskutierten Hans Ambühl, Peter Stücheli-Her-
lach, Swanne Auer und Erwin Beck unter der Leitung von Urs Jecker über die These,

ob die Diskursfreudigkeit an pädagogischen Hochschulen behindert werde. Konkreti-
siert wurden die Beiträge am fiktiven Beispiel eines PH-Direktors, der sich mit seinen

persönlichen Auffassungen gegen ein bedeutendes gesamtschweizerisches oder kanto-

nales bildungspolitisches Vorhaben positioniert. Die Frage lautete, ob die Repräsenta-

tionsfunktion des Leitenden dagegen spreche, seine Meinung öffentlich zu machen.

Wurden mit dieser Tagung insgesamt die wesentlichen Parameter des Impacts päda-

gogischer Hochschulen im Bildungsdiskurs eindrücklich beschrieben, so steht - ver-

st2indlicherweise - die genauere Bestimmung, welche Wirkungserwarhmgen und wel-
che tatsächlichen Wirkungen der Medienimpact pädagogischer Hochschulen nach sich

zieht, noch aus. Trotz eines wahrgenommenen erhöhten Kommunikationsbedarfs führt
ein eindimensionales Verständnis instrumenteller Nutzung von Medien durch Medi-
enbeauffragte pädagogischer Hochschulen nicht weiter. Die Tagung im Stapferhaus

ermöglichte bereits jetzt einen Überblick über das weite Feld der beabsichtigten Mitge-
staltung des Bildungsdiskurses durch pädagogische Hochschulen.

Andreas Hoffmann-Ocon, Prof. Dr., Pädagogische Hochschule FHNW,4058 Basel, Clarastrasse 57,

andreas.hoffi narurocon@fhnw ch
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(Wie kann Qualitätsmanagement zur Entwicklung der Hochschulleh-
re beitragen?, Tagung der lnternationalen Bodensee Hochschule (lBH)
vom 29. Juni2010 im Hochschulgebäude Stella Maris der Pädagogischen
Hochschule des Kantons St. Gallen (PHSG) in Rorschach

An den Hochschulen wird bereits viel im Bereich Qualitätsmanagement getan, doch
noch sind sie nicht amZiel Dies war eine der Erkenntnisse an der Tagung der Interna-
tionalen Bodensee Hochschule (IBH), welche am29. Juni 2010 an der Pädagogischen
Hochschule des Kantons St.Gallen (PHSG) in Rorschach stattfand. Organisiert hatten
die Tagung rmter dem Patronat der IBH die Pädagogischen Hochschulen st.Gallen,
Vorarlberg und Weingarten. Rund 100 Leitungspersonen, Qualitätsbeauftragte und Do-
zierende aus Hochschulen aus der Schweiz, Deutschland und Österreich nahmen an
der Tagung teil.

Die drei Referate am Vormittag beschäftigten sich vorwiegend mit generellen Frage-
stellungen des Qualitätsmanagements. Sigrun Nickel vom Centrum für Hochschulent-
wicklung CHE zeigte in ihrem Referat auf, dass Qualität an Hochschulen ein Zusam-
menspiel verschiedener Qualitäten ist, da die verschiedenen Bereiche einer Hochschule
ganz unterschiedliche Voraussetzungen haben: <Es geht beim Qualitätsmanagement an
Hochschulen nicht darum, einen wunschkatalog zu erstellen, sondem klar überprüf-
bare Ergebnisse anzustreben>. Sandra Mittag von der Technischen Universität Darm-
stadt zeigte anhand einer studie auf, welche Faktoren mitspielen, wenn Hochschulen
die gutachterlichen Empfehlungen nicht umsetzen, die aus Evaluationen entstehen. In
62 Prozmt der Fälle gab es keine ausreichende finanzielle und strukturelle Unterstüt-
zung bei der Umsetzung der Empfehlungen. Für die Angehörigen von Hochschulen sei
es frustrierend, werur sie den Handlungsbedarf mvar sähen, aber keine Möglichkeiten
zur Veränderung hätten, weil die Evaluation nicht mit Entscheidungsprozessen ver-
knüpft sei, folgerte Sandra Mittag. Auch Erwin Beck, Rektor der PHSG und vorsitzen-
der der IBH, betonte in seinem Referat, wie wichtig es sei, dass das Qualitätsmanage-
ment nahe bei der Leitung einer Hochschule sei, damit auch wirklich Veränderungen
erzielt werden könnten. Die gewormenen Daten müssten zur Hochschul- und Personal-
entwicklung und zur optimierung von Lehre und Forschung genutüwerden, damit sie
nichtnt <Datenfriedhöfen> verkommen würden. Er wies insbesondere auch darauf hin,
dass ein wirksames Konzept der Qualitätsevaluation eine notwendige Voraussetzung
für die in der Schweiz bevorstehenden institutionellen Akkreditierungen sei.

"Mit welcher Haltung tun wir; was wir tun?>
Auf dem Podium diskutierten unter der Moderation von Traugott zech von der pH
vorarlberg neben den Referierenden des vormittags auch Margret Ruep, Rektorin der
PH Weingarten, sowie Bernhard Hauser von der PHSG. Diskutiert wurde unter anderem
die Frage, wie umfassend Qualitätsmanagement an Hochschulen sein solle oder sein
könne. Margret Ruep wies darauf hin, dass das Wort <<evaluieren) vom französischen
<övaluer> abstamme, also von <wertschätzen>. Alle Beteiligten waren sich einig, dass
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Qualitätsmanagement an Hochschulen sich an einem umfassenden Gesamtkonzept ori-

entieren solle, auch werm nicht an allen Faktoren gleichzeitig gearbeitet werden könne.

Sigun Nickel zitierte dazu den Betriebswirt Werner Kirsch: <Beginne hemdsärmelig,

aber beginne.> Erwin Beck plädierte für eine pragmatische Evaluation und auch dafür,

Instrumente, die sich als nicht tauglich für die Praxis erwiesen, wieder abzuschaffen.

Sandra Mittag pflichtete ihm bei: <<Es ist effektiver, nur ein bis zwei gut funktionierende

Instrumente einzusetzen, als mehrere, die nicht ausgereift sind.>

Erfahrungen ausgetauscht
Am Nachmittag konnten die Tagungsteilnehmenden in sechs äusserst unterschiedlichen

Workshops an den Erfahrungen anderer Hochschulen mit Instrumenten des Qualitäts-
managements teilhaben. So luden beispielsweise Ursula Pfeiffer und Luzia Sievi von

der PH Weingarten ihre Workshopgruppe dazu ein, in einem Rollenspiel gleich selbst

konkret Qualitätszirkel zu erproben. Andere berichteten von ihren eigenen Erfahrungen

wie beispielsweise TraugolI Zech, PH Vorarlberg, der den Beitrag von Qualitätszir-
keln zur Weiterentwicklung der I-ehre und anderer Leistungsbereiche vorstellte oder

Heidrun Schöch von der Fachhochschule Vorarlberg, die anhand des Beispiels ihrer

Fachhochschule den Weg zum Prozessmanagement an einer Hochschule aufzeigte. Im

Beihag von Verena Messerli und Benita Affolter von der Pädagogischen Hochschule

des Kantons St. Gallen (PHSG) wurde deutlich, wie Qualitätszirkel unter Dozierenden

zum wirksamen Motor für die kontinuierliche Optimierung und Weiterentwicklung der

Lehre werden können. Voraussetzung daza sind Lehrevaluationen, die differenzierte

Ergebnisse über die vermittelten Module liefern. Alle Workshops boten zudem den

Teilnehmenden die Möglichkeit, ihre individuellen Erfahrungen auszutauschen. Dies

wurde rege genutzt und es zeigte sich, wie unterschiedlich an den einzelnen Hochschu-

len mit dem Thema umgegangen wird und wie unterschiedlich der Erfahrungsstand

ist.

Den Abschluss der Veranstaltung bestritt Fritz Forrer, der seine Eindrücke und Gedan-

ken der Tagung eindrticklich in konzentrierter Form zusammenfasste. Sein Fazit: <<Aus

der Tagung geht hervor, dass konkretes Vorgehen und wirksame Instrumente notwendig

sind. Die Hochschulen sind auf gutem Weg, aber sie sind noch nicht am Ziel.>

Weiterführende Informationen
Weitere Informationen zur Tagung sowie Unterlagen zLL den Referaten finden sich im
Intemet unter www.phsg.chlqm-tagung.

Erwin Beck, Prof. Dr., Rektor Pädagogische Hochschule des Kantons St.Gallen (PHSG), Notkerstrasse 27,

9000 St.Gallen, erwin.beck6phsg.ch

Verena Messerli, lic. phil., Leiterin Stabstelle Qualitätsmanagement, Pädagogische Hochschule des

Kantons St.Gallen (PHSG), Notkerstrasse 27 ,9000 St.Gallen, verena.messerlipphsg.ch
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Buchbesprechungen

Keller-schneide6 M. (201 0). Entwicklungsaufgaben im Berufseinstieg von
Lehrpersonen. Beanspruchung durch berufliche Herausforderungen im
Zusa m menhang m it Kontext- und Persön I ichkeitsmerkmalen. Münster:
Waxmann,336 Seiten.

Pädagoginnen und Pädagogen lieben Metaphern. <Junglehren oder <Praxisschocb sind
Beispiele dafür - und sie sind selbst dann, wenn sie sowohl Erfahrungswissen wie
auch Forschungsbefirnde nicht mehr widerspiegeln, nicht aus den Köpfen zu bringen.
Die Diskurse zur Wirksamkeit der Lehrerinnen- und Lehrerbildung, insbesondere zur
Bedeutung der Grundausbildung, werden regelmässig unter Bezugnahme auf die Me-
tapher <Praxisschock> geführt. Mehr, bessere und praxisbezogeneAusbildung soll vor
dem Praxisschock bewahren. Die für eine anspruchsvolle Berufsarbeit seit der Grün-
dung obligatorischer Volksschulen immer als ungenügend ausgebildet bezeichneten
Lehrerinnen und Lehrer werden daher oft als defizitäre Lehrpersonen betrachtet, welche
es weiterzubilden gälte. Ihre Fähigkeit zu eigenständiger Kompetenzentwicklung wird
unterschätzt. Spannend darum, dass eine erfahrene Lehrerbildnerin und Supervisorin
den Berufseinstieg -wtd nicht das Jungsein - der Lehrerinnen und Lehrer erforscht.

Manuela Keller-Schneider analysiert und charakterisiert zuerst die Merhnale des Be-
rufseinstiegs. Die Komplexitcit derberuflichenAnforderungen, die in keiner vorgelager-
ten Ausbildung vorweggenommen werden karm, der offene und mit widersprüchlichen
Erwarhrngen besetzte Berufsauftrag sowie fehlende überprüfbare Qualitdtsstandards
der Berußarbeit kennzeichnen die Ausgangslage. Im Fokus der zurückliegenden For-
schung standen (in den l97Oer-Jahren) sozialisationsorientierte Studien. Gefragt wurde
nach der Chance, ob die Ausbildung berufliche Orientierungen und Handlungsmuster
vermitteln bzw. fürdem kann, welche die individuellen Erfahrungen aufzubrechen ver-
mögen, um dadurch eine auf professionelles Handeln ausgerichtete Entwicklung zu er-
möglichen. Die in der ersten Berufstätigkeit sich zeigende Rückkehr vieler Berufsein-
gestiegener dieser 70er-Jahre m verhauten und oft Professionsstandards verletzenden
Orientierungs- und Handlungsmustern wurde durch die Metapher des Praxisschocks
erklärt - eine Lesart, welche vor allem eine Folge nicht gelungenen professionellen Be-
wältigungsverhaltens spiegelt, nämlich den entlastenden Einstellungswandel. DieAuto-
rinzieht den Schluss, dass Ausbildung wohl Anlass für eine professionelle Entwicklung,
nicht aber Modell beruflichen Handelns sein kann (5.21).

Weitere von Keller-Schneider referierte Forschungstraditionen beschäftigten sich mit
dem Erfassen der Anfangsschwierigkeiten von Berufseinsteigenden (gOer- und 90er-
Jahre), ihren erfahrenen Belastungen und Schwierigkeiten sowie mit berufsphasenspe-
zifischen und den Prozessen der Anforderungsverarbeitung gewidmeten Studien der
90er- und Nuller-Jahre. Die Autorin fasst als akhrellen Forschungsstand zusammen,
dass professionelle Entwicklung einen individuellen Bildungsgang darstellt und somit
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das individuelle Meistern beruflicher Entvvicklungsaufgaben den Berufseinstieg cha-

rakterisiert. Diesen Forschungsstand aufgreifend entwickelt Keller-Schneider ein Mo-
dell der Kompetenzentvvicklung im berufsbiografischen Verlauf (5.112-115) und unter-

sucht daraufaufbauend berufliche Anforderungen aus der Sichtweise der Betroffenen.
Ihre Bewältigung und die individuelle Beanspruchung dwch die Bewältigung dieser

beruflichen Anforderungen setzt sie in Beziehung zu den individuellen Ressourcen:

Merkmale und Kompetenzeinschätzungen der Person, Merkmale der Arbeitssituation

sowie genutzte soziale Ressourcen. Die Anforderungen werden qualitativ-inhaltsana-

lytisch erschlossen (Vorstudie) und die individuelle Anforderungsverarbeitung bzw.

Beanspruchungswahrnehmung wird mittels quantitativer Methoden (Hauptstudie) in
einer Stichprobe von 155 berufseinsteigenden Lehrpersonen (Gesamterhebung Kanton

Zijrr|Lch 2005-2006) urd einer Vergleichsstichprobe von 136 erfahrenen Lehrpersonen

(Praxislehrpersonen der Pädagogischen Hochschule) untersucht. Faktoranalytisch wird
ein Modell berufsphasenspezifischer Anforderungswahrnehmung entwickelt, welches

belegt, dass Berufseinsteigende bei vergleichbarer subjektiver Beanspruchung die Be-

rufsanforderungen anders wahrnehmen als erfahrene Lehrpersonen.

Aus den umfangreichen Ergebnissen der Studie soll eine Auswahl zur eingehenden

Lektäre ermuntem. Das zugrunde gelegte Rahmenmodel/ berücksichtigt die wesent-

lichen Kompetenzkomponenten, um das Verhältnis von Kompetenzbereichen und be-

ruflichem Handeln (Performanz) bzw. seiner Reflexion zu erfassen. Die regressionsa-

nalytischen Befunde zeigen auf, dass die Beanspruchung im Berufseinstieg sehr wohl
mitbestimmt wird durch individuelle Persönlichkeitsdispositionen. Berufswahl und Be-

rufseignung sollten darauf Bezug nehmen: Zum Erreichen von Professionalität lassen

sich günstigere und weniger gtinstige Dispositionsmuster identifizieren (S. 303 f.). Ein
Berufsstudium kann Grundlagen z,Jffr Gelingen einer guten beruflichen Entwicklung
leisten - das Gelingen des Berufseinstiegs aber kann eine Ausbildung nicht verant-

worten. Aufgrund threr Dispositionen dirften Studierende Ausbildungsangebote unter-

schiedlich nutzen und haben im Berufseinstieg Entwicklungsaufgaben unterschiedlich

zu bewältigen - und weiterzulemen. Daher - so die Folgerung - müssen sie als voll-
wertige Berufspersonen mit Innovationspolenzial emst genornrnen werden, welche

institutionelle Angebote zur Professionalitätsentwicklung auch im Berufseinstieg indi-
viduell wählen und nutzen können.

In grossen Arbeiten lassen sich immer Anlässe zur Kritik finden; das <Kritteln) unter-

bleibt hier, weil das Forschungsdesign stimmig mit einem weiten Blick auf berufsbio-
grafische Entwicklungen gepaart ist. Weiterlesen im Original lohnt sich.

Stefan Albisser, Prof. Dr.,Pädagogische Hochschule Zürich, Rämistrasse 59, 8090 Zürich,

stefan.albisser@phzh.ch
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Müllef E H., Eichenberger; A., Lüders, M. & Mayri J. (Hrsg.). (2010). Lehre-
rinnen und Lehrer lernen. Konzepte und Befunde zur Lehrertoftbildung.
Münster: Waxmannn 506 Seiten.

Vor rund 200 Jahren kursierte in Österreich der folgende Spotfvers: <Willst du wissen,
lieber Christ, was für ein Mensch derAermste ist? So lass es dir gesaget sein: Das arme
Dorfschulmeisterlein.>> Seither haben sich Ausbildung und Ansehen der Lehrpersonen
in Österreich, Deutschland und der Schweiz grundlegend geändert. Deren Grund-
ausbildung auf Hochschulstufe ist nicht mehr bestritten, das Aufgabenspektrum von
Lehrerinnen und Lehrem erweitert sich ständig. Ebenso rurbestritten ist die Notwen-
digkeit der Lehrerfortbildung im Sinne lebenslangen Lemens. Sie hat einen besonde-
ren Stellenwert fiir die Professionalisierung von heutigen Lehrpersonen erhalten. Der
vorliegende Band gibt, so der Klappentext, <<in 29 Beiträgen einen Einblick in aktuelle
Konzepte, Praktiken und Forschungsbefunde zur dritten Phase der Lehrerbildung im
deutschen Sprachraum - und darüber hinaus. Er zeigt auf, welche Zukunftsperspekti-
ven sich für die Lehrerfortbildung eröffiren und enthält konkrete Vorschläge, wie sie
wirkungsvoll gestaltet werden kann. Das Buch richtet sich an alle, die in Forschung,
Lehre und Management mit Lehrerfortbildung befasst sind.>

Tatsächlich enthält dieser Band eine Fülle von Befunden, Anregungen, Interventions-
möglichkeiten und Vorschlägen aus Deutschland, Österreich und der Schweiz, sodass
an der Lehrpersonenfortbildung Interessierte mit grosser Wahrscheinlichkeit etwas für
sie Interessantes finden werden.

Der umfangreiche Band ist in sieben Hauptkapitel eingeteilt. In den Kapiteln eins und
zwei werden Grundlagen, Konzepte und empirische Befunde zur wirksamkeit von
Lehrerfortbildung zusammengetragen. Frank Lipowsky verdeutlicht beispielsweise,
<dass unter günstigen Voraussetzungen durchaus von einer Wirksamkeit von Lehrer-
fortbildungs- und Professionalisierungsmassnahmen ausgegarigen werden kaln>
(s. s1).

Das dritte Kapitel heisst: <Breit angelegte Interventioneru>. Dahinter steht die Grund-
idee, dass Fortbildungen dann an Nachhaltigkeit gewinnen, wenn die Kollegien als teil-
autonome Einheiten mitmachen, sodass letztlich Weiterentwicklungen des gesamten
Schulsystems stattfi nden.

Das umfangreiche vierte Kapitel heisst: <<Spezifische Interventioneu. In elf Beiträgen
werden verschiedenste Themen wie <<Aktionsforschung>, <Bildungsstandards>>, <un-
terrichtsvideos>>, <<Selbstreguliertes Lemen und E-Learning>>, <<Kommunikation mit
Eltem>, <Gesundheitsforderung> oder <<Methodentraining>> angesprochen.

Das fünfte Kapitel heisst: <<Lehrerfortbildung abseits des Mainstream>. <<psychoana-
lytisch orientierte Lehrerfortbild.*gr, <outdoor-Training> und <<Begleitete Weiter-
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bildungsurlaube für Lehrpersonen) wären hier passende Stichworte. Mit <Outdoor-
Training> sind <Lemumgebungen mit natursportlichen Elementen, Problemlöse- und
Teamaufgaben sowie Reflexionsphasen> (S. 377) gemeint, die bisher in der Lehrperso-
nenfortbildung kaum eingesetzt werden.

Im sechsten Kapitel wird ein Blick über den deutschsprachigen Raum hinaus geworfen.
<Comenius-Projekte>, <Konzeption eines binationalen Certificate ofAdvanced Studies

<Schulentwicklung>, <<Unterstützungssysteme an schwedischen Schulen> und <Lehrer-
fortbildung in Kroatien> weisen hier die Richtung.

Das siebte Kapitel besteht aus den beiden Beiträgen <Strategien überdauemden En-
gagements von Lehrkräften in Schulinnovationsprojekten> und <Intensivierung der

Nachfrage nach Lehrerfortbildung - Vorschläge für Bildungspraxis und Bildungspo-
litib. Hier stehen somit die Fragen der Motivation im Zentrum, warum Lehrpersonen

zum Beispiel gewisse Fortbildungskurse besuchen. Wenn man von 30 bis 40 Jahren

ausgeht, die Lehrpersonen nach ihrer Erstausbildung unterrichten können, wird einem

die Tragweite dieser beruflichen Weiterbildung bewusst, oder in den Worten von Krai-
ner und Posch ist die <Fortbildung eine entscheidende Quelle der Professionalitätsent-
wicklung von Lehrkräfteu (S. 479).

Natürlich ist es nicht möglich, in einem Band den gesamten Stand der Theoriebildung,
der Forschung und der Praxis der Lehrerfortbildung im deutschen Sprachraum vollstän-
dig wiederzugeben und zu kommentieren. Die an diesem Band beteiligten Autorinnen

und Autoren tragen jedoch so viel Wissenswertes und Aktuelles zu diesen wichtigen
Fragen der Fortbildung von Lehrerinnen und Lehrem zusafllmen, dass <Lehrerinnen
und Lehrer lemen. Konzepte und Befirnde zur Lehrerfortbildung> eine Fundgrube für
alle ist, die sich intensiv mit diesen Fragen auseinandersetzen wollen.

Jürg Rüedi, Prof. Dr., Dozent für Erziehungswissenschaft, Fachhochschule Nordwestschweiz,

Pädagogische Hochschule, Institut Primarstufe Liestal, Kasemenstrasse 31,4410 Liestal,
juerg.rueedi@fhnw.ch
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Escher, D. & Messner, H. (2009). Lernen in der Schule. Ein Studienbuch.
Bern: h.e.p., 280 Seiten.

Proviant für den Weg zum professionellen Lernverständnis
Der bekannte AebliSchüler Helmut Messner, pensionierter Professor für Pädago-
gische Psychologie und Allgemeine Didaktik an der Pädagogischen Hochschule der
Fachhochschule Nordwestschweiz, hat vor etlichen Ja}ren in der schweizerischen Päd-
agogischen Reihe des Schroedel-Verlags das Schulbuch <Unterrichten lernen> heraus-
gegeben, das sich über längere Zeit in der Lehrerinnen- und Lehrerbildurg grosser
Beliebtheit erfreute. Vielleicht wird dies auch auf sein neuestes Werk über das Lemen
in der Schule nttreffen, das er zusammen mit dem Biologen und Psychologen Daniel
Escher verfasste, einem Dozenten für Entwicklungs- und Lempsychologie an der Päd-
agogischen Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz.

Wer dieses kürzlich erschienene Studienbuch zur Hand nimmt, wird sich über die schöne
Gestaltung und die übersichtliche, leicht lesbare Lemhilfe freuen. Das Lemen über das
Lernen zu fijrdem, ist der Zweck dieses Buches für angehende Lehrpersonen des Kin-
dergartens bis zur Sekundarstufe I. <Es soll als Lern- undArbeitsbuch den Studierenden
an Pädagogischen Hochschulen dienen und dazu die verschiedenen Ausprägungen und
Bedingungen des komplexen Phänomens Lemen im Lichte lemtheoretischer Konzepte
verständlich machen) (S. l0). Das Ziel des Buches ist es, <<die Studierenden durch das
Labyrinth der lempsychologischen Positionen und wissenschaftlichen Erkennbrisse zu
führeru> (S. 10). In neun Kapiteln werden grundlegende Sachverhalte gut verständlich
dargestellt und in jedem Kapitel finden sich zum vertieften Lemen Studienaufgaben
und Hinweise auf weiterführende Literatur. Anschauliche Beispiele, Bilder und zahl-
reiche Grafiken erleichtem das Verständnis und motivieren 

^rm 
Lesen.

Mit dem Kapitel 1 <Vom subjektiven zum professionellen Lemverständnis> lässt sich
das eigene Lemverständnis reflektieren und differenzieren. In den drei nachfolgenden
Kapiteln kommen die lernpsychologischen Evergreens zu ihrem Recht. Skinners Lern-
begrifl Verstdrkung, Bestrafirng, Verhaltensmodifikation und weitere Sachverhalte des
operanten Konditionierens (Kap. 2), Pawlows Theorie, klassisches Konditionieren,
emotionale Reaktionen sowie Signallernen im Unterricht (Kap. 3) werden ausführlich
dargestellt und plausibel gemacht. Das vierte Kapitel ist Banduras sozial-kognitiver
Lemtheorie gewidmet. Das Lernen am Modell, inklusive <cognitive apprenticeship>>
nach Collins, Brown & Newman (1989), ist gut erläutert. Die Forschung der letzten
20 Jafue zu den Lernansätzen in diesen drei Kapiteln wird nicht einbezogen.

Wygotskis soziokulturelle Theorie des Lernens im sozialen Austausch bildet das Kapi-
tel 5 und man ist in der Mitte des Buches angelangt. Nach der Lektäre dieses Kapitels
kann man die folgenden Studienaufgaben lösen: <<Suchen Sie Beispiele für die Zone der
proximalen Entwicklung bei Kindern oder Jugendlichen in einem bestimmten Fachbe-
reich und überlegen Sie, wie Sie das Potenzial der Kinder erfassen könneru> (S. 148)
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und <Überlegen Sie anhand dieser Beispiele, welche Hilfestellungen Ihnen als Lehr-

person konkret zur Verfügung stehen, um Ihre Schülerinnen und Schüler im Sinne des

<Einrüstens> durch die Zone hindurchzuführen. Beachten Sie dabei die vier Phasen des

Lemens in der Zone der proximalen Entwicklung) (S. 148). Das Kapitel 6 behandelt

Bedeutung, Formen, Repräsentationen und Erwerb des Wissens und illustriert die ko-
gnitive und konstruktivistische Sichtweise des Lernens.

Das deutlich umfangreichste Kapitel beschäftigt sich mit Behalten, Erinnern und Ver-

gessen (Kap. 7). Mit phantasievoller Metaphorik wird das alte Dreispeichermodell er-

läutert, nicht ohne das Potenzial, Interesse aufPräziseres zu wecken, aber auch mit dem

Gefahrenpotenzial, Fehlvorstellungen zu entwickeln. Thematisiert werden anschlies-

send unter anderem inhaltliche Gedächtnissysteme, Emotionen, Neuronen, Synapsen

und nachhaltiges Lemen. Schliesslich geht es sehr allgemein um Fertigkeiten und

Handlungsschemata (Kap. 8) sowie Wissenstransfer und Problemlösen (Kap. 9). Beide

Schlusskapitel enden, wie man sich das von den vorangegangenen Kapiteln gewohnt

ist, mit pädagogischen Empfehlungen.

Die einzelnen Kapitel können gut für sich allein gelesen werden. Die Portionen um-

fassen nvischen 22 (Kap. 5, 8) und 44 Seiten (Kap. 7). Alle, die etwas vom Lernen

verstehen - und wer tut dies nicht? - werden bei der Lektüre hin und wieder das eine

und andere ergänzen, prdzisieren und korrigieren oder streichen wollen sowie an eini-
gen Stellen Wichtiges vermissen und monieren, dass die Ausführungen und die Aus-

wahl der Konzepte nicht immer dem neuesten Stand der Lemwissenschaften gerecht

werden. Wer State of the Art, grosse Präzision und umfassende Darstellungen erwartet,

sollte aber keine Einfiihrungen lesen. Viele Leserirrnen und Leser im Novizenstadium

werden dank dieser Einführung reif für die weiterführende Fachliteratur sein.

Die beiden Autoren lösen den Wahlspruch <Make it simple but not stupid!> gut ein. Das

Buch kann auch deshalb empfohlen werden, weil es gleichsam ein Sprungbrett flir das

Weiterlemen auf einem höheren Niveau bereitstellt. Weiterlemen ist Studierenden an

Pädagogischen Hochschulen sehr zu empfehlen. Die Vollzüge des Lernens sind längst

nicht aufgeklärt. Lemen berührt Rätselhaftes des Menschen. Theorieansätze kogniti
onspsychologischer und neurowissenschaftlicher Provenienz, die dem besprochenen

Werk den Stempel aufdrücken, sind mit anderen Lembegriffen und mit pädagogischen

Theorien des Lemens zu konfrontieren, wie sie neuerdings wieder stdrker in den wis-
senschaftlichen Diskurs eingebracht werden.

Christoph Schmid, Prof. Dr., Pädagogische Hochschule Zürich, R;imistrasse 59, 8090 Zürich,

christoph.schmid@phzh. ch
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Berner, H., lsleri R. & Bräm, D. (2009). lmmer noch Lehrer! Portraits und
Essays. Mit einem Geleitwort von Hartmut von Hentig. Bern: Haupt.
243 Seiten, 20 Fotos, gebunden.

<Immer noch Lehrer!> stellt einen gelungenen Versuch dar, engagierte Persönlich-
keiten, die in unterschiedlicher Nähe einen Bezug zum Lehrberuf haben, in individu-
ellen Portraits zu erfassen. Bekannte Personen wie etwa der Schweizer Nationaltrainer
Ottmar Hitzfeld, aber auch unbekannte und junge Lehrpersonen schildem ihre Haltung,
ihre Arbeit, ihre Faszination zu ihrem Beruf - und verschweigen auch probleme und
Zweifel nicht. Die 20 Portraits präsentieren sich ganz unterschiedlich in ihrer Länge,
Reflexion, Tiefe, schwerpunktsetzung - gerade deshalb regen sie zum Selbemachden-
ken an. Sirurkrisen, Zweifel, Beschreibungen über gute und weniger gute Jahre im Be-
ruf, aber auch Träume, Hoffirungen und Visionen über eine bessere Schule sowie eine
gerechtere Gesellschaft finden sich an verschiedenen Stellen der Texte. Die Portraits
belegen zudem, wie Lehrpersonen mit Begeisterungsfiihigkeit und Engagement für
Kjnder, Jugendliche und Erwachsene (!) wichtige Beziehungsparbrer, Förderer, Un-
terstützer, ja Vorbilder sein und einen wichtigen Einfluss auf die Entwicklung ihrer
Schülerinnen und Schüler haben können.

Das vorliegende Buch bietet auch gute und konkrete Gegenbeispiele zur pauschalen Kri-
tik an Lehrpersonen. Besonders geftillt, dass es den klagenden Mainstream der heutigen
Diskussion über die Schule und die Lehrpersonen nicht einfach mit neuen Argumenten
bedient, sondern mit erfrischenden und zum Nachdenken anregenden Porhaits - und
darin eingestreut mit vier Essays der beiden erstgenarurten Autoren - einen wohltuen-
den Gegenpunkt setzt: Es gibt (auch heute noch) gute Gründe, als Lehrperson mit Freu-
de und Engagement zu arbeiten, ohne reale Probleme und klar mangelhafte Rahmenbe-
dingungen zu negieren. Statt die Debatte über den Lehrberuf mit Defizitdiagnosen zu
bestätigen oder naive abgehobene Bildungswelten zu propagieren, zeigen die porhaits
reale, gelungene Wege in, durch und auch aus der Schule - und die vier beleuchtenden,
klärenden und reflektierenden Essays von Bemer und Isler stellen diese individuellen
Varianten in einen grösseren gesellschaftlich-historischen Zusammenhang und weisen
auf entsprechende Ergebnisse, z.B. aus unterrichtsforschung und psychologie hin.
Wichtige Themen - als Beispiele seien namentlich nur erwähnt die Probleme der Indi-
vidualisierung, <<verdampfte Autoritäb oder Selbstwirksamkeit - vertiefen Berner und
Isler und erhellen und erweitem so letztlich die Lehrpersonen-Porhaits.

Im Nachfolgenden eine kleine Auswahl mir persönlich besonders wichtig erscheinender
Aussagen, Fragestellungen und Erkenntnisse aus den Portraits:

(l) <<Natürlich ist der Trainer ein Fussball-Lehren> lautet der Titel des Porfraits von
Hitzfeld - eine bedenkenswerte Aussage. Hitzfeld schreibt weiter, wie er von den
schlechten Lehrern in seinem Leben fast mehr gelernt hätte, da es für ihn eindrückliche
und abschreckende Erfahrungen waren: <Ich wurde dadurch gewarnt und wollte ihre
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Buchbesprechungen

Fehler auf keinen Fall nachahmen.D Dies belegt die wichtige Aussage von Montaigne

in seinen Essays, dass man von allen Menschen letztlich immer lernen könne, und sei

es in Abgrenzung 
^tm 

Gegenüber! Hitzfeld, der eine vollst?indige Lehrerausbildung

absolviert hat, erkennt: <lhichtig sind aber auch das Planen und das strindige Hinter-

fragen des Geplanten. Der psychologische Aspekt ist fi)r mich zentral, man muss sich

beispielsweise in die Situation anderer versetzen können.> Und etwas später doppelt

er nach: <Wenn ich etwas anordne, frage ich mich immer zuerst, t'vie ich selber als

mein Gegenüber darauf reagieren würde> (S. 26). Seine Zuversicht und seine Haltung

auch bei Niederlagen sind ebenfalls bedenkenswert: <<Ich habe jede kamsitzung nach

verlorenen Spielen, in denen ich sehr kritisch sein musste, mit etwas Positivem und mit

Zuversicht abgeschloss eu (5. 28).

(2) In Dana Wassner-Palakovas Bericht - sie stammt aus der ehemaligen Tschecho-

slowakei und liess sich in der Schweiz zur Lehrerin umschulen - beeindrucken ihre

Einsicht in die Notwendigkeit von gegenseitigem Respekt und die Erkenntnis, <<dass

ich am meisten dort ich selbst bin, wo die Beziehungsgrundlage nuischen Schülerinnen

und Schülern und mir tragfrihig und stimmig rslr (S. 37). Die Beziehung zwischen

Schülerinnen und Schülem und Lehrperson als eine zentrale Basis für die gemeinsame

Arbeit im Klassenzimmer betont ebenfalls die Sekundarlehrerin Maja Burkhart. Zwei

Aussagen, die sich empirisch bestätigen lassen.

(3) Zum Essay von Rudolf Isler über Selbstwirksamkeit gibt uns der brasilianische

Oberstufenschüler Heverton Souza ein schönes Beispiel in der Form einer wichtigen
persönlichen Erkenntnis, die ihm seine Mutter vermittelt und die er so verinnerlicht
hat: Wenn er etwas erreichen möchte, dann muss er dafür kämpfen und nicht einfach

darauf warten, dass die Dinge passiercn: <<Ich muss dffir sorgen, dass es passiert, ich

muss hinterherlaufen und es machen und es wollen und es auch tuntt (S. 106). Ohne

eigene Anstrengung, ohle eigenen Einsatz und Beharrlichkeit, so könnte man anfügen,

ist keine Selbstwirksamkeit und keine Zielsetzung - im Fall von Souza das Berufsziel

Lehrer! - möglich.

Das Buch ist schliesslich auch formal gelungen: Sorgfültig gestaltet sowie anschaulich

bebildert mit ausdrucksstarken Fotografien von Donat Bräm.

Ein Kdtikpunkt und gleichzeitig Wunsch für die 2. Attflage wäre: Ein Portrait einer

Kindergärtnerin bzw. Eingangsstufenlehrkraft fehlt und würde die Thematik vervoll-

ständigen.

Jürg Frick, Prof. Dr., Psychologe FSP, Dozent und Berater an der Pädagogischen Hochschule Zürich,

Birchstrasse 95, Postfach, 8090 Zürich, juerg.frick@phzh. ch
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Aebli Näf Stiftung
zur Förderung der Lehrerinnen- und Lehrerbildung in der Schweiz

Die Aebli Näf Stiftung fördert Personen der Lehererinnen- und Lehrerbildung (LLB) durch Persönliche Beiträge und

durch inhaltlich fokussierte Stipendien.

1. Persönliche Beiträge

Weiterbildung: Unterstüt^ werden Dozierende und Mitarbeitende an pädagogischen Hochschulen sowie an

anderen LLB-lnstitutionen, die sich in einer eziehungswissen-schaftlichen Disziplin (Pädagogik, Pädagogische
Psychologie, Allgemeine Didaktik, Fachdidal<lik) weiterbilden (vom begrenaen Vorhaben bis zur Dissertation und
Habilitation).

Ausbildung: Gefördert wird auch die Ausblldung auf eine Lehrtätigkeit in einer eziehungswissenschaftlichen
Disziplin der LLB.

Beitragshöhei maximal CHF 1 0'000 pro Person und Jahr

Meh r I nform ati o nen : http://www.ans.ch/foerderung/pers-beitrag.htm

2. Stipendien

Eine nachhaltige Form der Unterstützung sind die Stipendien für einen Studien- oder Forschungsaufenthalt an

einem von der Stiftung bezeichneten Kompetenzzentrum (Aufenthaltsdauer 2 bis 5 Monate).

Dies sind die Angebote (inhaltliche Fokussierungen und entsprechende Kompetenzzentren):

Didaktik der Naturwissenschaften und der Mathematik
(1) Leibniz-lnstitut für die Pädagogik der Naturwissenschaften (lPN), Kiel (Prof. Dr. Olaf Köller)

DidaRik der Erstsprache im deutschen Sprachraum
(2) Universität Hamburg (Prof. Dr. Petra Hüttis-Graf0
(3) Universität Duisburg-Essen (Prof. Dr. Albert Bremerich-Vos)

Didaktik der Erstsprache im französischen Sprachraum
(4) Universit6 de Genöve (Prof. Dr. Joaquim Dolz & Prof. Dr. Bernard Schneuwly)
(5) IUFM de Paris (Prof. Dr. Sylvie Plane & Prof. Dr. Frangoise Gadet)
(6) Universit6 de Lille 3 (Prof. Dr. Yves Reuteo

Pädagogik und Didaktik der Schuleingangsstufe
(7) Universität Bremen (Prof. Dr. Ursula Carle)
(8) Universität Dortmund (Prof. Dr. Lilian Fried)

Beitragshöhe: maximal CHF 10'000 pro Person und Jahr

Mehr lnformationen: http://vwvw.ans.ch/foerderung/stipendium.htm

Auskunft
Prof. Dr. Peter Bonati, Präsident des Fachrats der ANS, Höheweg 9, 3400 Burgdorf
Iel. O34 422 20 01 , bonati.p@bluewin.ch

August 2010 Der Fachrat der Aebli Näf Stiftung
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Voranzeige: 3. Durchführung

Zertifikat in Mentoring und Coaching
in der Lehrerbildung

Zielpublikum
DieserAusbildungsgang richtet sich an Lehrerbildnerinnen und Lehrerbildner, die in der
konzeptionellen sowie praktischen Gestaltung und Umsetzung von berufspraktischen
Ausbildungselementen oder praxisbezogenen Formen der Weiterbildung engagiert sind,

Kursziele
Die Teilnehmenden erhalten eine praxisbezogene Einführung in unterschiedliche Ansätze
des Mentorings und Coachings in der berufspraktischen Ausbildung, in der Berufsein-
führung sowie in derWeiterbildung und führen eine theoretisch fundierte Auseinander-
setzung mit den damit verknüpften Gestaltungsfragen.

lnhalte
r Befunde zu traditionellen Formen von Praktika und Weiterbildung
r Reflexives Lernen in Praktika und Weiterbildung
r Werkzeuge zur Analyse von Unterricht und Unterrichtsqualität
r Mentoring in der Grundausbildung
r Coaching in Grund- und Fortbildung
r Vertiefungselemente wie Fehlerku ltur, Ethos, Beurteilung, Portfolios

Kursverantwortung
Prof. Dr. Fritz Staub, Departement Erziehungswissenschaften der Universität Freiburg
Prof. Dr. Alois Niggli, Pädagogische Hochschule Freiburg

Dauer und Ort
September 20'l 1 - Juni 201 2, Universität Freiburg (23 Kurstage)

Abschlussarbeit und praktische Übungen
ca. 250 Arbeitsstunden

lnformation
Weiterbi ldungsstel I g Annette Enz, U niversität Freiburg
Rue de Rome 6,1700 Freiburg

Tel. 026 300 73 46,Fax 026 300 96 49, E-Mail:formcont@unifr.ch
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zur Förderung der Lehrerinnen- uno Lenrerbirourffil #?!t"tff:i?

3l",.iTH,1liTll1t;;T3rirä:nen 
der Lehererinnen- und Lehrerbilduns (LLB)durch persönriche Befträse und

1. Persönliche Beiträge

weiterbildung: unterstütä werden Dozierende und Mitarbeitende an pädagogischen Hochschulen sowie ananderen LlBJnstitutionen, die sich in einer eziehungswissen-scnatticnen Disziplin (pädagogik, pädagogischePsychologie' Allgemeine Didaktik, Fachdid antxl weüriiJln (vom begrenzen vornaben bis zur orssertation undHabilitation).

Ausbildung: Gefordert wird au ch die Ausbitdung auf eine Lehrtäügkeit in einer eziehungswissenschaftlichenDisziplin der LLB.

Beitragshöhe: maximal CHF 1O'OOO pro person und Jahr

Mehr I nformationen: http://www.ans.ch/foerderung/pers_beitrag.htm

2. Stipendien

Eine nachhaltige Form der unterstützung sind die stipendien für einen studien- oder Forschungsaufenthalt aneinem von der stiftuns bezeichneten xompetenzzeniru-Ärr*tÄäriräärär'ä'o,Jä ,lir:üi1""'
Dies sind die Angebote (inharfliche Fokussierungen und entsprechende Kompetenzzentren):

Didaktik der Naturwissenschaften und der Mathematik
(1) Leibniz-rnstitut für die pädagogik der Naturwissen;;Ä;i"" (rpN), Kier (prof. Dr. oraf Köiler)

Didaktik der Erstsprache im deutschen Sprachraum
(2) Universität Hamburg (prof. Dr. petra ff,ittb_Or*fy 

- '

(3) Universitdt Duisburg-Essen (prof. Dr. Albert Siemerich,vos;

Didaktik der Erstsprache im französischen Sprachraum
(4) universite de cenöve (prof. Dr. Joaquim Dorz & pr;. ; Bernard schneuwry)
(? IUFM de paris (prof. Dr. Sylvie plane& prof. Or. frangoise CaOeü(6) Universit6 de Li[e 3 (prof. Dr. yves Reuter)

Pädagogik und Didaktik der Schuleingangsstufe
(7) Universität Bremen (prof. Or. Ursuta Cänei
(8) Universität Dortmund (prof. Dr. Lilian Frieä)

Beitragshöhe: maximal CHF 1 0,000 pro person und Jahr

M e h r I nfo rm ati onen : http://wwwans.ch/foerderung/stipendium.htm

Auskunft
Prof. Dr. Peter Bonati, präsident des. Fachrats der ANS, Höheweg 9, 3400 BurgdorfTel.034 422 20 01, bonati.p@btuewin.ch

August 201 0 
Der Fachrat der Aebli Näf Stiftung
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Voranzeige: 3. Durchführung

Zertifikat in Mentoring und Coaching
in der Lehrerbildung

Zielpublikum
Dieser Ausbildungsgang richtet sich an Lehrerbildnerinnen und Lehrerbildner, die in der
konzeptionellen sowie praktischen Gestaltung und Umsetzung von berufspraktischen
Ausbildungselementen oder praxisbezogenen Formen der Weiterbildung engagiert sind.

Kursziele
Die Teilnehmenden erhalten eine praxisbezogene Einführung in unterschiedliche Ansätze
des Mentorings und Coachings in der berufspraktischen Ausbildung, in der Berufsein-
führung sowie in der Weiterbildung und führen eine theoretisch fundierte Auseinander-
setzung mit den damit verknüpften Gestaltungsfragen.

lnhalte
r Befunde zu traditionellen Formen von Praktika und Weiterbildung
r Reflexives Lernen in Praktika und Weiterbildung
r Werkzeuge zur Analyse von Unterricht und Unterrichtsqualität
r Mentoring in der Grundausbildung
r Coaching in Grund- und Fortbildung
r Vertiefungselemente wie Fehlerkultur, Ethos, Beurteilung, portfolios

Kursverantwortung
Prof. Dr. Fritz Staub, Departement Erziehungswissenschaften der Universität Freiburg
Prof. Dr. Alois Niggli, Pädagogische Hochschule Freiburg

Dauer und Ort
September 201 1 - Juni 2012, Universität Freiburg (23 Kurstage)

Abschlussarbeit und praktische übungen
ca. 250 Arbeitsstunden

lnformation
Weiterbildun gsstel le, Annette Enz, U niversität Freiburg
Rue de Rome 6,1700 Freiburg
Tel. 026 300 73 46, Fax 026 300 96 49, E-Mail: formcont@unifr.ch
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